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Datum der Aufstellung dieses Prospektes: 24.06.2008

Prospektherausgeberin, Emittentin und Anbieterin:
Top 3 Biogas GmbH & Co. KG

Sitz:
Kellerweg 12 
91154 Roth

Geschäftsanschrift: 
Lina-Ammon-Strasse 30
90329 Nürnberg

Telefon: 0911 - 92 90 550
Telefax: 0911 - 92 90 555

Handelsregister:	 Nürnberg, Amtsgericht Nürnberg HRA 14816
Geschäftsführer: 	 Georg Hetz, Bankkaufmann
	 Dietmar Hoffmann, Bankfachwirt

Gründungsdatum:	10.08.2007 

Die Top 3 Biogas GmbH & Co. KG übernimmt die Verantwortung für den Inhalt dieses Prospektes und erklärt, dass ihres Wissens 
die Angaben in diesem Prospekt richtig sind und keine wesentlichen Umstände ausgelassen wurden.

Nürnberg, den 24.06.2008

Georg Hetz	 Dietmar Hoffmann
Geschäftsführer der Top 3 Biogas GmbH & Co. KG	 Geschäftsführer der Top 3 Biogas GmbH & Co. KG
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Vorwor t
Sehr geehrte Anlegerin, sehr geehrter Anleger, 

Erneuerbare Energien leisten einen immer wichtigeren Bei-
trag für eine zukunftsfähige Energieversorgung. Deutschland 
ist hierbei nach wie vor führend. 2007 wurden bereits 14,3 
Prozent des deutschen Stroms umweltfreundlich erzeugt. 
Dies ist nicht zuletzt dem Engagement und der Investitionsbe-
reitschaft vieler Kapitalanleger zu verdanken. 

Neben den lukrativen finanziellen Chancen sichern diese In-
vestitionen auch den Erhalt der Lebensgrundlage künftiger 
Generationen. Allein der letztjährige Zuwachs an Ökostrom 
kann die Jahresproduktion eines Kernkraftwerkes ersetzen. 
Und er erspart unserem Klima 14 Mio. Tonnen Kohlendioxid. 

Das Gebot der Stunde ist, beim weiteren Ausbau Erneuerbarer 
Energien zügig voranzugehen. Mit der Beteiligung am Top 3 
Biogas Fonds können auch Sie davon profitieren. Das Erneu-
erbare Energien Gesetz garantiert über 20 Jahre die Abnahme 
des Ökostroms zu Festpreisen. Zudem verheißen die abge-
schlossenen Wärmenutzungsverträge gute Zusatzerträge.

In diesem Beteiligungsangebot wurden drei Biogasanlagen an 
verschiedenen Standorten in Ostdeutschland zusammenge-
fasst. Im Herbst 2008 ist Baubeginn geplant, so dass ab dem 
Frühjahr 2009 umweltfreundlich Strom aus Mais, Gras und 
Gülle erzeugt werden kann. 

Der Hersteller der Anlagen, die COWATEC AG, ist als Kom-
plettanbieter von Biogasanlagen und als Generalübernehmer 
für die Planung, den Bau und den Betrieb sehr erfahren. Zu-
sätzlich ist COWATEC für die ganzheitliche Betreuung der 
Anlagen zuständig. Das angesehene Institut für Energetik 
und Umwelt in Leipzig bewertet COWATEC-Anlagen als sehr 
zuverlässig und qualitativ hochwertig. Somit sind hier beste 
Voraussetzungen für einen wirtschaftlich erfolgreichen Be-
trieb gegeben.

Wir laden Sie ein, am Zukunftsmarkt der umweltfreundlichen 
Energieerzeugung teilzuhaben. Für Ihre Fragen sind wir gerne 
da. Sie erreichen uns telefonisch unter 0911 - 92 90 550 oder 
gebührenfrei unter 0800 - 834 1234 Montag bis Freitag von 
9.00 bis 20.00 Uhr. 

Wir freuen uns auf viele Jahre einer vertrauensvollen Part-
nerschaft.

Nürnberg, den 24.06.2008

Georg Hetz		  Dietmar Hoffmann
Geschäftsführer		  Geschäftsführer
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Das Angebot im Überblick

Emittentin Top 3 Biogas GmbH & Co. KG, Kellerweg 12, 91154 Roth
Geschäftsanschrift: Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg, 
Telefon: 0911 - 92 90 550

Geschäftsführer Georg Hetz, Dietmar Hoffmann

Branche Erneuerbare Energien

Form der Beteiligung Kommanditanteil an der Top 3 Biogas GmbH & Co. KG

Gegenstand der Beteiligung Errichtung und Betrieb von drei Biogasanlagen in Wittenberge, Nemsdorf-
Göhrendorf und Kogel zur Produktion und Verkauf von aus Biogas gewonne-
nem Strom und Wärme und Einspeisung des Stroms nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz

Investitionsvolumen 9,93 Mio. Euro

Emissionsvolumen 3,00 Mio. Euro

Herstellung, Aufbau und Wartung
der Anlagen

Die Cowatec AG ist spezialisiert auf Hightech-Biogasanlagen zur effizienten 
Energiegewinnung. Cowatec erschließt die Standorte, errichtet die Biogas-
anlagen als Generalunternehmer schlüsselfertig und übernimmt die Wartung 
der Anlagen.

Mittelverwendungskontrolle Durch einen unabhängigen Wirtschaftsprüfer

Anlegerkreis Investoren, die in zukunftsfähige und umweltfreundliche Stromerzeugung 
investieren und dabei eine angemessen hohe Rendite erzielen wollen.

Laufzeit unbegrenzt, Prognosezeitraum bis 31.12.2029

Mindestbeteiligung 5.000,- Euro.

Ausschüttungen 
(Prognose)

 318 % über den Prognosezeitraum bis 31.12.2029

Agio 5 %

Informations- und 
Kontrollrechte

Jahresbilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung, Kontroll- und Widerspruchs-
rechte nach §§ 164, 166 HGB und dem Gesellschaftsvertrag

Übertragbarkeit Weiterveräußerung durch Abtretung mit schriftlicher Zustimmung der Ge-
schäftsführung möglich

Nachschussverpflichtung Keine, soweit die gezeichnete Einlage geleistet wurde

Zeichnungsfrist Das öffentliche Angebot der Kommanditanteile beginnt einen Werktag nach 
Veröffentlichung des Verkaufsprospektes und endet mit der Vollplatzierung.
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Das Beteiligungsangebot
Mit der Beteiligung an der Top 3 Biogas GmbH & Co. KG 
können sich Kapitalanleger im Rahmen eines geschlossenen 
Fonds über Kommanditkapital an einem Energieprojekt im 
Bereich Biogas beteiligen. Anlageziel ist eine unternehmeri-
sche Beteiligung an der Top 3 Biogas GmbH & Co. KG, um 
hierdurch eine attraktive Rendite für den Anleger zu erzielen. 

Tätigkeit der Beteiligungsgesellschaft
Die Beteiligungsgesellschaft plant die Errichtung und den 
Betrieb von drei Biogasanlagen in Sachsen-Anhalt, Mecklen-
burg-Vorpommern und Brandenburg. Die Biogasanlagen wer-
den durch die Vergärung von nachwachsenden Rohstoffen, 
Gülle und Mist Biogas produzieren. Das erzeugte Biogas wird 
in Blockheizkraftwerken zu Strom und Wärme umgewandelt. 
Die Nettoeinnahmen der Fondsgesellschaft werden in diese 
drei konkreten Projekte investiert.

Die wichtigsten Tätigkeitsbereiche der Gesellschaft im Sinne 
der VerkProspV entsprechen dem Gesellschaftszweck, der 
dem am Ende des Vertrages abgedruckten Gesellschaftsver-
trag zu entnehmen ist.

Investitionssumme
Das Investitionsvolumen beträgt € 9,93 Millionen bei 3 Anla-
gen. Die exakte Verwendung der Mittel entnehmen Sie bitte 
dem Investitionsplan auf Seite 46. Ein unabhängiger Wirt-
schaftsprüfer überwacht als Mittelverwendungskontrolleur die 
Einhaltung des Investitionsplanes.

Zeitplan
Der Baubeginn soll im Herbst 2008 erfolgen. Die Inbetrieb-
nahme ist für Frühjahr 2009 geplant.

Generalunternehmer
Die Anlagen werden von der Cowatec AG als Generalunter-
nehmer errichtet und schlüsselfertig übergeben. Die Cowatec 
AG verfügt über langjährige Erfahrung in der Betreuung von 
Biogasanlagen und hat sich auf Hightech-Biogasanlagen zur 
effizienten Energiegewinnung spezialisiert.

In die Konzeption der Cowatec-Anlagen fließen Know-how 
und Erfahrung aus der technischen und biologischen Pro-
zessoptimierung von weit über 100 Biogasanlagen ein. Zum 
vertraglichen Leistungsumfang gehören Planung, Bau und In-
betriebnahme der Biogasanlagen ebenso wie die Optimierung 
der biologischen Prozesse der errichteten Anlagen.

Rohstoffe
Über die Lieferung der Rohstoffe (insbesondere Maissilage, 
Rinderfestmist und Rindergülle) wurden langfristige Lieferver-
träge mit Landwirten oder landwirtschaftlichen Produktions-
genossenschaften vor Ort geschlossen. 

Erträge aus Stromverkauf (Prognose) 
Auf Grundlage des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) 
wird über 20 Jahre plus dem Jahr der Inbetriebnahme eine 
feste, garantierte Einspeisevergütung für den aus Biogas er-
zeugten Strom gezahlt. Bei den Berechnungen wurde für die 
zwei baugleichen Biogasanlagen mit 536 kW Nennleistung 
von einem Vergütungssatz von 18,94 Cent/kWh und für die 
größere Anlage mit einer Nennleistung von 716 kW von einem 
Vergütungssatz von 15,99 Cent/kWh ausgegangen. Hieraus 
ergibt sich gem. Prognose ein jährlicher Erlös aus dem Ver-
kauf von Strom in Höhe von € 2,427 Millionen.
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Das Beteiligungsangebot

2008 0 % 2019 12 %

2009 4 % 2020 14 %

2010 6 % 2021 14 %

2011 8 % 2022 22 %

2012 8 % 2023 24 %

2013 8 % 2024 25 %

2014 8 % 2025 25 %

2015 8 % 2026 25 %

2016 8 % 2027 30 %

2017 8 % 2028 30 %

2018 8 % 2029 34 %

Gesamt 318 %

Erträge aus Wärmeverkauf ( Prognose ) 
Für alle drei Standorte existiert bereits ein vertraglich gesi-
chertes Wärmenutzungskonzept. Aus dem Verkauf der ent-
stehenden Abwärme werden jährliche Erträge von anfangs 
ca. € 68.500,- eingeplant. An einem der drei Standorten wird 
bislang nur ein kleiner Teil der Wärme genutzt. Da diese mög-
lichen Einnahmen in der Planrechnung unberücksichtigt ge-
blieben sind, besteht Potenzial für zusätzliche Einnahmen für 
die Fondsgesellschaft. Die genaue Aufschlüsselung entneh-
men Sie bitte der Prognoserechnung auf Seite 48.

Risiken der Anlage
Die Beteiligung an der Top 3 Biogas GmbH & Co. KG ist mit 
unternehmerischen Risiken verbunden. Ausführliche Informa-
tionen entnehmen Sie bitte dem Kapitel „Risiken“ ab Seite 10 
dieses Prospektes.

Form und Umfang der Beteiligung
Das Angebot bezieht sich auf Kommanditanteile an der Top 3 
Biogas GmbH & Co. KG. Das geplante Zeichnungsvolumen 
beträgt € 3,0 Millionen. Dies entspricht einer Eigenkapitalquote 
von 30,6 %. Die Mindestbeteiligung beträgt € 5.000,-. Höhere 
Einlagen müssen durch 2.500 teilbar sein.

Prognose der Ausschüttungen / Entnahmen

Anleger erhalten nach der Prognose Ausschüttungen in Höhe 
von 318 % über die betrachtete Laufzeit.
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Laufzeit
Grundsätzlich ist die Dauer der Beteiligung unbefristet. Die 
Gesellschafter können ihr Gesellschaftsverhältnis mit einer 
Frist von sechs Monaten zum Ende eines Geschäftsjahres, 
erstmals jedoch zum 31.12.2025 kündigen.

Handelbarkeit der Beteiligung 
Jeder Kommanditist kann seine Beteiligung mit Zustimmung 
der persönlich haftenden Gesellschafterin abtreten, wenn 
wenn sich der abgetretene Betrag durch 2.500 teilen lässt. 
Die Zustimmung darf nur aus wichtigem Grund versagt wer-
den. Die Abtretung wird mit Wirkung zum Beginn eines nach-
folgenden Geschäftsjahres gültig.

Einen relevanten öffentlichen Handelsplatz für Kommanditan-
teile (z.B. Börse) gibt es derzeit nicht. Die Emittentin wird sich 
bei Bedarf um die Vermittlung möglicher Verkaufswünsche 
aus dem Gesellschafterkreis an andere Anleger bemühen. 

Für den Erfolg einer Vermittlung kann jedoch keine Gewähr 
übernommen werden. 

Haftungsbegrenzung der Kommanditisten
Über das eingezahlte Kommanditkapital hinaus besteht in der 
Regel keine Nachschusspflicht (siehe auch Seite 13).

Steuerliche Auswirkungen
Dem Kommanditisten werden als Mitunternehmer die steuer-
lichen Ergebnisse der Gesellschaft anteilig zugerechnet. Zu 
Einzelheiten der Zurechnung der anteiligen Ergebnisse erfah-
ren Sie mehr im Kapitel „Steuerliche Grundlagen“ ab Seite 73.

Chancen der Anlage 
Die Prognosen über die Wirtschaftlichkeit der Beteiligung be-
inhalten nach Einschätzung der Emittentin hohe Sicherheits-
abschläge. Daher sind höhere Ausschüttungen als geplant 
möglich. Details finden Sie im Kapitel „Chancen“ auf Seite 18.
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Die Risiken im Überblick

Die Risiken im Überblick
Steuerrecht Veränderung der rechtlichen und steuerrechtlichen Grundlagen während der 

Laufzeit könnten sich nachteilig auswirken.

Fungibilität der Anteile Anteile an einer Kommanditgesellschaft sind nur eingeschränkt handelbar. 
Bei einem vorzeitigen Verkauf kann daher evtl. kein angemessener Kaufpreis 
erzielt werden.

Majorisierung bei
Gesellschafterbeschlüssen

In der Gesellschafterversammlung besteht das Risiko, zum eigenen Nachteil 
von den Mitgesellschaftern überstimmt zu werden.

Persönliche Anteilsfinanzierung Bei Darlehensfinanzierung der Anteile besteht das Risiko, das Darlehen nicht 
mehr tilgen zu können, wenn Ausschüttungen ausbleiben.

Änderung der Rechtslage Der Fonds basiert auf der gesetzlich geregelten Förderung der Erneuerbaren 
Energien. Entfällt diese Förderung oder wird sie verringert, können sich die 
Ausschüttungen reduzieren oder ganz ausbleiben.

Anlegerhaftung Die Beschränkung der Haftung auf die gezeichnete Anlage kann durch Entnah-
men aufgehoben werden und zu einem Wiederaufleben der Haftung führen.

Spätere Fertigstellung der Anlage Aufgrund unvorhergesehener Ereignisse kann sich die Fertigstellung der An-
lagen verzögern. Zwar trägt Cowatec das Baukostenrisiko, aber ein verspäte-
ter Beginn der Biogasproduktion trifft die Gesellschaft.

Insolvenz der Vertragspartner Bei Insolvenz eines Vertragspartners muss Ersatz gefunden werden, der 
möglicherweise nicht zu den selben Konditionen anbietet.

Rohstoffversorgung Trotz langfristiger Lieferverträge kann nicht ausgeschlossen werden, dass die 
Versorgung der Anlage mit ausreichenden Rohstoffen nicht oder nicht recht-
zeitig erreicht wird.

Anschlussverträge für
Rohstoffversorgung

Nach Auslaufen der 10-jährigen Rohstofflieferverträge müssen Rohstoffe 
möglicherweise zu höheren Preisen als geplant eingekauft werden.

Technische Verfügbarkeit Durch Ausfallzeiten der Anlage wegen technischer Defekte, die über das pro-
gnostizierte Maß hinausgehen, können Wartungs-, Reparatur- und Instand-
haltungskosten die eingeplanten Kosten übersteigen.

Prozessbiologie Störungen des biochemischen Prozesses der Biogasproduktion durch Tem-
peraturschwankungen, Rohstoffqualität etc. können die Gasproduktion nega-
tiv beeinflussen.

Versicherungsschutz bei
Schadensfällen

Unvorhergesehene Lücken im Versicherungsschutz können zu finanziellen Ein-
bußen führen. Nach einem Schadensfall können sich die Prämien erhöhen.

Bau- und BimschG-
Genehmigung

Erforderliche behördliche Genehmigungen können nicht, nicht rechtzeitig 
oder nur mit Auflagen erteilt werden.

Fremdkapital Die Fremdfinanzierung könnte nicht oder nur zu ungünstigeren Konditionen 
als in der Investitionsplanung vorgesehen gelingen.

Anschlussfinanzierung Die Anschlussfinanzierung könnte nach Ablauf der 10-jährigen Zinsbindung 
nicht zu den Konditionen erreicht werden, die geplant sind.
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Klagen und Widersprüche Gegen behördliche Genehmigungen steht den Nachbarn der Anlage der Ver-
waltungsrechtsweg offen. Hierdurch kann es zu einer Nutzungsuntersagung 
oder zu zeitlichen Verzögerungen beim Bau der Anlage kommen.

Anlage von liquiden Mitteln Die prognostizierte Verzinsung des liquiden Kapitals könnte nicht wie geplant 
erreicht werden.

Netzanschluss Geplante Netzanschlusspunkte könnten nicht realisiert werden, was zu höhe-
ren Kosten führen könnte.

Betriebskosten Tatsächliche Betriebskosten fallen höher aus als in der Prognose vorgesehen, 
was zu höheren Kosten führen könnte.

Betriebsdauer der Anlage Technische oder sonstige Probleme können dazu führen, dass der Betrieb der 
Anlage früher eingestellt werden muss als prognostiziert.

Preissteigerung Die Preissteigerung könnte höher sein als angenommen, was sich negativ auf 
die Prognose auswirken könnte.
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Eine Beteiligung an der Top 3 Biogas GmbH & Co. KG ist eine 
unternehmerische Beteiligung und als solche auch mit Risiken 
verbunden. Selbst sorgfältige Planung und vorsichtige Kalku-
lation können zukünftige Entwicklungen in rechtlicher, steuer-
licher oder wirtschaftlicher Hinsicht nicht völlig erfassen.

Unvorhergesehene Änderungen in Planung oder Kalkulation 
können Abweichungen der tatsächlichen von der prognos-
tizierten Entwicklung der Gesellschaft nach sich ziehen. Im 
Extremfall können diese zum Totalverlust des Beteiligungsbe-
trages führen.

Maximales Risiko
Das maximale Risiko des Anlegers ist der vollständige Verlust 
des eingezahlten Kapitals. Sollte ein Anleger den gezeich-
neten Anteil finanzieren, würde sich das Risiko um Finanzie-
rungskosten, Zinsen und ggf. Steuernachzahlungen erhöhen. 

Da jeder Anleger mit einer Beteiligung individuelle Ziele ver-
folgen kann, sollten die Angaben und Annahmen im Prospekt 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Situation geprüft wer-
den. Gegebenenfalls sollte sich der Anleger vor einem Beitritt 
von einem fachkundigen Dritten seines Vertrauens beraten 
lassen.

Steuerrecht
Die dargestellten Angaben zur steuerlichen Behandlung für 
einen Anleger, der in Deutschland lebt und uneingeschränkt 
steuerpflichtig ist, wurden mit einem Vertreter des steuerbera-
tenden Berufsstandes abgestimmt.

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass sich die rechtli-

chen und steuerlichen Grundlagen während der Fondslaufzeit 
ändern. Die in diesem Prospekt dargestellten steuerlichen As-
pekte beruhen nicht auf einer verbindlichen Auskunft der zu-
ständigen Finanzbehörden. Eine anders lautende Auffassung 
durch die Finanzbehörden oder Finanzgerichte kann nicht 
ausgeschlossen werden. Gleiches gilt für eine sich ändern-
de Rechtsprechung oder Verwaltungspraxis. Dies könnte zu 
einem ungünstigen Geschäftsverlauf und dadurch zu niedri-
geren Ausschüttungen führen.

Fungibilität (Handelbarkeit) der Anteile
Einen nennenswerten öffentlichen Handelsplatz für Kom-
manditanteile wie z.B. eine amtliche Börse gibt es derzeit 
nicht. Die in den letzten Jahren entstandenen nicht-amtlichen 
Zweitmarkt-Börsen für den Handel „gebrauchter“ Kommandit-
anteile sind noch wenig bekannt, so dass hiervon noch keine 
signifikante Nachfrage erwartet werden kann. 

Die Emittentin wird sich bei Bedarf zwar um die Vermittlung 
möglicher Verkaufswünsche aus dem Gesellschafterkreis an 
andere Anleger einsetzen, für den Erfolg einer Vermittlung 
kann jedoch keine Gewähr übernommen werden.

Zweiterwerber profitieren in der Regel nicht von den Wer-
bungskosten der Anfangsphase wie der Ersterwerber. Bei 
einem Verkauf ist es daher möglich, dass der erwartete Kauf-
preis nicht erzielt werden kann.

Zudem ist die Top 3 Biogas GmbH & Co. KG bei einer der 
drei Biogasanlagen Eigentümerin des Grundstücks, auf dem 
die Biogasanlage errichtet wird. Das vom Anleger somit an-
teilig gehaltene Grundvermögen unterliegt nach § 23 Abs. 1 

Risiken
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S. 4 EStG auch bei der Veräußerung von Kommanditanteilen 
der 10-jährigen Spekulationsfrist für Grundstücke. Für den 
Anleger kann es somit zu einer Besteuerung des Veräuße-
rungsgewinns kommen, wenn die Veräußerung innerhalb der 
Spekulationsfrist erfolgt. Die Fungibilität ist dadurch zusätz-
lich eingeschränkt.

Dem Anleger wird empfohlen, im Bedarfsfall seinen Steuerbe-
rater zu konsultieren, um die Auswirkungen zu beurteilen.

Majorisierung bei Gesellschafterbeschlüssen
Werden von einem Kommanditisten Mitbestimmungsrechte 
nicht wahrgenommen, z. B. durch Nichtabgabe der Stimmen 
bei Gesellschafterbeschlüssen oder Nichtteilnahme an Ge-
sellschafterversammlungen, so kann sich dieser Komman-
ditist nicht später gegen Beschlüsse wehren, da ordnungs-
gemäß zustande gekommene Beschlüsse immer von allen 
Gesellschaftern mitgetragen werden müssen. 

Da die Gesellschafterversammlung mit Mehrheit entscheidet, 
können für den in der Minderheitsposition befindlichen Anle-
ger unter Umständen wirtschaftliche und steuerliche Nachtei-
le eintreten.

Persönliche Anteilsfinanzierung
Die Fondsgesellschaft empfiehlt eine Anteilsfinanzierung 
nicht. Ein individuell aufgenommenes Darlehen zur Finanzie-
rung der Kommanditbeteiligung ist unabhängig von der wirt-
schaftlichen Entwicklung der Anlage zu betrachten. Diese 
kann nicht als Grundlage für Zins- und Tilgungsleistungen 
des aufgenommenen Darlehens herangezogen werden. Es 
besteht die Möglichkeit, dass der Anleger keine oder gerin-
ger ausfallende Erträge aus seiner Beteiligung erhält, als 
geplant, so daß er seine Zins- und Tilgungsleistungen nicht 
oder nur unvollständig erfüllen kann.

Änderung der Rechtslage
Auf Grundlage des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) 
wird der in den Biogasanlagen erzeugte Strom an den regi-
onalen Energieversorger verkauft. Die Energieversorger sind 
nach dem derzeit geltenden EEG verpflichtet, diesen Strom 
20 Jahre lang zu einem festen Preis zu vergüten. Änderungen 
oder die Aufhebung dieses Gesetzes könnten die Einnahme-
situation der Gesellschaft daher negativ beeinflussen.

Ein Wegfall oder die Einschränkung der EEG-Förderung könnte 
z. B. dann eintreten, wenn das EEG entgegen der aktuellen 
Empfehlung des Bundesumweltministeriums zu Ungunsten 
der Biogasproduktion modifiziert oder als solches abgeschafft 
würde. Letzteres wäre nicht auszuschließen für den Fall, dass 
das EEG gegen höherrangiges Recht, insbesondere gegen 
EU-Recht, verstößt. Auch wenn mögliche Vorstöße bisher 
nicht formuliert wurden, ist eine zukünftige Rechtsprechung 
zu Ungunsten des EEG vor dem Hintergrund der weiterge-
henden Liberalisierung des Strommarktes auf europäischer 
Ebene nicht völlig auszuschließen. In diesem Fall könnte der 
deutsche Gesetzgeber gezwungen sein, das EEG einschließ-
lich der Regelungen der Mindestentgelte ganz oder teilweise 
aufzuheben.

Dadurch könnte der wirtschaftliche Betrieb der Biogasanlagen 
gefährdet sein, was zu verminderten Ausschüttungen oder gar 
einem teilweisen oder vollständigen Verlust der Kapitaleinlage 
führen könnte.

Anlegerhaftung
Die Haftung eines Kommanditisten ist auf die Höhe der im 
Handelsregister eingetragenen Einlage beschränkt. Diese ist 
identisch mit dem Zeichnungsbetrag. Werden die Kapitalan-
teile durch Entnahmen (Ausschüttungen) oder zusätzliche 
Zahlungen unter die eingezahlte Einlage gemindert, lebt die 
Haftung gemäß § 172 Abs.4 HGB wieder auf. Gleiches gilt, 
soweit Entnahmen getätigt werden, während der Kapitalan-
teil des Kommanditisten durch steuerliche Verluste unter den 
Betrag der eingezahlten Kommanditeinlage herabgemindert 
wurde. Sollte in dieser Phase die Liquidität der Gesellschaft 
angespannt sein, könnte es sein, dass die Anleger die ent-
nommenen (ausgeschütteten) Beträge an die Beteiligungsge-
sellschaft zurückzahlen müssen.

Bis zur Eintragung in das Handelsregister wird die Beteiligung 
als atypisch stille Gesellschaftsbeteiligung in Höhe der Einlage 
behandelt. Die Haftung beschränkt sich auch in diesem Über-
gangszeitraum auf die Höhe der gezeichneten Einlage. Darü-
ber hinaus hat der Anleger keine weiteren Leistungen zu er-
bringen. Eine Nachschusspflicht besteht grundsätzlich nicht.

Spätere Fertigstellung der Anlage
Die Cowatec AG übernimmt als Generalunternehmer die Er-
richtung der Biogasanlagen, die der Top 3 Biogas GmbH & 
Co. KG schlüsselfertig zum Festpreis übergeben werden. Das 
Risiko einer unvorhergesehenen Steigerung der Baukosten 
liegt somit bei der Cowatec AG. 

Es ist jedoch möglich, dass sich durch den Eintritt unvorherge-
sehener Ereignisse bei der Errichtung der Anlage die Bauzeit 
verlängert und die Anlage deshalb nicht zum vorgesehenen 
Zeitpunkt an die Top 3 Biogas GmbH & Co. KG übergeben wer-
den kann. Da in einem solchen Fall erst später als angenom-
men mit der Produktion von Biogas begonnen werden kann, 
könnten sich die Ausschüttungen an die Anleger zumindest im 
ersten und zweiten Geschäftsjahr entsprechend vermindern.

Zudem besteht bei einer verzögerten Errichtung der Anlage 
das Risiko, dass dies zu einer niedrigeren Einspeisevergütung 
für die gesamte Laufzeit führt. Kann die Anlage erst im Jahre 
2010, statt wie geplant 2009, ans Netz gehen, so reduziert 
sich die Einspeisevergütung nach der am 06.06.2008 im Bun-
destag verabschiedeten Neufassung des EEG um 1 %. Dies 
hätte Auswirkungen auf die gesamte Wirtschaftlichkeitsrech-
nung, würde zu Mindereinnahmen bei der Fondsgesellschaft 
führen und damit reduzierte Ausschüttungen an den Anleger 
nach sich ziehen.

Insolvenz der Vertragspartner
Die Cowatec AG hat sich als Generalunternehmer zur ver-
tragsgemäßen Fertigstellung der Biogasanlage verpflichtet. 
Sollte es zu einer verspäteten oder mangelhaften Herstellung 
der Anlagen kommen, stehen der Fondsgesellschaft Ansprü-
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che gegen die Cowatec AG zu. Da der Haftungsumfang dieser 
Forderungen möglicherweise die Kapitalkraft dieses Unterneh-
mens übersteigt, ist nicht ausgeschlossen, dass Ansprüche 
nicht oder nicht in vollem Umfange durchgesetzt werden könn-
ten. Dies würde zu einem teilweisen oder vollständigen Einnah-
meausfall auf Seiten der Top 3 Biogas GmbH & Co. KG führen, 
was verzögerte oder verringerte Ausschüttungen und gegebe-
nenfalls einen Totalausfall der Kapitaleinlage nach sich ziehen 
kann. Nähere Informationen zur Cowatec AG siehe Seite 30.

Im Falle einer Vertragsverletzung oder der Insolvenz des Ge-
neralunternehmers Cowatec AG bestehen für die Top 3 Bio-
gas GmbH & Co. KG zwei Möglichkeiten: 

Sie könnte, soweit möglich, in die Verträge des Generalunter-
nehmers mit dessen Subunternehmen eintreten und die Fer-
tigstellung der Anlage selbst zu Ende führen. In einem solchen 
Fall ist gegebenenfalls mit höheren Aufwendungen als pros-
pektiert zu rechnen. Darüber hinaus würde die Top 3 Biogas 
GmbH & Co. KG die Risiken im Zusammenhang mit der Er-
richtung der Anlage selbst tragen. Hierzu gehören Risiken be-
züglich der zeit-, leistungs- und budgetgemäßen Fertigstellung 
der Anlage sowie der Gewährleistung der einzelnen Lieferan-
ten. Dies könnte zu nachteiligen Abweichungen gegenüber 
der Investitionsrechnung und der Ergebnisprognose führen.

Eine weitere Möglichkeit wäre die Beauftragung eines neu-
en Generalunternehmers. Dadurch könnte die Übernahme 
des Baukostenrisikos vermieden werden. Jedoch besteht die 
Möglichkeit, dass der neue Generalunternehmer seine Leis-
tungen zu einem höheren als dem kalkulierten Preis anbietet. 
Dies könnte zu nachteiligen Abweichungen gegenüber der In-
vestitionsrechnung und der Ergebnisprognose führen.

Im Falle der Insolvenz des Generalunternehmers Cowatec AG 
bestünde die Möglichkeit, dass die vertraglich vereinbarten 
Wartungs- und Reparaturleistungen an den Biogasanlagen 
dann von einem anderen Unternehmen zu einem höheren 
Preis eingekauft werden müssten. Dies würde zu nachteiligen 
Abweichungen gegenüber der Investitionsrechnung führen 
und könnte die Ausschüttungen vermindern. 

Rohstoffversorgung
Der Betrieb der Biogasanlagen setzt eine ausreichende Ver-
fügbarkeit der benötigten Einsatzstoffe voraus. Zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung ist die Rohstoffversorgung durch 
langfristige Verträge (Laufzeit 10 Jahre) bereits zu 100 % ge-
sichert. Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass 
die ausreichende Versorgung der Anlage dennoch nicht oder 
nicht rechtzeitig erreicht werden kann. 

Dies kann dadurch eintreten, dass die Vertragspartner nicht 
die vertraglich zugesicherten Mengen oder Qualitäten zur 
Verfügung stellen können (z.B. aufgrund schlechter Ernten, 
Naturkatastrophen, gesetzlichen oder behördlichen Abgabe-
beschränkungen oder Insolvenz des Lieferanten). Das kann 
einen Zukauf aus anderen Quellen zu möglicherweise höhe-
ren Preisen notwendig machen. Dies würde den Gewinn der 
Gesellschaft schmälern und könnte zu geringeren Ausschüt-
tungen führen.

Darüber hinaus können sich Versorgungsengpässe auch aus 
der Logistik ergeben, wenn die Rohstoffe zwar vorhanden 
sind, aber Schwierigkeiten beim Transport auftreten.

Sollte eine ausreichende Belieferung der Anlage mit Rohstof-
fen nicht oder nicht rechtzeitig sichergestellt werden können, 
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könnte sich die vorgesehene Biogasproduktion verzögern 
oder vermindern. Dies würde zu Einnahmeausfällen führen, 
die sich negativ auf die Ausschüttungen auswirken könnten.

Anschlussverträge für Rohstoffversorgung
Nach Ablauf der langfristigen Rohstofflieferverträge müssen 
diese neu ausgehandelt werden. Zwar sind in der Planrech-
nung entsprechende Preissteigerungen von über 10 % in 10 
Jahren einkalkuliert. Es besteht jedoch die Möglichkeit, dass 
die Rohstoffe zu einem höheren als dem prognostizierten 
Preis erworben werden müssen. Dies würde zu einem redu-
zierten Gewinn der Fondsgesellschaft und damit zu vermin-
derten Ausschüttungen an die Anleger führen.

Technische Verfügbarkeit 
In den Prognosen über den Gasertrag der Biogasanlagen sind 
Sicherheitsabschläge auf die technische Verfügbarkeit der ein-
zelnen Anlagen bereits eingerechnet. Diese beinhalten u. a. 
Abschläge für planmäßige Wartungen und Revisionen.

Darüber hinausgehende Ausfallzeiten durch technische De-
fekte der Anlage würden zu einer Reduktion der Gas- und 
Stromproduktion führen. 

Für die Wartung und Instandhaltung der Biogasanlagen so-
wie die Generalüberholung der Blockheizkraftwerke werden 
Rücklagen gebildet. Trotz der Wartungsverträge bzw. der Bil-
dung von Rücklagen könnten die tatsächlichen die geplanten 
Kosten übersteigen. Dies würde die Wirtschaftlichkeit der An-
lage entsprechend verringern. 

Prozessbiologie
Die Gasausbeute und der für den Brennwert des Gases maß-
gebliche Methangehalt des Biogases hängen im Wesentlichen 
von den Einsatzstoffen und der Prozessbiologie ab. Obwohl 
für die Einsatzstoffe zuverlässige Erfahrungswerte vorliegen, 
können die Rohsstoffqualitäten u. a. wetter- und lagerungsbe-
dingten Schwankungen unterliegen, die sich mindernd auf die 
Gaserträge auswirken können. Auch die Stabilität der Prozess-
biologie beeinflusst die Gasproduktion. Wesentliche Störun-
gen können durch Schwankungen in der Zusammensetzung 
der Einsatzstoffe, durch die Einleitung von Fremd- und Hemm-
stoffen oder durch Temperaturschwankungen auftreten. Im 
Extremfall könnte die Biologie im Fermenter vollständig zum 
erliegen kommen, so dass die Gasproduktion für einen länge-
ren Zeitraum vollständig unterbrochen wäre. Eine dauerhaft 
geringere Gasausbeute vermindert die Erlöse der Biogasanla-
gen und damit die Ausschüttungen an die Anleger.

Versicherungsschutz bei Schadensfällen
Für die Deckung von Bau-, Betriebs- und Haftpflichtrisi-
ken wurden Versicherungen abgeschlossen. Dennoch sind 
Lücken im Versicherungsschutz nicht auszuschließen, so 
dass Schäden möglicherweise nicht oder nur teilweise ab-
gedeckt wären. Eingetretene Versicherungsfälle könnten zu 
einer Erhöhung der Versicherungsprämien, gegebenenfalls 
auch zum Verlust des Versicherungsschutzes führen, sofern 
keine alternative Versicherung für diesen Fall gefunden wird. 
Hieraus können sich ebenso Abweichungen zur Prognose-

rechnung ergeben. Gleiches gilt, wenn ein Schaden von der 
Versicherung zwar reguliert wird, die Fondsgesellschaft aller-
dings einen gewissen Selbstbehalt zu tragen hat.

Diese Fälle würden zu Abweichungen gegenüber der Investiti-
onsrechnung führen und möglicherweise die Ausschüttungen 
vermindern.

Bau- und BimSchG-Genehmigung
Zur Zeit der Einwerbung des Eigenkapitals sind die für die Errich-
tung der Biogasanlagen erforderlichen behördlichen Genehmi-
gungen nach Bau- und Immissionsschutzrecht beantragt, liegen 
aber noch nicht vor. Es könnte sein, dass diese Genehmigungen 
nicht, nur mit Auflagen oder nicht rechtzeitig erteilt werden.

Für den Fall, dass einer der hier im Prospekt genannten 
Projektstandorte nicht genehmigt wird, stellt die Cowatec 
AG einen gleichwertigen alternativen Standort in derselben 
technischen Ausführung zur Verfügung. Dies könnte zu zeit-
lichen Verzögerungen beim Beginn der Biogasproduktion 
und damit zu niedrigerer Stromeinspeisung als geplant füh-
ren. Im Ergebnis könnte dies zu geringeren Ausschüttungen 
führen.

Wird die Genehmigung nur mit Auflagen erteilt, so können 
dadurch Mehrkosten entstehen. Es ist möglich, dass diese 
Kosten nicht vom Generalunternehmervertrag gedeckt wer-
den. Im Investitionsplan sind zwar für solche Fälle bestimm-
te Beträge als Reserve eingeplant. Jedoch könnte es sein, 
dass diese Reserve nicht ausreicht, so dass das Ergebnis der 
Fondsgesellschaft geschmälert und damit die Ausschüttun-
gen gemindert werden. 

Zudem besteht die Möglichkeit, dass die zuständigen Be-
hörden die Genehmigungen nicht innerhalb der im Investi-
tionsplan vorgesehenen Frist erteilen. Hierdurch kann sich 
der Beginn der Biogasproduktion verzögern, was zu einer 
verminderten Stromeinspeisung im Jahr der Inbetriebnahme 
und damit zu geringeren anfänglichen Ausschüttungen füh-
ren kann.

Fremdkapital
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung liegen Angebote zwei-
er Banken für die Fremdfinanzierung vor. Eine verbindliche 
Finanzierungszusage über das Fremdkapital wurde jedoch 
noch nicht erteilt. Beabsichtigt ist, das Fremdkapital über 
KfW-Darlehen oder andere zinsgünstige Darlehen sicherzu-
stellen. Es ist möglich, dass die Fremdfinanzierung nicht oder 
nur unter schlechteren Konditionen als in der Investitionspla-
nung vorgesehen gelingt.

Ungünstigere Darlehenskonditionen würden zu einem redu-
zierten Ergebnis der Fondsgesellschaft und damit möglicher-
weise zu geringeren Ausschüttungen führen. Falls die Fremd-
finanzierung nicht dargestellt werden könnte, würde dies zur 
Rückabwicklung des Fonds führen. Da für das Projekt bereits 
Anlaufkosten entstanden sind, würden die Anleger in einem 
solchen Falle nicht mehr das gesamte eingezahlte Kapital zu-
rückerhalten.
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Anschlussfinanzierung
Bei der geplanten Finanzierung über ein zinsgünstiges Darle-
hen der KfW besteht, da die Zinsen für dieses Darlehen nur 
für 10 Jahren festgeschrieben werden, die Möglichkeit, dass 
die Zinsen ab dem 11. Jahr höher sind als in der Prognose 
angenommen. Die dadurch auflaufenden höheren Finan-
zierungskosten könnten den Gewinn der Fondsgesellschaft 
schmälern und damit die Ausschüttungen reduzieren.

Klagen und Widersprüche
Es kann nicht völlig ausgeschlossen werden, dass zu einem 
späteren Zeitpunkt Widersprüche oder Klagen gegen die Bau- 
oder Nutzungsgenehmigung der Biogasanlagen erhoben wer-
den. Hierdurch kann es zu Verzögerungen beim Bau kommen. 
Ist die Anlage bereits errichtet, besteht die Möglichkeit, dass 
die Genehmigung für die Nutzung des Grundstückes für den 
Betrieb einer Biogasanlage gerichtlich entzogen oder nur un-
ter Auflagen erteilt wird. In jedem dieser Fälle würde es zu Ab-
weichungen von der Prognose- und Renditerechnung und so-
mit zu niedrigeren Ausschüttungen an die Anleger kommen.

Anlage von liquiden Mitteln
Die Fondsgesellschaft beabsichtigt, liquide Mittel kurz- bis 
mittelfristig anzulegen. Dabei wird in der Prognoserechnung 
von einem Zinssatz von 2,5 % p.a. ausgegangen. Sollte diese 
Verzinsung nicht zu erzielen sein, wird der Gewinn der Fonds-
gesellschaft geringfügig vermindert werden und die Ausschüt-
tungen möglicherweise geringer ausfallen.

Netzanschluss
Der örtliche Stromnetzbetreiber ist nach dem EEG zur Annah-
me von Strom aus regenerativen Energien verpflichtet. Sollten 
die geplanten Netzanschlusspunkte nicht realisiert werden, 
könnte dies zu erhöhten Kosten und damit zu verminderten 
Ausschüttungen führen.

Betriebskosten
Die in der Prospektprognose angenommenen Betriebskos-
ten basieren auf den abgeschlossenen Verträgen und den 
Empfehlungen und Erfahrungswerten der Cowatec AG aus 
dem Betrieb einer Vielzahl anderer Biogasanlagen. Die tat-
sächlich anfallenden Betriebskosten können von diesen Wer-
ten abweichen und höher ausfallen und damit das Ergebnis 
der Fondsgesellschaft verschlechtern. Dieses kann zu ver-
minderten Ausschüttungen an die Anleger führen. 

Betriebsdauer der Anlage
Die Lebensdauer von Biogasanlagen wird mit mehr als 20 
Jahren angenommen. Praktische Erfahrungswerte gibt es für 
Anlagen heutiger Bauart allerdings noch nicht. Vor dem Hin-
tergrund der nicht gesicherten Strom- und Wärmeeinspeisung 
nach Ablauf der über das EEG abgesicherten Laufzeit wurde 
eine Lebensdauer von 20 Jahren für die Planung berücksich-
tigt. Sollten technische und sonstige Gründe dazu führen, 
dass der Betrieb der Anlage früher eingestellt werden muss, 
würde sich dies mindernd auf die Wirtschaftlichkeit auswirken, 
was zu niedrigeren Ausschüttungen führen könnte. 

Preissteigerung
Die Betriebskosten wurden in der Prospektprognose mit einer 
Preissteigerung von jährlich 1 - 2,5 % berücksichtigt. Die lang-
fristigen Rohstofflieferverträge verweisen bezüglich Preisstei-
gerungen während der Vertragslaufzeit auf den durchschnitt-
lichen Erzeugerpreisindex für landwirtschaftliche Produkte. In 
der Vergangenheit wies dieser Index im Wechsel steigende 
und sinkende Perioden auf.

Sollten die Preisentwicklungen nicht wie erwartet ausfallen, 
könnte das wirtschaftliche Ergebnis der Gesellschaft und da-
mit die Ausschüttungen niedriger ausfallen.

Weitere Risiken
Weitere wesentliche Risiken existieren nach Kenntnis des An-
bieters nicht.
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Die Chancen im Überblick

Die Chancen im Überblick
Vorteil der Vermögensanlage Hohe Renditen, die auch höher als geplant ausfallen können.

Vorsichtiger kaufmännischer
Kalkulationsansatz

Hohes Sicherheitspotential durch niedrig kalkulierte Zahl der Volllaststunden

Sicherheit durch EEG-Vergütung Der erzeugte Strom wird für 20 Jahre nach EEG vergütet, zuzüglich Boni für 
nachwachsende Rohstoffe (NawaRo) und bei allen Standorten auch für Kraft-
Wärme-Kopplung (KWK).

Qualitativ hochwertige
Anlagentechnik

Hohe Wirtschaftlichkeit und Effizienz durch langlebige und qualitativ hochwer-
tige Anlagen, bestätigt durch Gutachten des IE Leipzig und C.A.R.M.E.N. e.V.

Prozessoptimierung Biologische und technische Prozesse der Anlagen werden durch die Cowatec 
AG betreut. Durch Einsatz von Enzymen oder weitere Maßnahmen zur Opti-
mierung der technischen und biologischen Prozesse kann mehr Gas produ-
ziert werden als geplant.

Überzeugendes Betreiberkonzept Dezentrales regionales Versorgungsprinzip: Die Betriebsführer vor Ort sind 
zugleich Substratlieferanten und Wärmeabnehmer. Das bedeutet hohe Moti-
vation durch hohe Interessensdeckung.

Langfristig gesicherte Stoffströme Rohstoffbedarf langfristig vertraglich gesichert. Substratlieferverträge über 
mindestens 10 Jahre geben Kalkulationssicherheit.

Mehreinnahmen aus Wärmeverkauf An zwei Standorten hervorragendes vertraglich gesichertes Wärmenutzungs-
konzept. Potenzial für Wärmenutzung am dritten Standort ist noch nicht voll 
ausgeschöpft.

Günstige Standorte Agrarregionen mit großen Anbauflächen für Energiepflanzen. Gülle und Mist 
aus der Rinder- bzw. Schweinezucht als Substrat vor Ort.

Risikostreuung Sollte einer der drei Standorte ausfallen, produzieren die anderen Anlagen 
weiterhin Biogas. Sollte einer der vorgesehenen Standorte nicht realisiert wer-
den können, wird ein Alternativstandort eingebracht.

Zukunftsenergie Biogas Biogas als Lieferant von Strom und Wärme aus nachwachsenden Rohstoffen 
hat riesiges Potenzial bei steigenden Preisen für fossile Brennstoffe.

Mehreinnahmen aus Stromverkauf Wird mehr Biogas erzeugt als kalkuliert, kann auch mehr Strom erzeugt werden.

Anlagenoptimierung Durch professionelle Beteung durch Cowatec kann mehr Gas als prognosti-
ziert erzeugt werden.

Innovationen mikrobiologische
Prozesse

Potenzial durch Innovationen, beispielsweise durch neue Bakterienstämme, 
die mehr Gas produzieren.

Innovationen Anlagentechnik Potenzial durch bessere Wirkungsgrade z. B. des BHKW

Innovationen Energiepflanzen Potenzial durch Neuzüchtungen, die schneller wachsen oder höhere Gaser-
träge bringen als kalkuliert.

Perspektive Gaseinspeisung Bei weiter steigenden Gaspreisen kann es wirtschaftlicher sein, aufbereitetes 
Biogas ins Erdgasnetz einzuspeisen, statt es vor Ort zu verstromen.

Perspektive dezentrale
Stromversorgung

Bei weiter steigenden Strompreisen kann es wirtschaftlich interessant sein, 
den aus Biogas gewonnenen Strom direkt vor Ort zu Preisen über der EEG-
Vergütung zu verkaufen.

Durch Gutachten abgesichert Die angenommenen Gaserträge, Energiegehalte, Wirkungsgrade und Volllast-
stunden wurden durch ein unabhängiges Gutachten des IE Leipig bestätigt.
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Mit einer Beteiligung an der Top 3 Biogas GmbH & Co. KG er-
möglichen Sie die Realisierung hocheffizienter und zukunfts-
trächtiger Projekte im Bereich der Erneuerbaren Energien und 
sichern sich zugleich attraktive Renditechancen. 

Vor dem Hintergrund von Klimaschutz, endlichen fossilen 
Energieträgern und steigenden Öl- und Gaspreisen entwi-
ckelt sich Biogas zur Zukunftsenergie. Biogas als Strom- und 
Wärmelieferant aus nachwachsenden Rohstoffen gewinnt 
immens an Bedeutung. Selbst Erdgas könnte zu einem we-
sentlichen Teil durch Biogas ersetzt werden. Dabei eröffnet 
die Produktion von Biogas ökonomische Chancen für land-
wirtschaftlich geprägte Regionen. Und die Landwirte vor Ort 
profitieren als Betriebsführer der Biogasanlagen und als Sub-
stratlieferanten. 

Investitionen in Erneuerbare Energien sind neben den wirt-
schaftlich interessanten Perspektiven zugleich eine Investition 
in den Erhalt der Lebensgrundlagen künftiger Generationen. 
Der Ausbau Erneuerbarer Energien legt den Grundstein für 
einen schrittweisen Umbau der Energiewirtschaft zu einem 
zukunftsfähigen Energiemix.  

Chancen
Die Top 3 Biogas GmbH & Co. KG bietet Ihnen die Möglich-
keit, sich als  Kommanditist an der Gesellschaft zu beteiligen 
und so von diesen Chancen zu profitieren.

Vorteile der Vermögensanlage
Diese Kommanditbeteiligung eröffnet die Chance auf hohe 
Renditen mit prognostizierten Ausschüttungen in Höhe von 
318 % bis 2029, wie sie mit konventionellen Zinsanlagen kaum 
zu erzielen ist.

Vorsichtiger kaufmännischer Kalkulationsansatz
Für die wirtschaftliche Beurteilung aller drei Projekte wurde 
ein kaufmännisch vorsichtiger Kalkulationsansatz gewählt. 
Tatsächlich hat ein Kalenderjahr 8760 Stunden, während 
denen die Biogasanlagen theoretisch betrieben und Strom 
produzieren können. Um eventuelle Ausfallzeiten z. B. durch 
Wartungsarbeiten oder natürliche Schwankungen in der Pro-
zessbiologie zu berücksichtigen, wurde aus Vorsichtsgründen 
bei der Planrechnung ein hoher Sicherheitsabschlag gewählt. 
So wurden für die Anlagen statt 8760 Volllaststunden nur 
7.800 Volllaststunden pro Jahr angenommen. Dies entspricht 
einem Abschlag von 11 %. 
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Zudem wurde eine umfassende Wärmenutzung nur an zwei 
Standorten kalkuliert, da hierüber bereits feste Verträge abge-
schlossen werden konnten. An einem weiteren Standort wird 
zumindest ein Teil der Wärme genutzt werden. Gelingt es, 
auch an diesem Standort die Abwärme vollständig zu verkau-
fen, würden die Einnahmen höher als kalkuliert ausfallen. Zu-
sätzlich ergibt sich dadurch ein weiterer Sicherheitspuffer für 
unvorhergesehene Kosten wie beispielsweise abweichende 
Substratpreise. Dies erhöht die Sicherheit für den Anleger.

Sicherheit durch EEG-Vergütung 
Das EEG sichert für 20 Jahre feste Preise für die Abnahme 
des Stroms, der aus dem Biogas erzeugt und ins Netz einge-
speist wird. Da der Strom aus Biomasse und daher aus nach-
wachsenden Rohstoffen (NawaRos) gewonnen wird, vergütet 
der Netzbetreiber den Strom neben der festgelegten Mindest-
vergütung zusätzlich mit dem NawaRo-Bonus. Hinzu kommt, 
dass bei allen drei Standorten der Bonus für Kraft-Wärme-
Kopplung (KWK) gezahlt wird. Das bedeutet hohe und lang-
fristig gesicherte Einnahmen für den Stromverkauf und damit 
hohe Sicherheit für den Anleger. 

Qualitativ hochwertige Anlagentechnik
Die Cowatec AG, welche die Anlagen als Generalunternehmer 
schlüsselfertig errichtet, hat sich in der Branche als innovativer 
Komplettanbieter für Biogasanlagen höchster Qualität einen 
Namen gemacht. In die Konzeption der Cowatec-Anlagen fließt  
Erfahrung aus der technischen und biologischen Prozessopti-
mierung von weit über 100 Biogasanlagen bundesweit ein.

Ein Gutachten des anerkannten Leipziger Instituts für Energe-
tik und Umwelt (IE) bestätigt die ausgereifte Technik, hervor-

ragende Qualität, Leistung und Zuverlässigkeit der Cowatec-
Anlagen. Es ist vertraglich vereinbart, dass die Cowatec AG 
die Inbetriebnahme und Wartung der Anlagen zusammen mit 
dem Betriebsführer vor Ort übernimmt. Hierzu wird die Fonds-
gesellschaft einen Inbetriebnahmevertrag und einen Vertrag 
über die prozessbiologische Überwachung der Anlagen mit 
der Cowatec AG abschließen. Außerdem wird mit dem Her-
steller des Blockheizkraftwerks eine Vereinbarung über die 
Wartung dieser Maschinen getroffen. Diese günstigen Vor-
aussetzungen lassen einen wirtschaftlich hocheffizienten Be-
trieb und hohe Gaserträge erwarten.

Zusätzlich wurde in einem von C.A.R.M.E.N. erstelltem Gut-
achten bestätigt, dass Cowatec-Anlagen sehr hohe Trocken-
substanzgehalte verarbeiten können.

Prozessoptimierung
Die Cowatec AG wird sich an allen Standorten um die fort-
laufende Optimierung der technischen und mikrobiologischen 
Prozesse kümmern. Auf diesem Sektor zählt die Cowatec AG 
zu den Marktführern in Deutschland. Ziel ist es, die Gaserträ-
ge bei gleichbleibender Substratmenge zu steigern und damit 
die wirtschaftliche Rentabilität der Anlagen zu erhöhen. Dabei 
verfolgt die Cowatec AG einen ganzheitlichen Betreuungsan-
satz, der die Optimierung der Biomasse (z. B. Energiepflan-
zenanbau) und der biologischen Prozesse sowie das Feintu-
ning der Technik für reibungslose Abläufe umfasst.

Die mikrobiologischen Prozesse werden vor allem durch den 
Einsatz von Enzymen verbessert. Dies ist insbesondere bei 
der Vergärung von Pflanzensubstraten sinnvoll. Enzyme un-
terstützen die gasproduzierenden Bakterien dabei, die rohfa-
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serreiche Biomasse aufzuschließen, so dass der Gärprozess 
schneller abläuft und mehr Gas produziert wird. Dies lässt ei-
nen wirtschaftlichen und hocheffizienten Betrieb der Biogas-
anlagen und hohe Gaserträge erwarten.

Überzeugendes Betreiberkonzept
Das Betreiberkonzept basiert auf einem dezentralen regiona-
len Versorgungsprinzip: Anders als bei Großanlagen werden 
die Substrate direkt vor Ort angebaut, was die Transportkosten 
reduziert. Hinzu kommt, dass die Betriebsführer vor Ort zu-
gleich Substratlieferanten und bei den Standorten Nemsdorf-
Göhrendorf und Kogel auch Wärmeabnehmer sind. Deshalb 
kann davon ausgegangen werden, dass diese hoch motiviert 
sind, die Anlagen wirtschaftlich und effizient zu betreiben. Zu-
dem bleibt die Wertschöpfung in der Region und kommt allen 
Beteiligten vor Ort zu Gute.

Langfristig gesicherte Stoffströme
Der Einkauf der Rohstoffe und der Absatz von Strom sind ge-
sichert: Durch langfristige  Substratlieferverträge (für mindes-
tens 10 Jahre, für einen Standort für 20 Jahre) ist die Versor-
gung mit nachwachsenden Rohstoffen geregelt. An zwei der 
drei Standorte sind zudem Anbauflächen für ein Vielfaches 
der benötigten Substrate vorhanden. 

Die Planrechnung berücksichtigt jährlich um 1% steigende Sub-
stratpreise, was weitere Sicherheit für die Kostenseite bedeu-
tet. Die Preise können auch sinken, was niedrigere Kosten und 
damit einen höheren Gewinn für die Fondsgesellschaft bedeu-
ten würde und damit höhere Ertragschancen für die Anleger. 
Der Verkauf von Strom an den örtlichen Netzbetreiber ist als 
Haupteinnahmequelle durch das EEG für 20 Jahre gesichert. 

Mehreinnahmen aus Wärmeverkauf
Für alle drei Standorte existiert bereits ein vorbildliches, ver-
traglich gesichertes Wärmenutzungskonzept. Am Standort 
Wittenberge ist der Betriebsführer C4-Nawaro GmbH zugleich 
Wärmeabnehmer und erhält die gesamte Wärme, die bei 
der Stromerzeugung frei wird, für die Holztrocknung seines 
Brennholzhandels. In Nemsdorf-Göhrendorf wird die komplet-
te Wärme abgenommen, um die Ferkelnester der Schweine-
zucht und die Ställe zu beheizen. In Kogel wird zumindest ein 
Teil der Wärme vom landwirtschaftlichen Betrieb vertraglich 
abgekauft. Für diesen Standort sind weitere Wärmenutzungs-
konzepte möglich.

Da diese potentiellen Einnahmen noch nicht in der Planrech-
nung berücksichtigt sind, besteht weiteres Potenzial für Zu-
satzeinnahmen für die Fondsgesellschaft und damit für die 
Anleger. Da mehr Betriebsstunden auch zu mehr Gaserträgen 
und damit zusätzlich zu einer größeren Wärmemenge  führen 
können, sind weit bessere Einnahmen aus dem Wärmever-
kauf möglich.

Günstige Standorte
Alle drei Anlagen werden an sehr gut geeigneten Standorten 
in landwirtschaftlich geprägten Regionen in Ostdeutschland 
errichtet. Zwei Standorte befinden sich bei großen Agrarge-
nossenschaften, die umfangreiche Anbauflächen für Energie-
pflanzen bewirtschaften. Gülle und Mist aus der Rinder- bzw. 
Schweinezucht sind als Substrat reichlich vorhanden. Der 
Standort Wittenberge in einem Industriegebiet hat den Vor-
teil, dass die Wärme hier besonders effektiv genutzt werden 
kann.
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Risikostreuung
Da in dem Fonds drei Projekte zusammengefasst sind, können 
eventuelle Mindererträge eines Standortes durch die anderen 
Anlagen ausgeglichen werden. Fällt ein Standort komplett aus 
oder kann er nicht realisiert werden, so ist die Cowatec AG 
vertraglich verpflichtet und in der Lage, einen gleichwertigen 
lukrativen Alternativstandort anzubieten. Das bedeutet hohe 
Sicherheit für den Anleger.

Zukunftsenergie Biogas
Biogas kann wesentlich dazu beitragen, unsere Energiever-
sorgung bei knapper werdenden fossilen Ressourcen für die 
Zukunft zu sichern. Der klimafreundliche Energieträger lässt 
sich ausgezeichnet speichern und ist grundlastfähig. Biogas 
ergänzt deshalb als immer verfügbare Energiequelle Wind-
kraft und Sonnenenergie ideal. 

Biogas kann zur Erzeugung von Strom und Wärme, aber auch 
als Kraftstoff genutzt werden. Und Biogas kann dank ausge-
reifter Technik mit hohem Wirkungsgrad und größter Effizienz 
erzeugt werden. Die intensive Nutzung der vielseitigen und 
nachhaltigen Energiequelle Biogas steht dabei erst am An-
fang. Gerade für strukturschwache Agrarregionen bietet die 
Biogasproduktion ein enormes wirtschaftliches Potenzial. 
Zukünftig könnte Biogas aus nachwachsenden Rohstoffen in 
größerem Umfang Erdgas ersetzen und so einen entschei-
denden Beitrag zur Energiesicherheit Deutschlands und zum 
Klimaschutz weltweit leisten. 

Mehreinnahmen aus Stromverkauf
Bei den Planrechnungen wurden relativ geringe Volllaststunden 
und vorsichtige Gaserträge kalkuliert. Sollten die Anlagen mehr 

Betriebsstunden pro Jahr leisten und die Gaserträge höher 
ausfallen, würde dies zu einer höheren Stromproduktion und 
damit zu höheren Einnahmen aus dem Stromverkauf führen. 

Anlagenoptimierung
Die professionelle Prozessbetreuung durch die Cowatec AG 
lässt höhere Gaserträge als prognostiziert erwarten. Wenn 
der biologische Vergärungsprozess optimal verläuft, können 
Biogasanlagen deutlich höhere Leistungen als geplant erbrin-
gen. Für diesen Fall könnte die Leistung des Blockheizkraft-
werkes erhöht werden, indem es erweitert oder ausgetauscht 
würde. Das würde eine deutlich höhere Strom- und Wärme-
produktion ermöglichen und damit entsprechend höhere Er-
träge. Allerdings wäre hier vorraussichtlich mit zusätzlichen 
Investitionskosten zu rechnen.

Innovationen mikrobiologische Prozesse
Die Erforschung mikrobiologischer Prozesse, die in einer 
Biogasanlage ablaufen, steht faktisch erst am Anfang ihrer 
Entwicklung. Betreiber, Anlagenbauer, Labors und Hochschu-
len arbeiten am tieferen Verständnis, wie die Vergärung von 
nachwachsenden Rohstoffen zu Biogas funktioniert. Die Co-
watec AG arbeitet auf diesem Gebiet intensiv mit renommier-
ten Instituten zusammen. 

Für die nächsten Jahre sind mehrere Entwicklungen in die-
ser Richtung geplant, die auch den Anlagen dieses Fonds 
zu Gute kommen können. Neue Bakterienstämme, welche 
die Substrate schneller und effizienter abbauen, könnten die 
Gaserträge erhöhen oder die gleiche Gasmenge aus weniger 
Rohstoffen produzieren. Auch neue Enzympräparate können 
die Effizienz der Gärprozessen steigern.
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Innovationen Anlagentechnik
Auch in der Anlagentechnik sind Innovationen zu erwarten, 
die die Wirtschaftlichkeit und Effizienz der Biogasanlagen 
oder der Weiterverwertung von Biogas optimieren. Mit einem 
Blockheizkraftwerk (BHKW) höheren Wirkungsgrades könnte 
beispielsweise aus der gleichen Menge Biogas mehr Strom 
und Wärme gewonnen werden.

Innovationen Energiepflanzen
Beim Anbau von nachwachsenden Rohstoffen können neue 
Erkenntnisse dazu beitragen, pro Tonne Biomasse höhere Er-
träge zu erzielen. Spezielle Pflanzensorten könnten gezüchtet 
werden, die sich ideal zum Vergären in Biogasanlagen eignen 
und eine größe Gasausbeute liefern als heute möglich. Da-
bei ist es erklärtes Ziel, auf gentechnisch verändertes Saatgut 
zu verzichten. Letztendlich soll erreicht werden, dass sich die 
Kosten für die Rohstoffe durch Ertragssteigerungen und Ver-
besserungen der Anbauverfahren senken lassen.

Perspektive Gaseinspeisung
Zahlreiche Bestrebungen innerhalb der Biogasbranche ge-
hen dahin, das Biogas nicht am Anlagenstandort in einem 
BHKW zu verstromen, sondern es aufzubereiten und in das 
vorhandene Erdgasnetz einzuspeisen. Hierdurch würden sich 
zusätzliche Nutzungspotenziale ergeben. 

Momentan ist die Aufbereitung von Biogas nur für Großan-
lagen wirtschaftlich interessant. Sobald eine günstigere Auf-
bereitungstechnik oder aber zentrale Anlagen zur Gasaufbe-
reitung verfügbar wären, könnte dieses zusätzliche Potenzial 
genutzt werden.

Perspektive dezentrale Stromversorgung
Die Einspeisevergütung nach dem EEG entspricht heute un-
gefähr den Endverbraucherpreisen für Strom. Da Biogas im 
Gegensatz zu Sonnenenergie und Windkraft grundlastfähig 
ist und für die konstante Stromproduktion genutzt werden 
kann, besteht bei weiter steigenden Strompreisen die Pers-
pektive, den Biogas-Strom regional zu vermarkten. Wenn die 
Endverbraucherpreise weiter steigen, könnte Strom in einem 
lokalen Stromnetz zu einem höheren Preis angeboten wer-
den, als es die EEG-Vergütung vorsieht.

Durch Gutachten abgesichert
Sämtliche für die Kalkulation in diesem Prospekt angenomme-
nen Gaserträge, Energiegehalte, BHKW-Wirkungsgrade und 
Volllaststunden wurden durch ein unabhängiges Gutachten 
des IE Leipzig überprüft und bestätigt. So erhält der Anleger 
zusätzliche Sicherheit.
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BTL (Biomass-to-Liquid)
3.101 l

Biomethan
10.000 l

Biodiesel
1.183 l

Bioethanol
1.450 l

Zukunf tsenergie Biogas
Strom und Wärme aus nachwachsenden Rohstoffen ist einer 
der vielversprechendsten Wege, um die Energieversorgung 
umweltfreundlich zu gestalten. Hierüber sind sich alle poli-
tischen Lager einig. Von der Pelletsheizung für das eigene 
Haus bis zum Biomassekraftwerk – Biomasse ist ausgespro-
chen vielseitig.

Energiepflanzen, die vor Ort wachsen und speziell für die 
Energieerzeugung angebaut werden, machen unabhängiger 
von den endlichen fossilen Energieträgern Erdöl, Erdgas und 
Kohle. Energie aus Biomasse schont das Klima und trägt dazu 
bei, die Klimaschutzziele zu erreichen. Und nicht nur die Um-
welt profitiert: Der Anbau von Energiepflanzen schafft neue 
Perspektiven selbst für Landwirte im Nebenerwerb, für die die 
Landwirtschaft kaum mehr rentabel ist. 

Das vielseitige Biogas aus Biomasse kann dank ausgereifter 
Technik mit hohem Wirkungsgrad und größter Effizienz er-
zeugt werden. Darin sind sich Umweltschützer und Politiker 
einig. Denn Biogas kann aus der ganzen Pflanze gewonnen 
werden So wird viel mehr Energie aus der gleichen Pflanzen-
menge freigesetzt, als wenn nur bestimmte Pflanzenteile ver-
wertet werden wie beispielsweise bei der Produktion von Bio-
diesel. Selbst Nebenprodukte der Landwirtschaft wie Gülle, 
Mist oder organische Abfälle können verwertet werden. 

Vergleich Biogas/Biomethan zu anderen
Erneuerbaren Energieträgern

(KESTEN, 2006, nach SCHÜTTE, 2005)
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BTL (Biomass-to-Liquid)
3.101 l

Biomethan
10.000 l

Biodiesel
1.183 l

Bioethanol
1.450 l

Pro Hektar Anbaufläche lassen sich unterschied-
liche Mengen fossilen Diesels durch erneuerba-
re Energieträger ersetzen.

Die Vorreiterrolle von Biomethan ergibt sich aus:

Nutzung der gesamten Pflanze•	
Züchtungen mit hoher Produktivität•	
Gute Effizienz bei der Umwandlung•	

Die Nutzung der vielseitigen und nachhaltigen Energiequelle 
Biogas steht dabei erst am Anfang. Biogas wird im zukünftigen 
Energiemix eine zentrale Rolle spielen. Gerade für struktur-
schwache Regionen bietet die Biogasproduktion ein riesiges 
wirtschaftliches Potenzial. Zukünftig könnte Biogas in größe-
rem Umfang Erdgas ersetzen und so einen entscheidenden 
Beitrag zur Energiesicherheit und zum Klimaschutz leisten. 

Multitalent Biogas sichert Mobilität
und Energieversorgung zugleich 
Biogas ist ausgesprochen vielseitig. Es kann in einem Block-
heizkraftwerk verbrannt werden, um Strom und Wärme 
zu erzeugen. Da sich Biogas gut speichern lässt, kann die 
Stromproduktion dem Verbrauch gezielt angepasst werden. 
Als immer verfügbare Energiequelle ergänzt Biogas deshalb 
Windkraft und Sonnenenergie ideal. Denn Biogas liefert Ener-
gie rund um die Uhr und ist grundlastfähig. 

Biogas, das als „Bio-Methan“ aufbereitet wurde, kann auch 
in Tanks abgefüllt oder in Pipelines transportiert werden. Weil 
seine Eigenschaften denen des Erdgases gleichen, kann es, 
entsprechend aufbereitet, dessen bestehende Infrastruktur 
nutzen. Hier liegt eine interessante Perspektive für die Zukunft. 
Bei entsprechender Produktionsmenge kann ein Großteil Erd-
gas durch Biogas ersetzt werden. An ersten Biogastankstellen 
kann der Kraftstoff vom Acker von Erdgasfahrzeugen getankt 
werden und macht umweltfreundlich mobil. Dabei fährt man 
mit Biogas wesentlich schadstoffärmer als mit Biodiesel.

Wärme ist bei der Biogasverstromung sinnvolles Nebenpro-
dukt: Werden Strom und Wärme durch Kraft-Wärme-Kopp-
lung genutzt, steigt der Wirkungsgrad erheblich. Wird aus 
Biogas Strom gewonnen, so können 40 % der Energie umge-
setzt werden, die im Biogas enthalten ist. Wird zusätzlich die 
anfallende Wärme genutzt, steigt die Energieausbeute auf bis 

zu 85 %. Dezentrale Biogas-Blockheizkraftwerke erzeugen 
Strom und versorgen gleichzeitig z. B. Gartenbaubetriebe, 
Krankenhäuser, Schulen, Turnhallen und Bürogebäude mit 
Wärme. Gerade in ländlichen Gegenden können so Kommu-
nen ihren gesamten Energiebedarf unabhängig decken.

Bakterien produzieren Energie
Biogas entsteht nach dem Prinzip, das dem Magen einer Kuh 
entspricht. In Gärbehältern, sogenannten Fermentern, bauen 
Bakterien unter Luftausschluss Biomasse ab und erzeugen 
dadurch Biogas. Der Gasertrag kann dabei durch Enzyme, 
die dem Gärprozess zugesetzt werden, um bis zu 20 % ge-
steigert werden. 

Ausgangsmaterial können ganz unterschiedliche Substrate 
sein. Lediglich bei einem hohen Lignin-Anteil, wie er in Holz 
oder Stroh vorkommt, sind die Bakterien überfordert. Meist 
werden mehrere Rohstoffe bakterienfreundlich kombiniert. 
Gülle und Mist sind den Kleinstlebewesen ebenso willkom-
men wie Stiele oder Blätter frisch geernteter Pflanzen. 

Anlagen, die nachwachsende Rohstoffe (sog. NawaRos) ver-
gären, liegen im Trend und werden durch das Erneuerbare–
Energien-Gesetz (EEG) mit einem Zusatzbonus belohnt. Ei-
nem 90%igen NawaRo-Substrat (z. B. Mais) wird dabei oft 
auch Gülle beigesetzt, um den Prozess zu stabilisieren. Auch 
die sogenannte Trockenfermentation z. B. in reinen Maisan-
lagen ist dank ausgereifter Technik möglich. Diese kommen 
ganz ohne den Zusatz von Mist und Gülle aus.

Bei der Trockenfermentation läuft der Gärprozess oft in zwei 
hintereinander geschalteten Fermentern ab: Da die Substra-
te relativ fest und trocken sind, müssen diese im ersten Fer-
menter von Bakterien wie im Labmagen einer Kuh zu einem 
dünnflüssigen Brei „vorverdaut“ werden. Hierbei entsteht der 
Großteil des Biogases. Im zweiten Fermenter holen dann wei-
tere Bakterienkulturen die restliche Energie in Form von Gas 
aus der Pflanzensuppe.

Der Prozess der Biogasproduktion läuft, vereinfacht darge-
stellt, in vier Stufen ab: Das Substrat wird bereitgestellt, gela-
gert, je nach Anforderungen aufbereitet und in den Fermenter 
eingebracht.

Der eigentliche Vergärungsprozess läuft im Fermenter ab.

Das gewonnene Biogas wird aufbereitet und genutzt, z. B. zur 
Erzeugung von Strom und Wärme in einem Blockheizkraft-
werk mit Kraft-Wärme-Koppelung oder zur Aufbereitung in 
Erdgasqualität, um es ins Erdgasnetz einzuspeisen.

Lagerung, Verwertung und/oder Nutzung der Gärreste: flüssi-
ge Bestandteile als Dünger und Brauchwasser, feste Bestand-
teile als Dünger oder Brennstoff.

Biogas besteht vor allem aus Methan, enthält daneben aber 
auch CO2, Stickstoff und weitere Gase wie Spuren von Schwe-
felverbindungen. Der Energiegehalt von Biogas ist direkt vom 
Methangehalt abhängig. Ein Kubikmeter Methan hat einen 
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Energiegehalt von knapp zehn Kilowattstunden (9,97 kWh). 
Bei einem Methananteil von 55 % beträgt der energetische 
Nutzen eines Kubikmeters Biogas ca. sechs Kilowattstunden. 
Somit entspricht der durchschnittliche Heizwert eines Kubik-
meters Biogas etwa 0,6 Litern Heizöl. 

Soll Biogas ins Erdgasnetz eingespeist werden, muss der 
Methangehalt auf den von Erdgas (mindestens 95 %) ange-
hoben werden. Das Biogas muss dazu aufbereitet werden: 
Alle Spurengase und Wasser werden vollständig entfernt, der 
Kohlendioxidanteil wird reduziert. Die Technik hierfür ist be-
reits praxiserprobt. Prozess und entsprechende Systeme sind 
zurzeit allerdings noch relativ aufwändig und teuer und lohnen 
erst bei großen Biogasanlagen.
 
Energiepflanzen als ökologisch sinnvoller Rohstoff
Energiepflanzen wie spezielle gentechnikfreie Maiszüchtun-
gen liefern besonders hohe Erträge an Biogas. Dazu wird Mais 
gehäckselt und luftdicht abgeschlossen in Silos verdichtet und 
dadurch haltbar gemacht. Die Silierung eignet sich hervorra-
gend als Konservierungsmethode für NawaRos, die dann zu 
Biogas weiterverarbeitet werden. Vor allem Mais-, Gras- oder 
Getreidesilagen, werden in Biogasanlagen vergoren. 

Besonders ertragreich und in der Praxis erprobt ist der Zwei-
Kulturen-Anbau, bei dem die Ackerfläche optimal genutzt 
wird. Dabei wird im Frühjahr - beim Klassiker Mais im Mai - 
ausgesät und im Herbst geerntet. Danach wird die Zweitkultur 
– klassischer Weise ein Wintergetreide – angebaut. Dies ist 
sowohl ökologisch als auch ökonomisch sinnvoll. Der wirt-

schaftliche Vorteil liegt auf der Hand: Steigerung der Biomas-
se pro Hektar. 

Bei der Biogasproduktion können die Bakterien die gesamte 
Pflanze nutzen. Werden Energiepflanzen zu Biogas vergoren, 
liegt der Energieertrag viel höher als beispielsweise bei der 
Herstellung von Biodiesel. Für Biogas müssen also viel weni-
ger Energiepflanzen angebaut werden, um die gleiche Ener-
giemenge zu erzielen.

Ein weiterer Vorteil kommt hinzu: In den Gärrückständen sind 
die Nährstoffe erhalten, die dem Boden zuvor durch das Pflan-
zenwachstum entzogen wurden. Der Gärrückstand ist daher 
ein wertvollen Dünger, der wieder auf die Felder ausgebracht 
werden kann - ein Beispiel für ebenso simples wie perfektes 
Recycling von Rohstoffen. Außerdem wird Gülle durch die 
Vergärung zu einem höherwertigen Pflanzennährstoff ver-
edelt, als wenn sie direkt als Dünger genutzt wird. 

Biogas ist klimafreundlich und CO2-neutral
Wird Biogas verbrannt, wird genau so viel CO2 freigesetzt, 
wie die Pflanzen, aus denen es gewonnen wurde, während 
ihres Wachstums aus der Atmosphäre aufgenommen haben. 
Biogas ist deshalb im Gegensatz zu fossilen Brennstoffen 
CO2-neutral. 

Wird Biogas in Strom umgewandelt und die dabei entstehende 
Wärme vollständig genutzt, um Erdgas- oder Ölheizungen zu 
ersetzen, schneidet Biogas noch besser ab. Mit der gleichen 
Menge Biogas wird dann doppelt Energie gewonnen: Strom 

Fließbild NawaRo-Biogasanlage
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und Wärme. Biogas hilft so Treibhausgas einzusparen. Laut 
Öko-Institut sinkt der Ausstoß von CO2 um rund 400 Gramm 
pro Kilowattstunde. 

Ein weiterer Aspekt: Wenn Gülle oder Stallmist mitvergoren 
werden, erspart dies zusätzlich Methanemissionen aus der 
Viehhaltung. Das Methan wird dabei verbrannt statt in die Luft 
abgegeben. Schließlich weist Methan den 23fachen Treib-
hauseffekt von CO2 auf!

Perspektiven
Klimaschutz, ein verantwortungsvoller Umgang mit wertvollen 
Ressourcen und eine weltweit nachhaltige Entwicklung sind 
zentrale Herausforderungen für eine lebenswerte Zukunft. 
Ohne eine Energiewende durch den forcierten Ausbau der 
Erneuerbaren Energien kann es keine nachhaltige und auf 
Dauer bezahlbare Energieversorgung geben. 

Das Potenzial von Sonne, Wind und Bioenergien ist dabei 
enorm. Insgesamt 219,4 Mrd. kWh Energie aus erneuerbaren 
Quellen wurden 2007 bereitgestellt. Dies entspricht etwa dem 
gesamten Energieverbrauch von Portugal, Ungarn oder Nor-
wegen. Allein der Zuwachs Erneuerbarer Energien reduzierte 
die CO2-Emissionen um 14 Millionen Tonnen. Das ist die Men-
ge, die 5 Millionen PKW oder eine Großstadt wie Köln im Jahr 
ausstoßen. Für Brennstoffimporte wurden Kosten in Höhe von 
5,9 Mrd. € eingespart.

Laut der Leitstudie 2007 des Bundesumweltministeriums ist es 
möglich, allein durch den verstärkten Ausbau der Erneuerba-
ren Energien und eine effizientere Energienutzung bis 2050 
die CO2-Emissionen um 80 % gegenüber 1990 zu reduzie-
ren. Dabei entfallen derzeit mehr als 40 % des Treibhausgas-
ausstoßes in Deutschland auf die Stromproduktion. Hier liegt 

ein enormes Einsparpotenzial. Bereits im Jahr 2020 könnten 
knapp 16 % des Primärenergieverbrauchs und rund 27 % der 
Stromerzeugung (2007: 14,2 %) durch Erneuerbare Energien 
bereitgestellt werden. Bis 2050 können Erneuerbaren Ener-
gien rund die Hälfte des gesamten Primärenergieverbrauchs 
decken. Zu diesem Zeitpunkt kann der Anteil Erneuerbarer 
Energien am Stromverbrauch 80 % und am Wärmeverbrauch 
48 % betragen. Der Beitrag zum Kraftstoffverbrauch kann bei 
42 % liegen.

Energiesicherheit durch Biogas
Um diese Chancen zu nutzen, kann Biogas einen bedeuten-
den Beitrag leisten. Der immer verfügbare Energieträger aus 
nachwachsenden Rohstoffen wird Wind und Sonnenenergie in 
Zuverlässigkeit, Effizienz und Verfügbarkeit optimal ergänzen. 

Potenzial bei weitem nicht ausgeschöpft
20 % des deutschen Stromverbrauchs könnten kurzfristig 
mit klimafreundlichem Biogas gedeckt werden, wenn dieser 
Bereich entsprechend ausgebaut würde. Aktuell wird nur ein 
Zehntel des vorhandenen Potenzials genutzt. Investitionen in 
neue Biogasanlagen können daher viel bewegen. Noch inter-
essantere Perspektiven eröffnen sich, wenn die Aufbereitung 
von Biogas zu Erdgasqualität günstiger und damit auch für 
kleinere Anlagen rentabel wird. Dann könnte Gas in großem 
Stil ins Erdgasnetz eingespeist werden. Dies würde unsere 
Gasversorgung weniger abhängig von russischen Gasimpor-
ten machen, die immer wieder für Spannungen sorgen. 

Boombranche Biogas
Seit 2000 hat sich die Anlagenzahl fast vervierfacht. 2006 
zog Biogas im Zubau erstmals mit der Windkraft gleich. An-
lagen mit einer Gesamtleistung von 550 Megawatt wurden 
neu in Betrieb genommen. 2007 lieferten bereits 3.710 Bio-
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gasanlagen Strom und Wärme. Etwa ein Drittel davon stehen 
in Bayern. Die installierte elektrische Leistung betrug 1.270 
Megawatt (2006: 1100 Megawatt). Der Biogasanteil an der 
Stromproduktion 2007 lag bei 8,9 Mrd. kWh (2006: 5 Mrd. 
kWh). Die Branche rechnet bis 2012 mit Investitionen von 
26 Mrd. Euro, deutsche Anlagenbauer planen ein Exportvolu-
men von 4 Mrd. Euro.

Damit ist Biogas ein kraftvoller Motor für den Arbeitsmarkt und 
eine Chance für die regionale Wirtschaft: 2006 waren in der Bio-
gasbranche ca. 8.000, in 2007 bereits 10.000 Menschen tätig. 
Bis 2020 rechnet die Branche mit 85.000 Beschäftigten. Zudem 
profitieren beim Bau von Biogasanlagen die Betriebe vor Ort.

Gerade für strukturschwache Regionen in Ostdeutschland er-
öffnen sich hier interessante Zukunftsperspektiven: Die dorti-
gen riesigen Agrarflächen in dünn besiedelten Regionen, auf 
denen Energiepflanzen in großem Stil angebaut und im direk-
ten Umfeld zu Biogas umgewandelt werden können, bieten 
optimale Voraussetzungen. 

Chancen für die regionale Landwirtschaft
Die Biogasproduktion eröffnet Landwirten lohnende neue Ar-
beitsfelder: Landwirte können Energiepflanzen anbauen und 
über langfristige Verträge sicher absetzen. Oder eine Biogas-
anlage auf eigenem Grund und Boden betreiben. 

Viele Landwirte, besonders in Süddeutschland, bewirtschaften 
auf Grund der Erbpachtteilung heute nur noch kleine Parzel-
len, deren Ertrag als Lebensgrundlage nicht mehr ausreicht. 
Die Landwirtschaft lohnt oft kaum noch als Nebenerwerb oder 
wird ganz eingestellt. 

Da eine Biogasanlage eine regionale Rohstoffversorgung mit 
Energiepflanzen, Gülle und Mist benötigt, liegen hier Chancen 
für eine sichere und lukrative Einnahmequelle für Landwirte. 
Die benötigten NawaRos werden aus der unmittelbaren Um-
gebung beschafft. Günstig ist dabei ein Radius von etwa 10 
bis 20 Kilometern. Andernfalls machen die Transportkosten 
für die Substrate die Biogasproduktion schnell unrentabel 
und ökologisch fragwürdig. Deshalb ist es auch nicht sinnvoll, 
Rohstoffe für die Biogasproduktion zu importieren. 

Die Landwirte vor Ort erhalten durch langfristige Lieferverträ-
ge für die Biomasse eine neue wirtschaftliche Perspektive. 

Wertschöpfung vor Ort und
dezentrale Energieversorgung 
Wird Biogas aus heimischen, vor Ort angebauten Energiepflan-
zen und Substraten erzeugt, kommt die gesamte Wertschöpfung 
der heimischen Wirtschaft zu Gute statt über den Import fossiler 
Brennstoffen Großteils an öl- oder gasexportierende Länder zu 
gehen. Und wir schaffen uns Unabhängigkeit von diesen.

Das Institut für Energetik und Umwelt (IE) in Leipzig ermittelte, 
dass von den 1,2 Millionen ha Stilllegungsflächen in Deutsch-
land aktuell eine Fläche von etwa 550.000 ha für den Anbau 
von Energiepflanzen zur Verfügung steht. Bei einem durch-
schnittlichen Ertrag von NawaRo-Mais von 45 t/ha, einer 

Biogasausbeute von 180 m³/t und einem Methangehalt von 
55 % ergibt sich ein Potenzial von etwa 24 Mrd. kWh/Jahr. Bei 
Zwei-Kulturen-Anbau läge das Ergebnis noch höher. Für 2020 
geht das IE von 1.150.000 ha und für 2030 von 1.600.000 ha 
Anbaufläche für Substrate für die Biogasproduktion auf Basis 
von NawaRos aus. Bis 2030 errechnet das IE ein Gesamt-
potenzial von knapp 105 Mrd. kWh/Jahr. In diesem Umfang 
könnten Strom und Wärme gewonnen oder gereinigtes Me-
than ins Erdgasnetz eingespeist werden.

Wird neben dem Biogas-Strom auch die Wärme vollständig ge-
nutzt (Kraft-Wärme-Koppelung), kann die Umgebung einer Bio-
gasanlage umfassend dezentral mit Energie versorgt werden. 
Bei entsprechend großen Anlagen im Außenbereich von Städten 
oder Gemeinden sind hier auch Fernwärmekonzepte denkbar.

Sicherheiten
Der Ausbau Erneuerbarer Energien ist eine Erfolgsgeschich-
te und erklärtes Ziel der Politik. Bisher hatte die Bundesre-
gierung zum Ziel, den Anteil Erneuerbarer Energien an der 
Energieversorgung bis 2010 gegenüber 2000 mindestens zu 
verdoppeln - beim Strom auf mindestens 12,5 %. Bis 2020 
soll der Primärenergieverbrauch zu mindestens 10 % und der 
Strombedarf zu mindestens 20 % aus EE gedeckt werden. 
2050 soll bereits die Hälfte des deutschen Energieverbrauchs 
aus regenerativen Quellen stammen. 

Das Ziel für 2010 bei Strom wurde mit 14,2 % im Jahr 2007 
bereits überschritten. Mit der Verabschiedung des EEG-Erfah-
rungsberichts durch das Bundeskabinett am 7.11.07 hat die Bun-
desregierung inzwischen das Ausbauziel für Strom aus EE bis 
2020 auf 25-30 % angehoben. Zudem hat der Europäische Rat 



Zukunf tsenergie Biogas

29

im März 2007 ein Ziel von 20 % Anteil der Erneuerbaren Energi-
en am gesamten Energieverbrauch der EU bis 2020 formuliert. 
Die entsprechenden nationalen Ziele der Mitgliedstaaten sollen 
2008 in einer neuen EU-Richtlinie festgelegt werden. 

Biomasse als klimaverträglicher und regionaler Rohstoff, der 
rund um die Uhr energetisch genutzt werden kann, spielt auch 
aus Sicht der Politik für die sichere Energieversorgung eine 
tragende Rolle. Mit der im Jahr 2001 in Kraft getretenen Bio-
masseverordnung und den Verbesserungen der Vergütung im 
Rahmen des novellierten EEG im Jahr 2004 hat sie den Weg 
für Strom aus NawaRos sowie biogenen Rest- und Abfall-
stoffen geebnet. Biogas-Anlagen, Pellets für Holzheizungen 
und Industrie, Holzkraftwerke, Anlagen für flüssige Biomasse 
sowie Biokraftstoffe leisten längst einen bedeutenden Beitrag 
zur Energieversorgung Deutschlands. Nur mit Bioenergie 
können die Klimaziele erreicht werden.

Das EEG fördert Energie aus
nachwachsenden Rohstoffen
Mit der Novelle des EEG im Jahr 2004 werden die Bioenergi-
en stärker gefördert als zuvor. Indem das EEG Tarife vorgibt, 
mit denen Netzbetreiber die Einspeisung von Strom aus Was-
serkraft, Biomasse, Geothermie, Windenergie und Sonnen-
energie zu vergüten haben, sichert es für die Produzenten die 
Abnahme von Strom zu festen Preisen.

Wird der Strom ausschließlich aus NawaRos gewonnen, 
werden neben der vorgeschriebenen Mindestvergütung 
zusätzliche Boni, sog. NawaRo-Boni, gezahlt. Wird Kraft-
Wärme-Kopplung genutzt oder die Biomasse mit innovati-
ven Technologien umgewandelt (z. B. Trockenfermentation, 

thermochemische Vergasung, Brennstoffzellen, Gasturbinen, 
Organic-Rankine-Anlagen oder Stirling-Motoren), kommen 
KWK-Bonus und Technologiebonus hinzu. 

Neuentwurf des EEG setzt
den Trend pro Bioenergie fort
In der am 06.06.08 im Bundestag verabschiedeten Neufas-
sung zum EEG wurden für den Bereich Biogas folgende Neu-
regelungen verabschiedet:

im Vergleich zum bisher geltendem EEG werden die •	
Grundvergütungssätze für Strom aus Biogas bis 500 kW 
um 1 Cent je kWh angehoben. Damit beträgt die Vergü-
tung bis 150 kW künftig 11.67 Cent/kWh, von 150 bis 500 
kW künftig 9,18 Cent/kWh.
Der Bonus für die Verwendung Nachwachsender Rohstof-•	
fe (NaWaRo-Bonus) wird bis 500 kW Leistung von bislang 
6 Cent/kWh auf 7 Cent/kWh erhöht.
Gleichzeitig wird der Technologiebonus für Trockenfer-•	
mentation entfallen.
Die Vergütung von KWK-Strom (KWK-Bonus) wird auf 3 •	
Cent/kWh erhöht (bislang: 2 Cent/kWh).
Als zusätzliches Förderinstrument soll der sogenannte •	
Gülle-Bonus eingeführt werden. Hierbei erhalten Anlagen 
bis 500 kW Leistung, die mindestens 30 % Gülle oder 
Festmist als Rohstoff verwenden, eine Zusatzvergütung. 
Bis zu einer Leistung von 150 kW beträgt dieser Bonus 4 
Cent/kWh, von 150 bis 500 kW jeweils 1 Cent/kWh.

Der Entwurf für das neue EEG befindet sich zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung noch im Gesetzgebungsverfahren, 
da bislang nur der Bundestag, nicht aber der Bundesrat dem 
Gesetz zugestimmt hat. Es wird erwartet, dass sich der Bun-
desrat mit dem Gesetzesentwurf noch vor der Sommerpause, 
d.h. noch bis Ende Juli 2008 beschäftigen und die Neufas-
sung ebenfalls beschließen wird. Ein Inkraftstreten ist für An-
fang 2009 zu erwarten. Den Planrechnungen auf Seite 48. 
liegen bereits oben genannte Änderungen zugrunde.

Die Biogas-Vorteile auf einen Blick
nahezu wetter- und saisonunabhängig•	
Energieproduktion steuerbar•	
Grundlast- und spitzenlastfähig•	
Energieträger speicherbar•	
Konkurrenzlos hohe Energieausbeute •	
bei Kraft-Wärme-Kopplung
Dezentrale Erzeugung•	
Komplett aus nachwachsenden Rohstoffen produzierbar•	
Vollständig CO•	 2-neutral
Umweltvorteile durch Vermeidung von Methan- •	
emissionen durch Gülle
Energetischer Flächenertrag bereits vier bis fünfmal •	
so hoch wie bei Biodiesel
Hoher technischer Standard der Anlagen•	
Hohe Planbarkeit der wirtschaftlichen Ergebnisse•	
Hohes Potenzial für technische und bio- •	
chemische Fortschritte
Hohes Ausbaupotenzial durch verfügbare Anbauflächen•	
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Überblick
Die Top 3 Biogas GmbH & Co. KG wird zusammen mit der 
Cowatec AG drei Biogas-Projekte „unter einem Dach“ verei-
nen. Dazu werden drei Biogasanlagen in landwirtschaftlich 
geprägten Regionen Ostdeutschlands errichtet: 

	 Kogel in Mecklenburg-Vorpommern,
	 Wittenberge in Brandenburg und
	 Nemsdorf-Göhrendorf in Sachsen-Anhalt.
	 (Standortkarte siehe Seite 35)

Die Anlagen sind umgeben von großen Ackerflächen, die 
sich ideal für den Anbau von Energiepflanzen eignen, so dass 
reichlich Substrate aus der nahen Umgebung bezogen wer-
den können. So profitieren die Landwirte vor Ort entweder als 
Betriebsführer der Biogasanlagen und/oder als Lieferanten 
von Energiepflanzen, Gülle und Mist.

Die Cowatec AG erschließt die Standorte und wird die Biogas-
anlagen als Generalunternehmer schlüsselfertig errichten. Mit 
der Cowatec AG hat UDI einen Partner gefunden, der sich 
aufgrund seiner großen Erfahrung als innovativer Komplettan-
bieter für Biogasanlagen von höchster Qualität in der Branche 
einen guten Namen gemacht hat. 

Cowatec-Biogasanlagen können alle EEG-Boni erhalten und 
sind auf die maximal erzielbaren Vergütungssätze ausgelegt. 
Neben Grundvergütung und NawaRo-Zuschlag erhalten sie 
nach dem bisher geltenden EEG auch den Technologiebonus 
für die Trockenfermentation. Dieser soll zwar nach dem neuen 
EEG-Entwurf entfallen. Da nach diesem aber der NawaRo-
Bonus um den entsprechenden Betrag erhöht würde, kann 
auch nach dem neuen EEG mit gleich hohen Einkünften für 
den Biogas-Strom gerechnet werden.

Das Cowatec-Konzept
Die Cowatec AG mit Sitz in Burglengenfeld ist spezialisiert auf 
Hightech-Biogasanlagen zur effizienten Energiegewinnung. 
Cowatec plant, baut und betreibt neue Anlagen. Außerdem be-
treut und optimiert Cowatec die biologisch-technischen Prozes-
se bestehender Biogasprojekte unterschiedlichster Hersteller.

Das innovative Unternehmen ist Teil eines umfangreichen 
Netzwerkes mit wissenschaftlichen Einrichtungen, Verbän-
den, Betreibern, Investoren und Lieferanten im Markt für Bio-
gasanlagen. Cowatec entwickelt permanent Systeme und Lö-
sungen, um Biogasanlagen noch rentabler und effizienter zu 
machen. Mehrere Innovationen befinden sich derzeit in der 
Entwicklung.

Cowatec wurde 2002 zunächst als GmbH gegründet. Das Un-
ternehmen spezialisierte sich ursprünglich auf die Betreuung 
und technisch-biologische Prozessoptimierung von Biogas-
anlagen. Bundesweit betreut Cowatec nach eigenen Angaben 
heute mehr als 100 Biogasanlagen verschiedener Hersteller. 

Regionale Schwerpunkte liegen in Süd- und Ostdeutschland. 
Das dabei gewonnene umfassende Wissen fließt seit 2005 
konsequent in Konzeption, Planung, Bau und Betrieb eigener 
hochqualitativer Cowatec-Biogasanlagen.

Derzeit sind neun von Cowatec selbst entwickelte Biogasan-
lagen in Betrieb. Cowatec plant und baut inzwischen Biogas-
anlagen in ganz Europa. Das Unternehmen beschäftigt 45 
Mitarbeiter, die Experten der Agrar-, Chemie-, Verfahrens-, 
Maschinenbau- und Umweltwissenschaften sind und über 
langjährige und interdisziplinäre Erfahrungen in der Biogas-
branche verfügen. 

Abb. Kunden der Cowatec bundesweit: Übersichtskarte

Betreute Cowatec Anlagen in Deutschland

Interne Umstrukturierungen und die Konzentration auf Zu-
kunftstechnologien wie z. B. den Bio-H2-Hybridfermenter, 
machten im Frühjahr 2008 einen Managementwechsel bei 
der Cowatec AG erforderlich. Mit Michael Höfermann wurde 
ein erfahrener kaufmännischer Vorstand gefunden, der den 
bisherigen Vorstand Herbert Huber ablöste und seit Mai die 
Geschicke des Unternehmens leitet. Zeitgleich mit dem Ma-
nagementwechsel floss dem Unternehmen in erheblichem 
Umfang frisches Investorenkapital zu, so dass eine kurzzeitig 
im Raum stehende Insolvenz abgewendet werden konnte.

Komplettanbieter für effiziente Biogaserzeugung 
Als einer der wenigen Komplettanbieter für die wirtschaftliche 
Energiegewinnung aus Biomasse managt die Cowatec AG das 
komplette Anlagenprojekt. Das Leistungsspektrum umfasst 
alle Projektphasen bis zum Vollbetrieb der Biogasanlage: Die 
Vorplanung, Genehmigungsphase, Konzeption und Baupha-
se, Inbetriebnahme und das Feintuning der Prozessabläufe.
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Erfahrene Cowatec-Planer erarbeiten Konzepte zum Ener-
giepflanzenanbau, zur Versorgungslogistik mit Biomasse, 
schließen Substratlieferverträge mit Landwirten, entwickeln 
Lösungen für die Verwertung der Gärreste und die sinnvolle 
Nutzung der anfallenden Wärme. So ist für den Betreiber auch 
die Vergütung der Kraft-Wärme-Kopplung nach dem EEG mit  
KWK-Bonus sichergestellt.

Als Generalunternehmer projektiert, plant und baut Cowatec 
die schlüsselfertige Biogasanlage. Die individuelle Planung 
zeichnet die Cowatec-Biogasanlage hierbei besonders aus: 
Das Cowatec-Team passt die Anlagendimensionen exakt an 
die örtlichen Gegebenheiten an. Die einzelnen Anlagenkom-
ponenten bezieht Cowatec beim jeweils technologisch führen-
den Hersteller. Zusammen mit dem umfassenden Know-how 
der eigenen Mitarbeiter entstehen so hocheffiziente Qualitäts-
anlagen, die mit optimiertem Mitteleinsatz die maximal mögli-
che Energieausbeute erzielen. 

Gutachten des renommierten Leipziger Instituts für Energetik 
und Umwelt (IE) bestätigen die herausragende Qualität, Leis-
tung und Zuverlässigkeit der Cowatec-Anlagen. Um in allen 
Teilbereichen der Biogaserzeugung Spitzenleistungen erbrin-
gen zu können, kooperiert Cowatec mit erfahrenen Spezialis-
ten, Laboren, Verbänden und Instituten.

Ist die Biogasanlage fertiggestellt, bietet Cowatec einen 
technischen und biologischen Inbetriebnahme-Service, um 
schnellstmöglich die Nennleistung der Anlage zu erreichen. 
Dem Betreiber steht damit erfahrenes Fachpersonal zur Seite. 
Das Blockheizkraftwerk und die gesamte Anlagensteuerung 
werden exakt auf die individuellen Gegebenheiten eingestellt. 
Die Biogasanlage wird unter Anleitung und steter Beobachtung 
angefahren. Cowatec-Fachleute überwachen die biologische 
Prozessführung, um die mikrobiologische Leistungsfähigkeit 

zu optimieren, z. B. durch den Einsatz von Enzymen. Beglei-
tend wird das Betriebspersonal eingewiesen und geschult. 

Das BiogasanlagenOptimierungsProgramm (bop)
Die technische und mikrobiologische Prozessoptimierung von 
Biogasanlagen ist ein Spezialgebiet des Unternehmens. Ziel 
ist, die Gaserträge bei gleichbleibender Substratmenge zu 
steigern und damit auch die wirtschaftliche Rentabilität der 
Anlagen. Cowatec zählt in Deutschland zu den Marktführern 
auf diesem Sektor. Nach eigenen Angaben nutzen über 100 
Betreiber bundesweit diesen Service, den das Unternehmen 
unabhängig von Anlagentyp und -hersteller anbietet. Dabei 
verfolgt Cowatec einen ganzheitlichen Betreuungsansatz: 

Die Optimierung der Biomasse 1.	
(z. B. Energiepflanzenanbau),

die Optimierung der biologischen Prozesse,2.	

das Feintuning der Technik für reibungslose Abläufe und3.	

die Unterstützung des Betriebsführers durch Cowatec-4.	
Experten, um aus der jeweiligen Biomasse die maximale 
Leistung herauszuholen.

Neben der technischen Wartung erfordert das Bakterienmili-
eu in einer Biogasanlage sorgfältige Aufmerksamkeit, damit 
der Gärungsvorgang rund läuft und möglichst viel Biogas pro-
duziert wird. Da die Hauptarbeit von Mikroben erledigt wird, 
müssen diese ideale Lebensbedingungen antreffen. Nur wenn 
die gasproduzierenden Bakterien mit ausreichend Nährstoffen 
und Spurenelementen versorgt sind, erzielen diese hohe Ga-
serträge. Veränderungen der biochemischen Prozesse müs-
sen daher anhand von Laborwerten schnell erkannt werden, 
um den Prozess gezielt in die richtige Richtung zu steuern. Mit 
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Hilfe von Enzymen, welche die Substrate aufspalten, können 
die Gaserträge erheblich gesteigert werden. Das erfordert 
wissenschaftlich fundiertes Know-how, das auch an die Be-
triebsführer der Anlagen weitergegeben wird. Cowatec bietet 
daher Betriebshilfsmittel wie ein spezielles Enzympräparat 
an, das den Methanertrag der Biogasanlage und damit ihre 
Wirtschaftlichkeit steigert.

Das angebotene Enzympräparat ist vor allem für NawaRo-
Biogasanlagen interessant. Viele Rohstoffe haben einen ho-
hen Celluloseanteil. Um diese Fasern vollständig abzubauen, 
muss das Substrat normalerweise relativ lange im Fermenter 
verbleiben. Hier greift das Enzympräparat ein: Es wird mit der 
regelmäßigen Inputmenge dem Fermenter zugesetzt und un-
terstützt die gasproduzierenden Bakterien dabei, die rohfaser-
reiche Biomasse aufzuschließen. Damit läuft der Gärprozess 
schneller ab und es wird mehr Gas produziert. Dabei können 
je nach Substrat und der Fahrweise der Anlagen zwischen 
6 und 20 % mehr Biogas aus der gleichen Substratmenge 
gewonnen werden. Gleichzeitig sorgt das Enzympräparat für 
mehr Prozessstabilität und verringert die Viskosität des Fer-
menterinhalts. Schwimmschichten, die das Aufsteigen der 
Gase stören, werden abgebaut und ihre Neubildung unterbun-
den. Die Wirksamkeit dieses „Enzym-Turbos“ wurde mehrfach 
wissenschaftlich nachgewiesen - im Labor wie in Feldversu-
chen. Das Enzympräparat wird in mehr als 300 Biogas- und 
Kläranlagen erfolgreich eingesetzt . 

Die Objektbeschreibung:
Biogasanlage von Cowatec
Die Biogasanlage der Cowatec AG ist eine hocheffiziente 
Trockenvergärungsanlage, die speziell für den Einsatz nach-
wachsender Rohstoffe konzipiert ist. Substrate wie Maissi-
lage, Ganzpflanzensilage, Rapssilage, Gras und Grassilage 

können mit oder ohne Mist und Gülle vergoren werden. Jede 
Anlage wird individuell geplant und optimal an die örtlichen 
Gegebenheiten angepasst. 

Die langlebigen Cowatec-Biogasanlagen vereinen robuste 
Bauweise, Umweltfreundlichkeit und hohe Verarbeitungsqua-
lität. Sie sind geruchsarm, zuverlässig, wartungsfreundlich 
und stehen für hohe Gaserträge bei niedrigen Betriebskosten. 
Cowatec-Biogasanlagen haben einen geringen Eigenstrom-
bedarf, was die Wirtschaftlichkeit zusätzlich erhöht. 

Über ein angeschlossenes Blockheizkraftwerk wird Strom 
produziert, der in das öffentliche Netz eingespeist wird. 
C.A.R.M.E.N. e.V. (Centrales Agrar-Rohstoff-Marketing- und 
Entwicklungs-Netzwerk) hat die Cowatec Biogasanlage gut-
achterlich als Trockenvergärungsanlage bestätigt. Dies be-
deutet, dass Cowatec-Anlagen in der Lage sind, Substrate 
mit einem sehr hohen Trockensubstanzanteil problemlos zu 
verarbeiten. Der Betreiber einer Cowatec-Anlage erhält da-
mit eine größtmögliche Flexibilität bei der Auswahl der Ein-
satzstoffe. Zugleich kann er mit hohen Einnahmen für den 
ins Netz eingespeisten Strom rechnen. Neben dem NawaRo-
Bonus erhält er zusätzlich den KWK-Bonus für außerhalb der 
Anlage genutzte Abwärme. Mit der erzeugten Wärme, die als 
nützliches Nebenprodukt bei der Stromerzeugung freigesetzt 
wird, können direkt am Standort z.B. Gebäude beheizt oder 
Brauchwasser erwärmt werden. Mit der Neufassung des 
EEG im Deutschen Bundestag vom 06.06.08 entfällt zwar 
der Innovationsbonus für Anlagen mit Trockenfermentation 
in Höhe von 2 Cent/kWh. Im Gegenzug werden jedoch die 
Grundvergütungssätze, der NawaRo-Bonus und der KWK-
Bonus um jeweils 1 Cent/kWh erhöht, so dass insgesamt mit 
einer leicht besseren Ertragssituation als bisher kalkuliert 
werden kann.
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Herzstück der Biogasanlage ist der Hauptfermenter, ein lie-
gender Durchflussfermenter, dem ein Nachgärer (Gruben-
speicherfermenter) nachgeschaltet ist. Die Anlage ist auf eine 
durchschnittliche Verweildauer des Substrats von über 50 Ta-
gen ausgelegt.

1. Beschickung der Anlage:
Bevor die Anlage gefüttert wird, werden die Substrate in einem 
Schubbodenbeschicker zwischengelagert und von dort voll-
automatisch in den liegenden Durchflussfermenter gefördert. 
Der Beschicker fasst die Menge an Einsatzstoffen, mit welcher 
der Bedarf von rund eineinhalb Tagen gedeckt werden kann.

2. Hauptfermenter
(liegender Durchflussfermenter):
Der liegende Fermenter ist besonders für faserreiche Biomas-
se geeignet, da er auf Grund seiner Konstruktion die Pflan-
zensubstrate ideal vermengt und damit optimale Bedingungen 
für die Mikroorganismen schafft. So kann eine überdurch-
schnittlich hohe Gasausbeute gewonnen werden. Er ist mit 
einem zweiteiligen Haspelrührwerk ausgestattet, das zuver-
lässig Sink- und Schwimmschichten vermeidet. So wird bei 
sehr niedrigem Energieeinsatz für eine homogene Durchmi-
schung der Rohstoffe gesorgt. Im Hauptfermenter zersetzen 
Mikroben die noch festen Pflanzensubstrate zu einem flüs-
sigen Brei und produzieren dabei die überwiegende Menge 
an Biogas. Die vergorene Pflanzensuppe wird dann über ein 
Leitungssystem in den Nachgärer gepumpt. 

3. Nachgärer
(Rund- oder Grubenspeicherfermenter):
Im Nachgärer verwerten andere Bakterienstämme die bereits 
zersetzten Substrate weiter zu Biogas. Der Nachgärer ist mit 
zwei Paddelrührwerken ausgestattet, die über Frequenzum-

Das standardisierte Anlagenkonzept

former angesteuert werden. Alle Heizleitungen und Motoren 
sind außerhalb des Nachgärers installiert, um Verkrustungen 
zu vermeiden. Das ermöglicht eine bequeme und kostengüns-
tige Wartung. Der Rundfermenter ist wie alle Cowatec-Fer-
menter wärmeisoliert und mit einem wärmedämmenden, dich-
ten Tragluftspeicherdach versehen. Das ist umweltfreundlich 
und geruchsneutral. Eine biologische Entschwefelung ist in-
tegriert, so dass dafür keine zusätzlichen Kosten entstehen. 
Biogas muss entschwefelt werden, bevor es im Blockheiz-
kraftwerk verbrannt werden kann. Die Reinigung ist erforder-
lich, damit durch den Schwefelanteil nicht aggressive Abla-
gerungen entstehen, die den Motor des Blockheizkraftwerks 
angreifen könnten.

4. Gär-Restelager
Hier werden die Gärreste gelagert, die nach Bedarf entnom-
men und als wertvoller Dünger auf die Felder ausgebracht 
werden können.

5. Blockheizkraftwerk (BHKW)
Zur Energieumsetzung des Biogases wird ein Hochleistungs-
BHKW mit einer auf den Standort abgestimmten elektrischen 
Leistung installiert. Neben Strom wird auch Dampf- oder Heiz-
wärme durch Kraft-Wärme-Kopplung erzeugt.

6. Technikraum
Hier befindet sich die Schaltzentrale für die Anlage, von der 
aus alle Stoffströme und technischen Prozesse gesteuert 
werden. Von hier aus werden der Substratnachschub gesteu-
ert, die Fermenterheizung und Pumpen geregelt und die ge-
samte Prozessleittechnik überwacht. Die Biogasanlage wird 
vollautomatisch über eine computergesteuerte Schaltanlage 
betrieben. Fernüberwachung und die Weiterleitung von Stör-
meldungen sind Cowatec-Standard. 

Nachgärer

Gär-Restelager Hauptfermenter

BHKW

Technikraum
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Alleinstellungsmerkmale
der Cowatec-Biogasanlagen
Durch eine ausgefeilte, auf jahrelange Erfahrungen gestützte 
Konzeption vereinen Cowatec-Biogasanlagen viele techni-
sche Pluspunkte:

Im liegenden Fermenter werden die Substrate durch die 
sehr stabile Rührwelle optimal durchmischt. Deshalb ist er für 
faserreiche Biomasse hervorragend geeignet. Möglich sind 
deutlich mehr als 30 % Trockensubstanzgehalt bei der zuge-
führten Masse, wobei diese im Durchflußfermenter durch die 
Vermischung mit Rezirkulat auf unter 18 % gesenkt wird.

Die Rührwelle ist liegend positioniert und zweifach gelagert.

Um Spannungen zu vermeiden, ist das Rührwerk zweigeteilt. 
So verhindert die Rührwelle die Bildung einer Schwimmdecke 
und sorgt so für einen hohen Gasertrag. Sie ist extra stark 
ausgelegt und deshalb von langer Lebensdauer.

Die robusten Rührwerke im Nachgärer bestehen aus Edelstahl.

Der externe Gegenstrom-Wärmetauscher, der die Fer-
menter beheizt, ist im Gegensatz zu herkömmlichen, innen 
angebrachten Heizleitungen zuverlässiger, weil Verkrustun-
gen durch das Substrat vermieden werden. Zudem kann er 
bequem von außen gewartet werden.

Auch die Rührwerksmotoren sind außerhalb der Fermenter 
positioniert, damit sie für Wartungsarbeiten gut zugänglich sind. 
Im Störfall bedeutet dies wesentlich kürzere Ausfallzeiten.

Im Doppelmembran-Gasspeicher mit Gurtbändern als sta-
bile Stütztragkonstruktion für die Membrane ist das Biogas si-
cher verwahrt. Das Tragluftspeicherdach ist sowohl geruchs-
dicht als auch wärmeisoliert und ermöglicht auch im Winter 
einen sicheren Betrieb. 

Der Technikraum dient als Verbindungselement zwischen 
Durchflussfermenter und Nachgärer und ist geräumig wie 
auch gut zugänglich. 

Alle Anlagenkomponenten sind äußerst kompakt angeord-
net, was sehr kurze Leitungen zwischen den Bauteilen er-
möglicht.

Zur Gastrocknung wird ein speziell angefertigtes, leis-
tungsfähiges Kühlaggregat verwendet, so dass keine Lei-
tungsschleifen im Erdreich verlegt werden müssen. 

Ein geringer Eigenstrombedarf erhöht die Wirtschaftlichkeit 
der gesamten Biogasanlage.



35

Die drei Standor te
An allen drei Standorten werden praktisch baugleiche Biogas-
anlagen durch die Cowatec AG errichtet. Zwei Anlagen mit 
536 kW Nennleistung und eine etwas größere in Wittenberge 
mit 716 kW, die aber hundertprozentig das gleiche System 
nutzt. Als Blockheizkraftwerke werden Deutz Gas-Otto-Mo-
toren installiert. 

Für alle drei Standorte liegen langfristige Lieferverträge für die 
benötigten Rohstoffe vor. Zudem ist an den Standorten ein 
Vielfaches der erforderlichen Anbaufläche für die Substrate 
vorhanden. Alle Grundstücke sind vertraglich gesichert. Es 
liegt derzeit keine der nach § 9 Abs. 2 Nr. 5 VermVerkProspV 
erforderlichen behördlichen Genehmigungen vor. Diese sind 
jedoch bereits beantragt und der Erteilung stehen nach Kennt-
nis der Emittentin keine tatsächlichen oder rechtlichen Hinder-
nisse entgegen. Die Genehmigungen werden bis August/Sep-
tember 2008 erwartet. Die Anlagen werden voraussichtlich im 
Frühjahr 2009 in Betrieb genommen.

Für alle Standorte wurde ein kaufmännisch vorsichtiger Kalku-
lationsansatz gewählt:

geringe Volllaststundenzahl von 7.800 Stunden pro Jahr•	
nur teilweise Abwärmenutzung angenommen•	
Verkauf der Abwärme nur teilweise bei den •	
den Einnahmen berücksichtigt

Technisch möglich sind an allen Standorten Betriebszeiten von 
deutlich über 8.000 Volllaststunden. Das bedeutet eine reelle 
Chance auf eine deutlich höhere Biogasausbeute und mehr 
Einnahmen für Strom und Wärme, die aber aus Sicherheits-
gründen in die Prospektkalkulation nicht eingerechnet wurde. 
Zusätzliches Potential liegt im Ausbau der Wärmenutzung.

Für den Fall, dass einer der hier im Prospekt genannten Pro-
jektstandorte nicht genehmigt wird, stellt die Cowatec AG ei-
nen gleichwertigen alternativen Standort in derselben techni-
schen Ausführung zur Verfügung.
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Wit tenberge
Lage und Umgebung
Die Kleinstadt Wittenberge liegt in der Prignitz im nordwest-
lichen Brandenburg, wo die Flüsse Stepenitz und Karthanein 
in die Elbe münden. Wahrzeichen ist der Steintorturm aus 
dem 13. Jahrhundert inmitten der Altstadt. Mit etwa 20.000 
Einwohnern ist Wittenberge die größte Stadt der Prignitz. Ein-
schließlich der eingemeindeten Ortsteile Garsedow, Lütchen-
heide, Zwischendeich, Schadebeuster, Hinzdorf, Lindenberg 
und Bentwisch breitet sich die Stadt über ein Gebiet von gut 
40 Quadratkilometern aus. Die Region ist geprägt von der 
einmaligen Naturlandschaft der Elbniederungen. Die Elbe 
und ihre Auen gehören zu den schönsten Flusslandschaften 
Mitteleuropas. Deshalb stehen sie als Biosphärenreservat un-
ter dem Schutz der UNESCO. Der Sommer lockt eine große 
Zahl Störche in die Region. Das Europäische Storchendorf 
Rühstädt befindet sich knapp 20 Kilometer von Wittenberge 
entfernt. 

Im 19. und 20. Jahrhundert entwickelte sich Wittenberge zu ei-
nem Industriezentrum. Die zentrale Lage zwischen Hamburg 
und Berlin sowie zwischen Hannover, Wolfsburg, Magdeburg, 
Rostock und Schwerin machte es zu einem wichtigen Ver-
kehrsknotenpunkt. Vor allem als „Stadt der Nähmaschinen“ 
kannte man Wittenberge über die Landesgrenzen hinweg. 

1903 errichtete SINGER ein Nähmaschinenwerk, das nach 
dem Krieg von den Alliierten demontiert wurde. Außerdem 
gab es ein Zellstoff- und Zellwollewerk, die Märkischen Ölwer-
ke und ein Ausbesserungswerk der Deutschen Reichsbahn, 
welches heute noch von der DB AG als Instandhaltungswerk 
genutzt wird, sowie einen Binnenhafen. Viele Großbetriebe 
wurden 1990/91 abgewickelt und zum Teil abgerissen. Die 
ehemalige Industriestadt ist heute durch eine mittelständische 
Wirtschaftsstruktur geprägt. 

Die brandenburgische Wirtschaftsförderung hat der Stadt Ent-
wicklungsfelder in folgenden Bereichen zugeordnet: Kunst-
stoff/Chemie, Metallerzeugung und -verarbeitung, Mineralöl/
Biokraftstoffe, Medien/Informatik, Umwelttechnik und Recyc-
ling. Weitere Potenziale werden in den Branchen Logistik so-
wie Energiewirtschaft und -technik gesehen. Seit 1998 wird in 
Wittenberge eine Biodiesel-Anlage betrieben. 

Die Biogasanlage mit einer Nennleistung von 716 kW, die 
in einem Industriegebiet am Stadtrand errichtet wird, passt 
gut in das Wirtschaftskonzept und wird daher von der Stadt 
Wittenberge aktiv unterstützt.  Die Genehmigungsunterlagen 
sind eingereicht. Betriebsführer der Biogasanlage ist die C4-
Nawaro GmbH. Diese Gesellschaft mit Sitz in Wittenberge ist 
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Blockheizkraftwerk Gas-Otto-Motor von Deutz

Nennleistung 716 kW

Wartungsvertrag liegt vor

Kalkulierte Volllaststunden 7.800 h pro Jahr

Substrat-Lieferverträge liegen von mehreren Landwirten vor

Vertragslaufzeit der Lieferverträge 10 Jahre, mit Verlängerungsoption

Eingesetzte Substrate Maissilage: 11.500 t pro Jahr

Abnahme der Gärreste gesichert

Wärmenutzung Abwärmenutzungsvertrag über mindesten 3 Mio. KWK pro Jahre der
Nutzwäme liegt vor Verkauf der Wärme zu Festpreisen.

Die Leistung der Anlage im Überblick

auf den Vertrieb von Holzbrennstoffen aus nachwachsenden 
Rohstoffen wie Pellets, Briketts und Kaminholz sowie Materi-
alien aus Chinaschilf spezialisiert. 

Das Wärmekonzept: Der Betriebsführer ist zugleich Wärme-

abnehmer und erhält praktisch die gesamte Wärme, die bei 
der Stromerzeugung frei wird. Mit der Wärme trocknet die 
C4-Nawaro GmbH das Holz für ihren Brennholzhandel und 
beheizt die Firmengebäude. Zudem wird eine nahegelegene 
Schule mit Wärme versorgt.
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Nemsdor f-Göhrendor f
Lage und Umgebung
Das Agrarunternehmen Barnstädt e. G., 1991 gegründet, 
liegt auf der Querfurter Platte im südlichen Teil von Sachsen- 
Anhalt. Hervorgegangen ist es aus drei ehemaligen Landwirt-
schaftlichen Produktionsgenossenschaften. Barnstädt ist ein 
modernes Agrarunternehmen, das Tradition und Erfahrung 
mit modernen Produktionsmethoden verbindet. Der landwirt-
schaftliche Betrieb setzt sich für den verantwortungsvollen 
Umgang mit den natürlichen Ressourcen ein und engagiert 
sich für aktive Landschaftspflege. Seit den 80er Jahren wer-
den beispielsweise Flurholzstreifen zwischen den Feldern an-
gepflanzt, um die Winderosion zu verringern und Lebensraum 
für Tiere zu schaffen. Im betriebseigenen Mischfutterwerk 
wird neben dem Großteil der Futtermittel, die überwiegend 
aus eigenem Anbau stammen, auch kaltgepresstes Rapsöl 
für die Dieselfahrzeuge des Unternehmens hergestellt. Der 
hierbei anfallende Rapskuchen dient als hochwertiges Eiweiß-
futtermittel für Rinder. Der landwirtschaftliche Betrieb verfügt 
insgesamt über rund 6.000 ha landwirtschaftliche Nutzfläche. 
Die Rinder und Schweine werden fast vollständig mit selbst 
angebautem Tierfutter versorgt. Auch Substrate für die Bio-

gasproduktion können in großem Umfang angebaut werden. 
Die 850 Milchkühe und 3000 Rinder werden artgerecht in 
kanadischen Zelten und in Offenställen auf Stroh gehalten. 
Zudem sind umfangreiche Weideflächen vorhanden. Auch die 
Schweinezucht in modernen Ställen mit insgesamt 25.000 
Tieren ist als artgerecht zertifiziert. Gülle und Mist für die Bio-
gasproduktion sind aus der Tierhaltung reichlich vorhanden. 
Als wichtigster Arbeitgeber der Querfurter Region beschäftigt 
das Agrarunternehmen Barnstädt 200 Arbeitskräfte.

Die Biogasanlage mit einer Kapazität von 536 kW wird direkt 
auf dem Gelände des Agrarunternehmens Barnstädt e. G. er-
richtet und von diesem betrieben. Am Standort liegt bereits 
eine BImschG-Genehmigung für eine Biogasanlage vor, die 
nur noch auf den vorliegenden Anlagentyp umgeschrieben 
werden muss.

Wärmekonzept: Mit der kompletten Wärme, rund 2.700.000 
kWh/p.a., die bei der Stromerzeugung gewonnen wird, werden 
die Ferkelnester der Schweinezucht und die Ställe beheizt.
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Die Leistung der Anlage im Überblick

Blockheizkraftwerk Gas-Otto-Motor von Deutz

Nennleistung 536 kW

Wartungsvertrag liegt vor

Kalkulierte Volllaststunden 7.800 pro Jahr

Substrat-Lieferverträge liegt vor 

Vertragslaufzeit der Lieferverträge 20 Jahre

Eingesetzte Substrate Maissilage	 4.000 t pro Jahr
Rinderfestmist: 	 8.000 t pro Jahr
Rindergülle:	 10.000 t pro Jahr

Abnahme der Gärreste gesichert

Wärmenutzung Abwärmenutzungsvertrag über  98 % der Nutzwärme liegt vor. Dauer
20 Jahre. Verkauf der Wärme zu Festpreisen, langfristig ansteigend.
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Kogel
Lage und Umgebung
Die Gemeinde Fünfseen im Landkreis Müritz in Mecklenburg-
Vorpommern, zu der Kogel gehört, wird vom Amt Malchow 
mit Sitz in der gleichnamigen Stadt verwaltet. Fünfseen wurde 
2005 aus den selbstständigen Gemeinden Adamshoffnung, 
Grüssow, Kogel, Rogeez und Satow gebildet. Kogel selbst 
liegt idyllisch inmitten der Mecklenburger Seenplatte am Ko-
geler See. 

Die Agrarunion Kogel wurde 1990 von einer LPG in eine ein-
getragene Genossenschaft (eG) umgewandelt und bewirt-
schaftet ca. 1.700 ha mit derzeit 19 Mitarbeitern. Das Unter-
nehmen baut Getreide, Raps und Feldfutter an. Es werden 
derzeit 195 Milchkühe mit Nachzucht und 249 Zuchtsauen auf 
dem Gelände gehalten. Der Vorstand Jürgen Bertram ist Orts-
teilbürgermeister der Gemeinde Fünfseen und gilt als sehr en-
gagierter und innovativer Gemeindevertreter. 

Die Biogasanlage mit einer Kapazität von 536 kW elektisch wird 
direkt auf dem Gelände der Agrarunion errichtet und betrieben. 
Die Genehmigungsunterlagen wurden im Februar 2008 einge-
reicht. 

Ein Wärmekonzept liegt für diesen Standort vor, allerdings ist 
momentan nur eine teilweise Wärmenutzung vertraglich gesi-
chert. Mit rund 350.000 kWh/p.a. Wärme werden der unmit-
telbar angrenzende Schweinestall und zwei Gewächshäuser 
beheizt. Ein Ausbau der Wärmenutzung wird angestrebt.

Die Vorteile des Gülleeinsatzes in Biogasanlagen liegen darin, 
dass die Substratausnutzung in Anlagen mit Gülleeinsatz oft 
höher ist als in Anlagen ohne Gülleeinsatz (top agrar 10/2007) 
und dass die Betriebsweise der Biogasanlagen durch die 
gleichmäßige Nährstoffzugabe stabiler ist.

Nach der Erfahrung des Herstellers eignen sich Schweine- 
wie Rindergülle gleichermaßen für den Betrieb von Biogas-
anlagen.
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Die Leistung der Anlage im Überblick

Blockheizkraftwerk Gas-Otto-Motor von Deutz

Nennleistung 536 kW

Wartungsvertrag liegt vor

Kalkulierte Volllaststunden 7.800 pro Jahr

Substrat-Lieferverträge liegt vor 

Vertragslaufzeit der Lieferverträge 10 Jahre, mit Verlängerungsoption

Eingesetzte Substrate Maissilage:	 5.500 t pro Jahr
Rinderfestmist: 	 2.200 t pro Jahr
Schweinegülle: 	 4.500 t pro Jahr
Grassilage:	 1.900 t pro Jahr

Abnahme der Gärreste gesichert

Kalkulierte Wärmenutzung Abwärmenutzungsvertrag über 350.000 KWh pro Jahr. Dauer 10 Jahre, mit 
Verlängerungsoption. Verkauf der Wärme zu Festpreisen, langfristig anstei-
gend.

Zusatzpotential Ausbau der Wärmenutzung vor Ort



42

Gas- und Stromer träge pro Standor t
Prognose Biogas- und Energieerträge für den Standort Wittenberge

Rohstoffe Menge in t/a Gasertrag mit 
Enzymeinsatz

Energie in kWh/a
im Biogas enthalten

Wirkungsgrad BHKW 
42% Energie in kWh/a

Maissilage 11.500 2.528.307 13.652.859

Gesamt 11.500 2.528.307 13.652.859 5.734.201

Prognose Energieerträge

Installierte elektrische Leistung 716 kW

Mögliche Stromerzeugung aus Substraten 5.734.201 kWh

Angenommene kalkulierte Stromerzeugung bei 7.800 Volllaststunden 5.584.800 kWh

Gesamtmenge Stromerzeugung abzgl. 2 % Trafoverluste 5.473.104 kWh

Wärmeerzeugung 4.613.045 kWh

Prozesswärme/Eigenwärmebedarf 20% ./. 922.609 kWh

Nutzbare Wärme 3.690.436 kWh

Wärmenutzung kalkuliert lt. Wärmeabnahmevertrag 3.000.000 kWh

Prognose der jährlichen Erlöse
Strom- und Wärmeverkauf

Erzeugung Vergütung Erlös

Stromerzeugung lt. Kalkulation 5.473.104 kWh 15,99 ct./kWh **  875.308,84 € 

Wärmeabnahme nach Vertrag 3.000.000 kWh   0,007 €/kWh 21.000,00 €

KWK-Bonus * 3.559.322 kWh   0,03 €/kWh 106.779,66 €

Gesamt pro Jahr 1.003.087,50 €

* Vergütungsfähiger KWK-Strom berechnet sich wie folgt: Wärmeabnahme x Stromkennzahl des BHKW x 0,03 Euro.
Die Stromkennzahl der installierten BHKW beträgt laut Herstellerangaben 1,19.

** Höhe der Einspeisevergütung gerundet.
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Prognose Biogas- und Energieerträge für den Standort Nemsdorf-Göhrendorf

Rohstoffe Menge in t/a Gasertrag mit 
Enzymeinsatz

Energie in kWh/a
im Biogas enthalten

Wirkungsgrad BHKW 
42% Energie in kWh/a

Maissilage 4.000 879.411 4.748.820

Rinderfestmist 8.000 792.000 4.356.000

Rindergülle 10.000 184.576 1.015.168

Gesamt 22.000 1.855.987 10.119.988 4.250.395

Prognose Energieerträge

Installierte elektrische Leistung 536 kW

Mögliche Stromerzeugung aus Substraten 4.250.395 kWh

Angenommene kalkulierte Stromerzeugung bei 7.800 Volllaststunden 4.180.800 kWh

Gesamtmenge Stromerzeugung abzgl. 2 % Trafoverluste 4.097.184 kWh

Wärmeerzeugung 3.453.341 kWh

Prozesswärme/Eigenwärmebedarf 20% ./. 690.668 kWh

Nutzbare Wärme 2.762.673 kWh

Wärmenutzung kalkuliert lt. Wärmeabnahmevertrag 2.700.000 kWh

Prognose der jährlichen Erlöse
Strom- und Wärmeverkauf

Erzeugung Vergütung Erlös

Stromerzeugung lt. Kalkulation 4.097.184 kWh 18,94 ct./kWh 776.034,81 €

Wärmeabnahme nach Vertrag 2.700.000 kWh 0,015 €/kW   40.500,00 €

KWK-Bonus * 3.203.389 kWh 0,03 €/kW   96.101,69 €

Gesamt pro Jahr 912.636,51 €

* Vergütungsfähiger KWK-Strom berechnet sich wie folgt: Wärmeabnahme x Stromkennzahl des BHKW x 0,03 Euro.
Die Stromkennzahl der installierten BHKW beträgt laut Herstellerangaben 1,19.
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Gas- und Stromer träge pro Standor t

Prognose Biogas- und Energieerträge für den Standort Kogel

Rohstoffe Menge in t/a Gasertrag mit 
Enzymeinsatz

Energie in kWh/a
im Biogas enthalten

Wirkungsgrad BHKW 
42% Energie in kWh/a

Maissilage 5.500 1.209.190 6.529.628

Grassilage 1.900 217.800 1.197.900

Rinderfestmist 2.200 92.448 554.688

Schweinegülle 4.500 366.101 1.976.946

Gesamt 14.100 1.885.539 10.259.162 4.308.848

Prognose Energieerträge

Installierte elektrische Leistung 536 kW

Mögliche Stromerzeugung aus Substraten 4.308.848 kWh

Angenommene kalkulierte Stromerzeugung bei 7.800 Volllaststunden 4.180.800 kWh

Gesamtmenge Stromerzeugung abzgl. 2 % Trafoverluste 4.097.184 kWh

Wärmeerzeugung 3.453.341 kWh

Prozesswärme/Eigenwärmebedarf 20% ./. 690.668 kWh

Nutzbare Wärme 2.762.673 kWh

Wärmenutzung kalkuliert lt. Wärmeabnahmevertrag 350.000 kWh

Prognose der jährlichen Erlöse
Strom- und Wärmeverkauf

Erzeugung Vergütung Erlös

Stromerzeugung lt. Kalkulation 4.097.184 kWh 18,94 ct./kWh 776.035,00 €

Wärmeabnahme nach Vertrag 350.000 KWh    0,02 €/kWh     7.000,00 €

KWK-Bonus * 415.254 KWh 0,03 €/kWh   12.457,63 €

Gesamt pro Jahr 795.492,44 €

* Vergütungsfähiger KWK-Strom berechnet sich wie folgt: Wärmeabnahme x Stromkennzahl des BHKW x 0,03 Euro.
Die Stromkennzahl der installierten BHKW beträgt laut Herstellerangaben 1,19.
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Der Zeitplan –
Realisierung des Projektes (Prognose)
Februar 2008 Abschluss von Lieferverträgen für die Rohstoffe

Februar 2008 Abschluss von Wärmelieferverträgen

Februar 2008 Beantragung der nach Bau- und Immissionsschutzrecht notwendigen behördlichen Genehmigungen

Juni 2008 Abschluss eines Generalunternehmervertrages mit der Cowatec AG über den Bau und
Betrieb der drei Biogasanlagen

Juli 2008 Abschluss eines Service-Vertrages für die Wartung der Blockheizkraftwerke geplant

Juli 2008 Übertrag der Pachtverträge geplant
Umwandlung der Absichtserklärung in Grundstückskaufvertrag geplant

Juli / August 2008 Erteilung der Bau- und BImSchG-Genehmigungen erwartet

Oktober 2008 Baubeginn geplant

Frühjahr 2009 Beginn der Inbetriebnahme geplant

September 2009 Abnahmebetrieb geplant
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Finanz- und Investitionsplanung
Mittelverwendung in Euro in %

1. Schlüsselfertige Errichtung von 3 Biogasanlagen 8.435.000 84,9

2. Liquiditätsreserve 520.000 5,2

3. Grunderwerb an einem Standort 65.000 0,7

4. Bereitstellungsgebühr Kredit 60.000 0,6

5. Disagio 145.000 1,5

6. Bauzeitzinsen 170.000 1,6

7. Nebenkosten bis Inbetriebnahme 10.000 0,1

8. Prospekterstellung + Marketing 65.000 0,7

9. Mittelverwendungskontrolle und Verwaltung 20.000 0,2

10. kaufmännische Projektierung 140.000 1,4

11. Einwerbung Eigenkapital 300.000 3,1

Gesamt 9.930.000 100,0

Mittelherkunft in Euro in %

1 Eigenkapital 3.000.000 30,2

Fremdkapital (KfW, ERP-Darlehen, Bankdarlehen) 6.930.000 69,8

Gesamt 9.930.000 100,00

Zusammensetzung Fremdkapital in Euro in %

2. ERP-Umwelt- und Energiesparprogramm 3.000.000 43,29

3. KfW- Umweltprogramm 3.630.000 52,38

4. Hausbankdarlehen 300.000 4,33

Erläuterungen zur Finanz- und Investitionsplanung

Mittelverwendung

Allgemeine Hinweise
Nachfolgend werden die einzelnen Positionen der Gesamtin-
vestition erläutert. Die Höhe der einzelnen Positionen steht 
weitestgehend fest, da bereits entsprechende Verträge abge-
schlossen wurden oder Angebote vorliegen. Sämtliche Kosten 
verstehen sich zuzüglich Umsatzsteuer, sofern diese anfällt. 
Da die Gesellschaft zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, sind 
im Investitionsplan jeweils die Nettobeträge dargestellt.

1. Schlüsselfertige Errichtung von 3 Biogasanlagen
Die Fondsgesellschaft hat mit der Cowatec AG für jeden der 
drei geplanten Standorte einen Generalübernehmervertrag 
mit Festpreisen geschlossen. In diesen Verträgen verpflichtet 
sich die Cowatec AG jeweils zur schlüsselfertigen Errichtung 
der Biogasanlagen mit je einem liegenden Fermenter, einem 
Nachfermenter, dem Gär-Restlager und dem Blockheizkraft-

werk sowie aller zum Betrieb erforderlichen weiteren Gewer-
ke wie z.B. die Siloplatten, ggf. vorgesehene Maßnahmen zur 
Abwärmenutzung etc. Im Preis enthalten sind ferner sämtliche 
Planungskosten, Genehmigungsgebühren, Netzanschluss-
kosten sowie die Inbetriebnahme der errichteten Anlagen 
durch die Cowatec AG und die Schulung des Betriebsperso-
nals.

2. Liquiditätsreserve
Für alle drei Standorte sind die Genehmigungsverfahren be-
reits eingeleitet. Auch sind alle Genehmigungsgebühren so-
wie Vorlaufkosten im Generalübernehmerpreis für die drei 
Biogasanlagen enthalten. Es kann jedoch nicht restlos ausge-
schlossen werden, dass an einigen Standorten zum Zeitpunkt 
der Prospektaufstellung nicht vorhersehbare Mehrkosten 
entstehen. Für diese Fälle ist in den Investitionskosten eine 
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11. Einwerbung Eigenkapital
Vergütung für den Vertrieb des Eigenkapitals.  Zusätzlich wird 
ein Agio in Höhe von 5 % auf die Zeichnungssumme erhoben.

Mittelherkunft

Allgemeine Hinweise
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung liegen der Fondsge-
sellschaft zwei Finanzierungsangebote renommierter deut-
scher Geschäftsbanken für die genannte Investition vor. Auf 
deren Basis wurde die Prognose der Finanz- und Investiti-
onsplanung erstellt. Da die Konditionen bis zur endgültigen 
Inanspruchnahme der Darlehen freibleibend sind, wurden 
die für die Planrechnung angesetzten Zinssätze bewußt vor-
sichtig gewählt. In beiden Finanzierungsangeboten liegen die 
Zinssätze für die Darlehen zum Teil deutlich unter dem in der 
Kalkulation angenommenen Wert.

1. Eigenkapital
In der Finanzierungsprognose ist ein Eigenkapital in Höhe von 
3.000.000 Euro vorgesehen, das in Form von Kommanditka-
pital durch Beitritt von Anlegern in die Top 3 Biogas GmbH & 
Co. KG aufgebracht werden soll. Die Einwerbung des Eigen-
kapitals ist Voraussetzung für die Bereitstellung und Auszah-
lung der Fremdmittel. 

2. ERP-Darlehen
Für jeden der drei geplanten Standorte sollen 1.000.000 Euro, 
insgesamt also 3,0 Mio. Euro, aus dem ERP-Umwelt- und 
Energiesparprogramm bereitgestellt werden. Die Tilgung er-
folgt halbjährlich in gleichen Raten. Die Auszahlung erfolgt zu 
100 %, ein Tilgungsfreijahr ist vereinbart. Die Laufzeit beträgt 
Laufzeit 13 Jahre. Der Zinssatz wird mit 6,0 % p.a. angenom-
men.

3. KfW-Darlehen
Aus dem KfW-Umweltprogramm sollen insgesamt 3.630.000 
Euro zur Verfügung gestellt werden. Die Tilgung erfolgt 
halbjährlich in gleichen Raten. Auszahlung: 96 %, Disagio: 
4 %, ein Tilgungsfreijahr, Laufzeit: 13 Jahre, kalkulierter Zins-
satz: 6,0 % p.a.

4. Hausbankdarlehen
Sollte die Liquiditätsreserve in voller Höhe benötigt werden, 
stehen der Fondsgesellschaft zusätzlich 300.000 Euro in 
Form eines Hausbankdarlehens zur Verfügung. Auszahlung: 
100 %, kein Tilgungsfreijahr, Laufzeit: 8 Jahre, kalkulierter 
Zinssatz: 7,2 % p.a.

Nettoeinnahmen
Die Nettoeinnahmen aus der Eigenkapitalplatzierung reichen 
für die Realisierung der Projekte nicht aus. Deshalb wird die 
Gesellschaft zusätzlich Fremdkapital in Form verschiedener 
Darlehen aufnehmen. 

Liquiditätsreserve eingeplant. Voraussichtlich wird die Fonds-
gesellschaft schon während der Bauphase eine Teilmenge an 
Maissilage vorfinanzieren. Damit ist sichergestellt, dass die 
Anlagen ab Inbetriebnahme im Frühjahr 2009 bis zur folgen-
den Ernte Gas produzieren können. Diese Ausgaben lassen 
sich ebenfalls über die Liquiditätsreserve decken.

3. Grunderwerb an einem Standort
Kosten für den Kauf des Grundstücks am Standort Witten-
berge

4. Bereitstellungsgebühr Kredit
Bereitstellungsgebühren, die von der fremdfinanzierenden 
Bank für die Bereitstellung der Kredite in Rechnung gestellt 
werden.

5. Disagio
Für die Bereitstellung der KfW-Mittel wird ein Disagio in Höhe 
von 4 % auf den Darlehensbetrag fällig.

6. Bauzeitzinsen
Bereits während der Bauphase fallen für das in Anspruch ge-
nommene Fremdkapital Zinsen an, die von der Fondsgesell-
schaft getragen werden müssen.

7. Nebenkosten bis Inbetriebnahme
Kosten für Pacht und Versicherungen, die während der Bau-
phase anfallen.

8. Prospekterstellung und Marketing
Kosten für die Erstellung, Layout und Druck des Verkaufspro-
spektes, eines Kurzflyers, Organisation eines Werbemailings 
sowie weitere Marketingaufwendungen.

9. Mittelverwendungskontrolle und Verwaltung
Um die ordnungsgemäße Verwendung des eingeworbenen 
Eigenkapitals sicherzustellen, beauftragt die Fondsgesell-
schaft einen unabhängigen Wirtschaftsprüfer, vor Auszahlung 
der Gelder die Richtigkeit der Mittelverwendung zu kontrollie-
ren sowie weitere Verwaltungstätigkeiten für die Gesellschaft 
zu übernehmen. Für diese Tätigkeiten liegt der Fondsgesell-
schaft ein Angebot in Höhe von zusammen 20.000 Euro vor.

10. Kaufmännische Projektierung
Die UDI Bioenergie GmbH wurde mit der Konzeption, Pla-
nung, Projektentwicklung und kaufmännischen Betreuung 
des Projektes beauftragt. Zudem begleitete sie die Emittentin 
bei der Fremdkapitalbeschaffung und wirkte beratend bei der 
Erstellung des Verkaufsprospektes mit. Ferner trat die UDI 
Bioenergie GmbH zum Teil in Vorleistung für in der Planung 
aufgelaufene Vorlaufkosten, die hier ebenfalls in Rechnung 
gestellt werden. 
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Ergebnis- und Liquiditätsprognose in Euro

Ergebnis- und Liquiditätsprognose in Euro
Jahr Preissteigerung 2008 2009 2010 2011 2012

Erträge

1. Stromerlöse 0,0 % 0 970.951 2.427.377 2.427.377 2.427.377

2. KWK-Bonus 0,0 % 0 21.534 215.339 215.339 215.339

3. Erlöse aus Wärmeverkauf 1,5 % 0 6.850 68.500 68.920 69.954

4. Zinserträge aus Liquiditätskonto - 8.858 8.547 2.211 2.403 2.190

Summe der Erträge 8.858 1.007.882 2.713.427 2.714.039 2.714.860

Aufwendungen

5. Einsatzstoffe 1,0 % 0 366.742 751.701 759.219 766.810

6. BHKW Wartung und Instandhaltung 2,5 % 0 68.683 171.708 176.001 180.401

7. Reparaturen 2,0 % 0 35.000 65.688 67.001 68.341

8. Personal 2,0 % 0 66.600 126.000 128.520 131.090

9. Versicherung 2,0 % 0 14.028 20.940 21.358 21.785

10. Pacht 0,0 % 0 12.000 12.000 12.000 12.000

11. Verbrauchsstoffe 2,0 % 0 25.077 51.635 52.667 53.721

12. Analysen 2,0 % 0 41.250 82.005 83.645 85.318

13. Eigenstrom 2,0 % 0 58.575 146.437 149.366 152.353

14. Fondsverwaltung 2,0 % 0 2.000 20.000 20.400 20.808

15. Anlegerbetreuung 2,0 % 0 3.000 30.000 30.600 31.212

16. Komplementärvergütung 0,0 % 0 5.000 5.000 5.000 5.000

17. Jahresabschluss 2,0 % 10.000 10.000 10.100 10.302 10.508

18. Darlehenszinsen - 0 314.771 404.127 367.229 332.905

19. Avalzinsen - 0 9.751 13.000 13.000 13.000

20. Abschreibungen - 0 438.047 584.063 584.063 584.063

21. Rückstellung für Rückbau (steuerlich) - 2.896 3.200 3.552 3.952

22. Kosten für Unvorhergesehenes 0,0 % 0 10.000 10.000 10.000

Summe der Aufwendungen 10.000 1.473.420 2.507.605 2.493.923 2.483.267

23. Steuerliches Ergebnis -1.142 -465.538 205.823 220.117 231.593

24. Steuerliches Ergebnis in % EK 0,00% 0,00% 0,00% 0,00% 6,36%

Liquiditätsprognose

25. Steuerliches Ergebnis -1.142 -465.538 205.823 220.117 231.593

26. Gewerbesteuer 0 0 0 0 -17.724

27. Anpassung Geldfluss bei Einsatzstoffen -200.000 -383.708 -6.254 -6.315 -6.379

28. Abschreibungen 0 438.047 584.063 584.063 584.063

29. Rückstellung für Rückbau (steuerlich) 2.896 3.200 3.552 3.952

30. Tilgung Darlehen -9.375 -37.500 -590.000 -590.000 -590.000

31. Einzahlung Eigenkapital 3.000.000

32. Einzahlung Fremdkapital 3.300.000 3.630.000

33. Auszahlungen für Investitionen -5.902.750 -3.507.250

34. Liquidität lfd. Jahr vor Ausschüttungen 186.733 -323.053 196.832 211.417 205.505

35. Ausschüttung in € 0 120.000 180.000 240.000 240.000

36. Ausschüttung in % 0 4 6 8 8

37. Kontokorrentlinie 700.000 700.000 700.000 700.000 700.000

38. Liquidität kumuliert 886.733 443.680 460.512 431.929 397.434



2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021

2.427.377 2.427.377 2.427.377 2.427.377 2.427.377 2.427.377 2.427.377 2.427.377 2.427.377

215.339 215.339 215.339 215.339 215.339 215.339 215.339 215.339 215.339

71.003 72.068 73.149 74.246 75.360 76.491 77.638 78.802 79.984

1.951 1.776 1.668 1.626 1.860 2.192 2.595 2.305 1.660

2.715.671 2.716.561 2.717.534 2.718.589 2.719.937 2.721.399 2.722.949 2.723.824 2.724.361

774.478 782.223 790.044 797.946 805.925 813.984 822.124 830.346 838.648

184.911 189.534 194.272 199.129 204.107 209.210 214.440 219.801 225.296

69.708 71.102 72.524 73.974 75.454 76.963 78.502 80.072 81.673

133.772 136.447 139.176 141.959 144.799 147.695 150.648 153.661 156.735

22.221 22.665 23.118 23.581 24.052 24.533 25.023 25.524 26.034

12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000

54.795 55.890 57.008 58.148 59.311 60.497 61.706 62.941 64.199

87.024 88.765 90.540 92.351 94.198 96.082 98.003 99.963 101.963

155.400 158.508 161.679 164.912 168.210 171.575 175.006 174.012 176.152

21.224 21.648 22.081 22.523 22.973 23.432 23.900 24.378 24.866

31.836 32.472 33.122 33.784 34.460 35.149 35.851 36.569 37.300

5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000

10.718 10.932 11.151 11.374 11.601 11.833 12.069 12.311 12.557

298.882 265.008 230.528 195.385 160.036 124.135 88.350 58.208 31.270

13.000 13.000 13.000 13.000 13.000 13.000 13.000 13.000 13.000

584.063 584.063 584.063 584.063 584.063 584.063 584.063 584.063 584.063

4.320 4.784 5.240 5.720 6.296 6.840 7.584 8.208 8.856

10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000

2.473.352 2.464.041 2.454.545 2.444.848 2.435.485 2.425.990 2.417.269 2.410.057 2.409.612

242.318 252.520 262.988 273.740 284.451 295.409 305.680 313.767 314.749

8,08% 8,42% 8,77% 9,12% 9,48% 9,85% 10,19% 10,46% 10,49%

242.318 252.520 262.988 273.740 284.451 295.409 305.680 313.767 314.749

-33.380 -33.649 -33.870 -34.090 -34.335 -34.570 -34.801 -35.046 -36.040

-6.443 -6.507 -6.574 -6.638 -6.705 -6.772 -6.840 -6.907 -6.978

584.063 584.063 584.063 584.063 584.063 584.063 584.063 584.063 584.063

4.320 4.784 5.240 5.720 6.296 6.840 7.584 8.208 8.856

-590.000 -590.000 -590.000 -580.625 -552.500 -552.500 -552.500 -552.500 -552.500

200.878 211.211 221.847 242.170 281.270 292.470 303.186 311.585 312.150

240.000 240.000 240.000 240.000 240.000 240.000 360.000 420.000 420.000

8 8 8 8 8 8 12 14 14

700.000 700.000 700.000 700.000 700.000 700.000 700.000 700.000 700.000

358.313 329.524 311.371 313.542 354.812 407.282 350.468 242.053 134.204
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Ergebnis- und Liquiditätsprognose in Euro

2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 Gesamt

 

2.427.377 2.427.377 2.427.377 2.427.377 2.427.377 2.427.377 2.427.377 2.427.377 49.518.500

215.339 215.339 215.339 215.339 215.339 215.339 215.339 215.339 4.328.314

81.184 82.402 83.638 84.893 86.166 87.458 88.770 90.102 1.577.580

3.566 8.106 10.253 11.517 12.103 10.931 5.518 5.475 109.311

2.727.467 2.733.224 2.736.607 2.739.126 2.740.985 2.741.106 2.737.005 2.738.293 55.533.704

847.036 855.505 864.061 872.701 881.429 890.243 899.145 908.136 16.918.446

230.928 236.701 242.619 248.684 254.901 261.274 267.806 274.501 4.454.905

83.307 84.973 86.672 88.405 90.171 91.977 93.817 95.693 1.631.017

159.869 163.066 166.327 169.653 173.046 176.507 180.037 183.637 3.129.244

26.555 27.086 27.627 28.180 28.743 29.318 29.904 30.502 522.777

12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 12.000 252.000

65.483 66.793 68.128 69.491 70.881 72.298 73.744 75.218 1.279.631

104.002 106.082 108.204 110.368 112.575 114.827 117.123 119.466 2.033.752

182.052 185.769 185.769 185.769 185.769 185.769 185.769 185.769 3.494.618

25.363 25.870 26.387 26.915 27.453 28.002 28.562 29.133 487.918

38.046 38.807 39.583 40.374 41.182 42.005 35.844 36.243 717.439

5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 5.000 105.000

12.808 13.064 13.325 13.591 13.863 14.140 14.423 14.711 265.381

8.190 3.480 1.293 242 0 0 3.085 8.986 2.896.110

13.000 13.000 13.000 13.000 13.000 13.000 13.000 13.000 269.751

584.063 584.063 584.063 146.008 0 0 0 0 9.345.000

9.752 10.600 11.496 12.576 13.440 14.784 15.904 -160.000 0

10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 200.000

2.417.454 2.441.859 2.465.553 2.052.957 1.933.453 1.961.143 1.985.163 1.841.995 48.002.989

310.013 291.365 271.054 686.169 807.532 779.963 751.842 896.299 7.530.715

10,33% 9,71% 9,04% 22,87% 26,92% 26,00% 25,06% 29,88%

310.013 291.365 271.054 686.169 807.532 779.963 751.842 896.299 7.530.715

-36.162 -35.585 -33.296 -30.807 -81.659 -96.530 -93.149 -197.099 -931.792

-7.046 -7.118 -7.188 -7.261 -7.332 -7.406 -7.480 713.851 0

584.063 584.063 584.063 146.008 0 0 0 0 9.345.000

9.752 10.600 11.496 12.576 13.440 14.784 15.904 -160.000 0

-6.930.000

3.000.000

6.930.000

-9.410.000

860.620 843.325 826.129 806.685 731.981 690.811 667.117 1.253.051 9.533.923

660.000 720.000 750.000 750.000 750.000 900.000 900.000 683.923 9.533.923

22 24 25 25 25 30 30 23 318

700.000 700.000 700.000 700.000 700.000 700.000 700.000 0

334.823 458.149 534.278 590.963 572.944 363.755 130.872 0
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Die Prognoserechnung
Nach der Prognoserechnung kommen die Anleger bereits 
2009 in den Genuss der ersten Ausschüttungen. Nach der 
Prognose kann der Anleger bis zum Ende des Prognosezeit-
raums mit Rückflüssen von insgesamt ca. 318 % seines einge-
setzten Kapitals (vor Steuern) rechnen. Zusätzlich besteht eine 
Chance auf weitere Erlöse durch den möglichen Verkauf der 
Biogasanlagen nach Ende des betrachteten Zeitraums. Diese 
Einnahmen sind nicht in die Planrechnung eingeflossen.

Die Prognosrechnung soll dem Anleger die Möglichkeit ge-
ben, das Beteiligungsangebot langfristig zu beurteilen. In der 
Kalkulation wurde ein Prognosezeitraum von  22 Kalender-
jahren angenommen (Das Beitrittsjahr 2008, das Jahr der 
erstmaligen Stromeinspeisung 2009 als Rumpfjahr sowie 20 
volle Betriebsjahre). Damit wird neben der Bau- und Inbetrieb-
nahmephase der gesamte Zeitraum abgebildet, für den die 
Anlagen die gesetzlichen Einspeisevergütungen nach dem 
Erneuerbare Energien Gesetz erhalten.

Die voraussichtliche Liquiditätsentwicklung sowie die steuerli-
chen Ergebnisse der Fondsgesellschaft für den dargestellten 
Zeitraum basieren auf Annahmen, welche die zukünftige Ent-
wicklung aus heutiger Sicht nur prognostizieren können.

Mit der Ergebnis- und Liquiditätsprognose wird dem Anleger 
ein beispielhafter Fondsverlauf dargestellt. Die einzelnen Po-
sitionen ergeben sich aus prognostizierten Ablaufleistungen 
sowie  aus vertraglich festgelegten Gebühren und Leistungen 
oder sind kalkulatorisch angesetzt.

Verkauf Anlage / Grund und Boden
Die Pachtverträge bei den Standorten Kogel und Nemsdorf-
Göhrendorf sehen ein Vorkaufsrecht auf die Anlagen für den 
jeweiligen landwirtschaftlichen Betrieb, auf dem sie errichtet 
wurden, nach 20 Jahren vor. Die Kauferlöse, die in diesem 
Fall für die Fondsgesellschaft erzielt werden können, wurden 
aus Gründen der kaufmännischen Vorsicht noch nicht pros-
pektiert und stellen daher eine Chance auf entsprechende 
Mehreinnahmen dar.

Jahr der Inbetriebnahme und
Berücksichtigung von Preissteigerungen
Die Gesellschaft  wird im Jahr 2008 das Eigenkapital für die 
Errichtung der drei Biogasanlagen einwerben. Geplanter Bau-
beginn für die drei Standorte ist Herbst 2008. Nach Plan sol-
len die Anlagen im  Frühjahr 2009 in Betrieb gehen. Für das 
Jahr der Inbetriebnahme wurden Erlöse und Aufwendungen 
zeitanteilig berücksichtigt, wobei insbesondere Erlöse aus der 
Wärmenutzung (KWK-Bonus und Wärmeverkauf) mit 10 % 
des Solls besonders niedrig angesetzt sind. Um der Inflati-
on Rechnung zu tragen, wurden bei denjenigen Erträgen und 
Aufwendungen, die hiervon betroffen sein könnten, jeweils 

pauschalierte Preissteigerungen pro Jahr angenommen. Die-
se sind in einer eigenen Spalte einzeln ausgewiesen.

1. Stromerlöse
Die Stromerlöse ergeben sich aus der Einspeisung des nach 
der Prognose erzeugten Stromes und der nach dem EEG vor-
gesehenen Vergütung für Strom aus Biomasse. Grundlage 
für die Berechnung sind folgende Annahmen: jeweils 7.800 
Vollaststunden p.a. an allen drei Standorten sowie die Ein-
speisevergütung auf der Basis der EEG-Novellierung, die am 
06.06.08 im Bundestag verabschiedet wurde. Detaillierte Be-
rechnungen der Einspeiseerlöse finden Sie für jeden Standor-
te einzeln auf S. 42 ff.

2. KWK-Bonus
An allen drei Standorten liegen Verträge über eine Abwär-
menutzung vor. Diese sogenannte „Kraft-Wärme-Kopplung“ 
(KWK) wird gemäß EEG mit einem eigenen Bonus vergütet. 
Gemäß der EEG-Novellierung vom 06.06.08 ist der KWK-
Strom in der Prognose mit 3 Cent/kWh berechnet. Detaillierte 
Darstellungen der Wärmenutzung an den einzelnen Standor-
ten finden Sie auf S. 42 ff. 

3. Erlöse aus Wärmeverkauf
Die Erlöse aus Wärmeverkauf ergeben sich auf Grundlage 
von langfristigen Wärmelieferverträgen (Mindestlaufzeit: 10 
Jahre) aus den an den Wärmeabnehmer nach der Prognose 
verkauften Wärmemengen. Berücksichtigt wurde der Wärme-
verkauf  ausschließlich in dem Umfang, wie zum Zeitpunkt der 
Prospektaufstellung Verträge vorlagen (siehe Kapitel „Die drei 
Standorte“). Für den Wärmeverkauf wurde eine vergleichs-
weise vorsichtige Preissteigerung von 1,5 % pro Jahr ange-
nommen.

4. Zinserträge aus Liquiditätskonto
Hier sind insbesondere die Zinserträge, die durch die Anlage 
von freien liquiden Mitteln erwirtschaftet werden, angegeben. 
Es wurde mit einem Zinssatz von 2,5 % kalkuliert.

5. Einsatzstoffe
Für die Lieferung der für den Betrieb der Biogasanlagen erfor-
derlichen Rohstoffe (Maissilage, Rinderfestmist, Rindergülle) 
und die Verwendung der Gärreste wurden langfristige Verträ-
ge (10 Jahre oder länger) mit örtlichen landwirtschaftlichen 
Betrieben abgeschlossen. Die Preissteigerung ergibt sich 
aus der in einigen dieser Verträge vereinbarten Preisände-
rungsklausel, die eine Preisanpassung nach Maßgabe eines 
vom Statistischen Bundesamt berechneten Index der Erzeu-
gerpreise landwirtschaftlicher Produkte vorsieht. Allerdings 
schreiben die Substratlieferverträge entweder den Substrat-
preis langfristig fest oder begrenzen eine mögliche Preisan-
passung auf +- 10 % während der Vertragslaufzeit. Daher 
wurde bei den Einsatzstoffen die Preissteigerung auf 1 % p.a. 
beschränkt.
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6. BHKW – Wartung und Instandhaltung
Hier sind die Kosten, die für die Wartung und die Instandhal-
tung der Blockheizkraftwerke erwartet werden, angegeben. 
Aus Sicherheitsgründen wurde eine Preissteigerung von 
2,5 % p.a. angenommen.

7. Reparaturen
Für eventuelle Reparaturen an den Biogasanlagen wird jähr-
lich ein entsprechender Betrag zurückgestellt.

8. Personal
Für den laufenden Betrieb der Anlagen entstehen Kosten, de-
ren Betrag hier wiedergegeben wird.

9. Versicherung
Für die Anlagen werden auf Grundlage entsprechender An-
gebote umfassende Versicherungsverträge abgeschlossen, 
für die die kalkulierten Prämien gezahlt werden. Das Versi-
cherungspaket umfasst u.a. eine Betreiberhaftpflicht-, eine 
Betriebsunterbrechungs- und eine Maschinenbruchversiche-
rung.

10. Pacht
Während ein Grundstück von der Fondsgesellschaft erworben  
wird, sind für zwei Standorte langfristige Pachtverträge über 
die Flächen, auf denen die Biogasanlagen errichtet werden, 
abgeschlossen worden. Hierfür sind Pachten zu entrichten.

11. Verbrauchsstoffe
Durch Zugabe von Zusatzstoffen, die auf die Prozessbiologie 
beschleunigend wirken, wie zum Beispiel bestimmte Enzyme, 
kann der Ertrag einer Anlage in einer Bandbreite von 6 % bis 
zu 20 % erhöht werden. Derartige Additive werden unter die-
sem Punkt zusammengefasst. In der Prognose wurden 10 % 
Mehrertrag geplant, der auf den Einsatz der Enzyme zurück-
zuführen ist.

12. Analysen
Um den Einsatz von Katalysatoren und Zusatzstoffen auf die 
jeweilige biochemische Situation in der Biogasanlage abstim-
men zu können, entnimmt die Cowatec AG monatlich Proben, 
um diese labortechnisch zu analysieren. Die dadurch entste-
henden Kosten sind hier eingestellt.

13. Eigenstrom
Der Eigenstromverbrauch der Biogasanlage beträgt laut An-
gaben des Herstellers 7,5 % der produzierten Strommenge. 
Hierfür wird Strom vom örtlichen Energieversorgungsunter-
nehmen bezogen.

14. Fondsverwaltung
Unter diesem Posten werden die Kosten für die Verwaltung 
der Fondsgesellschaft (z. B. Steuererklärungen, Buchhaltung, 
Handelsregistereintragungen etc.) zusammengefasst.

15. Anlegerbetreuung
Kosten für die Betreuung der Anleger (z. B. Information über 
den wirtschaftlichen Verlauf des Fonds, Einladung und Durch-

führung von Gesellschaftsversammlungen, Beantwortung in-
dividueller Korrespondenz und sonstigen Fragen sowie Bera-
tung der Anleger etc.).

16. Komplementärvergütung
Die persönlich haftende Gesellschafterin und Komplementä-
rin erhält für die Übernahme der persönlichen Haftung eine 
ergebnisunabhängige Haftungstantieme von € 5.000,- pro 
Jahr, beginnend mit der Inbetriebnahme der Anlagen.

17. Jahresabschluss
Der Jahresabschluss wird von einem Steuerberater erstellt, 
der dafür eine Vergütung erhält.

18. Darlehenszinsen
Für die Darlehen sind Zinsen auf die jeweils ausstehende, 
nicht getilgte Restschuld zu leisten. Da die Tilgung der Dar-
lehen die Darlehensstände sukzessive reduziert, sinkt der für 
Darlehenszinsen zu entrichtende Betrag, bis im Jahre 2023 
die gesamten Darlehen getilgt sind.

19. Avalzinsen
Die Fondsgesellschaft muss gegenüber den Landwirten für 
die Abnahme des angebauten Mais eine Bürgschaft überneh-
men. Hierfür fallen Zinsen an.

20. Abschreibungen
Die Abschreibungen ergeben sich aus den prognostizierten, 
aktivierungsfähigen Investitionskosten und der vorgesehen 
kalkulatorischen Nutzungsdauer. Da für einzelne Teile der 
Anlage eine 10-jährige Abschreibungsdauer gilt, für andere 
jedoch eine längere, sinkt der abschreibbare Betrag nach dem 
10. Jahr.

21. Rückstellung für Rückbau (steuerlich)
Für den möglichen Rückbau der Anlagen werden entspre-
chende Rückstellungen eingestellt.

22. Kosten für Unvorhergesehenes
Für nicht vorhersehbare Ereignisse wird ein entsprechender 
Betrag als Reserve zurückgelegt.

23. Steuerliches Ergebnis
Hier wird das jährliche steuerliche Ergebnis auf Gesellschafts- 
ebene dargestellt.

24. Steuerliches Ergebnis in % EK
Hier wird das jährliche steuerliche Ergebnis aus Sicht des An-
legers, bezogen auf das komplette Eigenkapital, dargestellt.

25. Steuerliches Ergebnis
Wiederholung des steuerlichen Ergebnisses aus Zeile 23.

26. Gewerbesteuer
Die Fondsgesellschaft erzielt gewerbliche Einkünfte und ist 
daher gewerbesteuerpflichtig. Die Zeile gibt auf Basis der 
Prognoserechnung die zu erwartende Gewerbesteuerschuld 
wieder.
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27. Anpassung Geldfluss bei Einsatzstoffen
Abgleichungsposten hinsichtlich der Kontokorrentlinie des Be-
triebsmittelkredits.

28. Abschreibungen 
Die unter Punkt 20. in Abzug gebrachten kalkulatorischen Ab-
schreibungen werden hier wieder hinzugerechnet, da diese 
nicht liquiditätswirksam sind.

29. Rückstellungen für Rückbau (steuerlich)
Die unter Punkt 21. in Abzug gebrachten Rückstellungen wer-
den hier wieder hinzugerechnet.

30. Tilgung Darlehen
Die langfristigen Darlehen sollen nach einem tilgungsfreien 
Jahr in gleichbleibenden Raten zurückgezahlt werden.

31. Einzahlung Eigenkapital
Das Eigenkapital soll komplett im Jahr 2008 eingeworben 
werden.

32. Einzahlung Fremdkapital
Sobald das Eigenkapital vollständig eingeworben ist, können 
die Fremdmittel abgerufen werden (Siehe Invest- und Finan-
zierungsplan).

33. Auszahlung für Investitionen
Gemäß Bauvertrag erfolgt die Bezahlung des Generalüber-
nehmers in Teilzahlungen gemäß Baufortschritt. Zusätzlich ist 
der Kaufpreis für das Grundstück in Wittenberge dargestellt.

34. Liquidität laufendes Jahr vor Ausschüttungen
Die in dieser Zeile aufgeführten Beträge stellen die jährliche 
Liquiditätsänderung der Gesellschaft nach Steuern und Aus-
schüttungen dar.

35. Ausschüttungen / Entnahmen in Euro
Der in dieser Zeile aufgeführte Betrag wird bei planmäßigem 
Verlauf an die Gesellschafter ( Kommanditisten ) ausgeschüttet.

36. Ausschüttungen / Entnahmen in Prozent
Der in Zeile 30. aufgeführte Betrag in Prozent des Eigenkapi-
tals. Hier ist der Kaufpreis für das Grundstück in Wittenberge 
dargestellt.

37. Kontokorrentlinie
Für Substrateinkäufe stellt die fremdfinanzierende Bank eine 
Kontokorrentlinie zur Verfügung.

38. Liquidität kumuliert
Die in dieser Zeile aufgeführten Beträge stellen die Liquidität 
der Gesellschaft nach Steuern und Ausschüttungen dar.
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Prognose aus Sicht des Anlegers ( in Euro)
Beispiel 1
Grundlagen: Zu versteuerndes Einkommen € 75.000 nach Splittingtabelle, Kommanditeinlage: € 20.000 Agio: € 1.000

Jahr 2008 2009 2010 2011 2012

Einlage inkl. Agio -21.000

Ausschüttung / Entnahmen 0 800 1.200 1.600 1.600

Steuerwirkung 0 0 0 125 -242

Geldfluss p. a. -21.000 800 1.200 1.725 1.358

Liquidität kumuliert -21.000 -20.200 -19.000 -17.275 -15.917

Beispiel 2
Grundlagen: Zu versteuerndes Einkommen € 50.000 nach Splittingtabelle, Kommanditeinlage: € 10.000 Agio: € 500

Jahr 2008 2009 2010 2011 2012

Einlage inkl. Agio -10.500

Ausschüttung / Entnahmen 0 400 600 800 800

Steuerwirkung 0 0 0 62 -83

Geldfluss p. a. -10.500 400 600 862 717

Liquidität kumuliert -10.500 -10.100 -9.500 -8.638 -7.921

Beispiel 3
Grundlagen: Zu versteuerndes Einkommen € 35.000 nach Grundtabelle, Kommanditeinlage: € 10.000 Agio: € 500

Jahr 2008 2009 2010 2011 2012

Einlage inkl. Agio -10.500

Ausschüttung / Entnahmen 0 400 600 800 800

Steuerwirkung 0 0 0 62 -113

Geldfluss p. a. -10.500 400 600 862 687

Liquidität kumuliert -10.500 -10.100 -9.500 -8.638 -7.950

Erläuterungen zu den Beispielrechnungen

Allgemeine Hinweise
Die steuerlichen Auswirkungen für den einzelnen Komman-
ditisten können mit den Beispielrechnungen nur ansatzweise 
dargestellt werden. Jede Abweichung bei den persönlichen 
Grundlagen führt automatisch zu einem abweichenden Er-
gebnis und ist daher von diesen abhängig. Weitere Hinweise 
zur Besteuerung der Ergebnisse der Beteiligung finden Sie 
auch im Kapitel „Steuerliche Grundlagen“. Das zu versteuern-
de Einkommen versteht sich als Summe aller Einkünfte inkl. 
der Einkünfte aus dieser Beteiligung. Die oben dargestellten 
Berechnungen sollen dem Anleger nur als grober Richtwert 
für die Bewertung einer Beteiligung dienen. Sie ersetzen in 
keinem Fall die individuelle Beratung durch einen Steuerbe-
rater.

1. Die Kommanditeinlage ist zusammen mit dem Agio in Höhe 
von 5 % innerhalb von 14 Tagen nach Annahme der Beitritts-
erklärung zu leisten. 

2. Die Ausschüttungen (Entnahmen) ergeben sich aus der 
Prognose der freien Liquidität bezogen auf die Höhe der Kom-
manditeinlagen.

3. Bei der Steuerwirkung wird die Versteuerung der jährlich 
prognostizierten Ergebnisse dargestellt. Berücksichtigt ist 
hierbei der Solidaritätszuschlag mit durchgehend 5,5 %. Eine 
gegebenenfalls anfallende Kirchensteuer ist nicht berücksich-
tigt. Die Berechnungen erfolgten auf Grundlage der bei Erstel-
lung des Prospekts gültigen Steuertabellen.



Beispiel 1
Grundlagen: Zu versteuerndes Einkommen € 75.000 nach Splittingtabelle, Kommanditeinlage: € 20.000 Agio: € 1.000

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021

1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 1.600 2.400 2.800 2.800

-369 -393 -416 -442 -468 -494 -517 -531 -533

1.231 1.207 1.184 1.158 1.132 1.106 1.883 2.269 2.267

-14.686 -13.479 -12.295 -11.138 -10.006 -8.899 -7.017 -4.748 -2.481

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021

800 800 800 800 800 800 1.200 1.400 1.400

-135 -145 -154 -166 -176 -188 -197 -202 -202

665 655 646 634 624 612 1.003 1.198 1.198

-7.256 -6.600 -5.955 -5.321 -4.697 -4.085 -3.082 -1.884 -686

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021

800 800 800 800 800 800 1.200 1.400 1.400

-174 -186 -198 -211 -222 -235 -246 -253 -254

626 614 602 589 578 565 954 1.147 1.146

-7.324 -6.710 -6.108 -5.518 -4.941 -4.376 -3.422 -2.275 -1.129

Eine Anrechnung der anteiligen Kapitalertragsteuer zzgl. des 
Solidaritätszuschlags sowie gegebenenfalls der Abgeltungs-
steuer wurde aus Vereinfachungsgründen nicht berücksich-
tigt. Eine Anrechnung der Gewerbesteuer fehlt ebenso. Zur 
Betrachtung der individuellen steuerlichen Situation sollte in 
jedem Fall ein Steuerberater hinzugezogen werden.

4. Der jährliche Geldfluss ergibt sich aus den Ausschüttungen 
(Entnahmen) und der Steuerwirkung. 

5. Es wird der kumulierte Geldfluss für das jeweiligen Jahr 
dargestellt. Hierbei ist zu beachten, dass das ursprünglich 
eingesetzte Kapital inklusive Agio im Verlauf der Beteiligung 
zurückfließt.
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Prognose aus Sicht des Anlegers ( in Euro)

2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 Gesamt

4.400 4.800 5.000 5.000 5.000 6.000 6.000 4.559

-524 -494 -461 -1.154 -1.361 -1.313 -1.266 -1.513

3.876 4.306 4.539 3.846 3.639 4.687 4.734 3.047

1.395 5.701 10.241 14.087 17.726 22.412 27.146 30.193

2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 Gesamt

2.200 2.400 2.500 2.500 2.500 3.000 3.000 2.280

-200 -189 -174 -434 -511 -493 -476 -566

2.000 2.211 2.326 2.066 1.989 2.507 2.524 1.714

1.314 3.525 5.850 7.916 9.905 12.412 14.936 16.650

2022 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029 Gesamt

2.200 2.400 2.500 2.500 2.500 3.000 3.000 2.280

-249 -235 -219 -549 -648 -625 -602 -721

1.951 2.165 2.281 1.951 1.852 2.375 2.398 1.559

822 2.987 5.268 7.219 9.071 11.446 13.843 15.402
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Sensitivitätsanalyse - Abweichungen von den Prognosen
Die auf den Seiten 48 ff vorgestellte Prognoserechnung be-
ruht auf einer Vielzahl von Annahmen, die von der Emittentin 
mit kaufmännischer Vorsicht auf der Basis allgemein zugäng-
licher Erfahrungen getroffen wurden, sofern sie nicht durch 
zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung vorliegende Verträge 
und Angebote vorgegeben waren. Gleichwohl kann nicht aus-
geschlossen werden, dass einige zugrundeliegende Parame-
ter im Laufe des betrachteten Zeitraums von den unterstellten 
Annahmen abweichen werden. Dies ist um so wahrscheinli-
cher, als der ins Auge gefasste Prognoserahmen einen Zeit-
raum von mehr als zwanzig Jahren umfasst und es sich bei 
vorliegendem Angebot letztlich um eine unternehmerische 
Beteiligung handelt.

Nachfolgend sind daher drei Szenarien dargestellt, die Ände-
rungen besonders wichtiger Faktoren berücksichtigen, deren 
Abweichung vom Plan besonders deutliche Auswirkungen auf 
die Rendite des eingesetzten Kapitals bedingen.

Besonders wichtige Faktoren sind u.a.:
die Anlagenverfügbarkeit / Anzahl der Volllaststunden, •	
mit denen das BHKW betrieben werden kann
die Kosten für Wartung und Instandhaltung der •	
Biogasanlagen
die Substratkosten (Kosten für Rohstoffe)•	

Die nachstehenden Berechnungen betrachten die Auswir-
kungen oben genannter Änderungen wichtiger Faktoren auf 
die Gesamtausschüttungen über den gesamten Prognose-
zeitraum bezogen auf das Kommanditkapital. Nicht berück-
sichtigt werden an dieser Stelle ergänzende Maßnahmen zur 
Ertragssteigerung, die über den prospektierten Ist-Zustand 
hinausgehen. 

Szenario 1:
Anzahl der Volllaststunden/Anlagenverfügbarkeit
In der Planrechnung wurde mit einer Stromproduktion von 
7.800 Volllaststunden des BHKW gerechnet. Mehr- oder Min-
dereinnahmen können entstehen, wenn dieser Wert über- 
oder unterschritten wird.

Dies kann z. B. der Fall sein, wenn
die Anlagenverfügbarkeit aufgrund von Wartungs- •	
intervallen oder notwendigen Reparaturen abweicht
die erzeugte Menge an Biogas dauerhaft über oder •	
unter den angenommenen Werten liegt
dauerhaft bessere oder schlechtere Substratqualitäten •	
als in den Substratlieferverträgen festgelegt zum Einsatz 
kommen

Die Auswirkungen auf den Anleger werden als Veränderung 
der prognostizierten Ausschüttungen dar gestellt. Szenario 1 
zeigt eine Abweichung um + 5% / - 5% / -10% von dem in 
der Planrechnung angenommenen Wert von 89 % der Jah-
resstunden.

Anzahl der Volllaststunden
Anlagenverfügbarkeit
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Sensitivitätsanalyse - Abweichungen von den Prognosen

Szenario 2:
Kosten für Wartung und
Instandhaltung der Biogasanlagen
In der Planrechnung wurde mit einem Betrag von rund 20.000 
Euro pro Jahr und Standort für Wartung und Instandhaltung 
gerechnet. Zudem wurde eine jährliche Kostensteigerung von 
2,0 % angesetzt. Für die drei BHKW wurden jeweils Service-
Verträge abgeschlossen.

Abweichungen von der Planrechnung können entstehen, 
z.B. wenn

die Reparaturkosten für die Biogasanlage höher •	
oder niedriger als die angesetzten Werte liegen
die Kosten für die BHKW-Instandhaltung über oder •	
unter den getroffenen Annahmen liegen.
dauerhaft die kalkulierte Kostensteigerung über •	
 oder unterschritten wird

Die Auswirkungen auf den Anleger werden als Veränderung 
der prognostizierten Ausschüttungen dargestellt. Szenario 2 
zeigt neben dem Prognosewert sowohl eine besonders gute 
(„best case“) als auch ein besonders negative Entwicklung 
(„worst case“). Betrachtet werden Abweichungen sowohl der 
Wartungskosten, der BHKW-Kosten als auch der angenom-
menen Preissteigerung um jeweils + / - 10 %.

Szenario 3:
Abweichung der Substratkosten
Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung liegen für alle drei 
Standorte unterzeichnete Substratlieferverträge über die laut 
Gutachten benötigten Mengen vor. Die tatsächlichen Kosten 
für die für den Betrieb der Anlage notwendigen Rohstoffe kön-
nen von den prognostizierten Werten Abweichen, wenn z. B. 

die Rohstoffe zu anderen Preisen eingekauft werden müs-•	
sen als angenommen. Dies kann z.B. der Fall sein, wenn 
einzelne Lieferverträge auslaufen oder ein Substratliefe-
rant Konkurs hat anmelden müssen und daher auf andere 
Lieferanten als geplant zurückgegriffen werden muss.
aus den angesetzten Substratmengen in den Anlagen •	
mehr oder weniger Biogas als geplant gewonnen werden 
kann, so dass entweder mehr oder weniger Substrat als 
geplant benötigt wird, damit die angenommenen Einnah-
men erzielt werden können.

Im Szenario 3 wird eine einmalige Veränderung der Höhe aller 
Substratkosten nach 10 Jahren um +/- 10 im Vergleich zu den 
angesetzten Beträgen in der Prognoserechnung betrachtet.

Abweichung der SubstratkostenKosten für Wartung und
Instandhaltung der Biogasanlagen

Szenario (+10) Szenario (-10)Prognose Szenario (+10) Szenario (-10)Prognose

0 %

50 %

100 %

150 %

200 %

250 %

300 %

350 %

299 %
318 %

345 %

Au
ss

ch
üt

tu
ng

en
 in

 %
 d

es
 E

ig
en

ka
pi

ta
ls

0 %

50 %

100 %

150 %

200 %

250 %

300 %

350 %

302 %
318 %

344 %

Au
ss

ch
üt

tu
ng

en
 in

 %
 d

es
 E

ig
en

ka
pi

ta
ls



60

Die Emit tentin und die beteiligten Par tner
Top 3 Biogas GmbH & Co. KG
Die Top 3 Biogas GmbH & Co. KG ist die Besitzgesellschaft 
für die geplanten Biogasanlagen an drei Standorten in Ost-
deutschland. Sie wurde speziell zu diesem Zweck gegründet 
(Übernahme der UDI Wind und Sonne Nr. 4 von 2007) und  
wird die Anlagen nach Fertigstellung betreiben.

UDI Sonne Wind und Biomasse GmbH
Die UDI Sonne Wind und Biomasse GmbH ist Komplementä-
rin der Gesellschaft und persönlich haftende Gesellschafterin. 
Sie übernimmt die Geschäftsführung.

UDI Bioenergie GmbH
Innerhalb der UDI-Gruppe dient die UDI Bioenergie GmbH 
als Emissionshaus für geschlossene Fonds. Als Pro-
jektgesellschaft realisiert sie Finanzierungsmodelle für 
den Bau von Bioenergie-Projekten. Für die Top 3 Biogas 
GmbH & Co. KG übernimmt die UDI Bioenergie GmbH die 
Projektierung, Projektleitung, Prospektaufstellung, kaufmän-
nische Betreuung und Finanzierung.

UDI UmweltDirektInvest-
Beratungsgesellschaft mbH
UDI versteht sich als Finanzdienstleister für Menschen, die 
ökologisch sinnvolle Kapitalanlagen und gleichzeitig attrakti-
ve Renditen suchen. Anspruch der UDI sind Investitionen in 
qualitativ hochwertige Projekte. Diese bieten im Vergleich zu 
herkömmlichen Anlageformen eine langfristig rentable Alter-
native, die Gesellschaft, Umwelt und Anlegern nachhaltige 
Vorteile bringt. 

1998 als Vertrieb für die Einwerbung von Eigenkapital für 
Windkraftprojekte gegründet, gehört UDI heute zur Spitzen-
gruppe von Anbietern ökologischer Kapitalanlagen.

2002 hat UDI ihr Angebot auf Solarprojekte ausgeweitet. Seit 
2006 gehört auch Biogas zu den Geschäftsfeldern.

Qualität steht bei allen Produkten an oberster Stelle. Der Er-
fahrung und der Qualität ihrer Beteiligungsangebote vertrauen 
bereits über 8.500 Anleger. Insgesamt wurde bisher Eigenka-
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pital in Höhe von 185 Millionen Euro platziert. Durch das Ka-
pital der Anleger konnten 352 Windkraftanlagen, 7 Solarparks 
und 16 Biogasanlagen mit Eigenkapital ausgestattet werden. 
Mit diesen Anlagen werden jährlich durchschnittlich 1,1 Mrd. 
kWh Strom erzeugt. Damit können pro Jahr rund 763.000 
Single-Haushalte mit umweltfreundlich erzeugter Energie ver-
sorgt werden. Pro Jahr werden so gut 1,3 Mio. Tonnen Koh-
lendioxid-Emissionen eingespart.

Heute kann UDI in allen wichtigen Bereichen im Energiemix 
der Erneuerbaren Energien - Wind, Sonne und Biomasse - 
langjährige Erfahrungen vorweisen. UDI wirbt für neue Pro-
jekte das Eigenkapital ein und betreut zudem die Kommandi-
tisten langfristig. 

Die Mitglieder der Geschäftsführung
Georg Hetz, 56 Jahre, Bankkaufmann, war ca. 30 Jahre in 
unterschiedlichen Positionen bei verschiedenen Banken tä-
tig, unter anderem in verantwortlicher Position bei der Grün-
dung einer großen deutschen Direktbank. Die zweite Bank-
gründung, in diesem Falle eine „grüne“ Direktbank mit Sitz in 
Nürnberg, gestaltete Georg Hetz als Vertriebsleiter aktiv mit 
und war für die erfolgreiche Einwerbung des gesamten Eigen-
kapitals von rund 50,5 Mio. DM verantwortlich. 1998 gründete 
er mit Partnern aus der Windenergiebranche die UDI Umwelt-
DirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH, deren Tätigkeit im 
Vertrieb von Eigenkapital an Wind-, Solarparks und seit 2006 
auch Biogasanlagen besteht. Das Know-how aus der Platzie-
rung von 40 Windparks, zahlreichen Solar- und Biogasprojek-
ten sowie die Erfahrungen aus dem Praxisbetrieb der Anlagen 
kommen der Top 3 Biogas GmbH & Co. KG zugute.

Dietmar Hoffmann, 42 Jahre, Bankfachwirt war 20 Jahre bei 
verschiedenen Banken tätig, bevor er in die Erneuerbare-
Energien-Branche zur UDI wechselte. Als Vertriebsleiter und 
stellvertretender Geschäftsführer der UDI ist er für die kom-
plette Einwerbung des Eigenkapitals verantwortlich. Als Ge-
schäftsführer der UDI Projektverwaltungsgesellschaft mbH 
verantwortete er die Fremdfinanzierung und Begleitung diver-
ser Wind- und Solarenergieprojekte.

Eine Funktionstrennung im Sinne einer konkreten Aufgaben-
verteilung besteht in der Geschäftsführung der Top 3 Biogas 
GmbH & Co. KG nicht.

Verflechtungen
Georg Hetz, Kellerweg 12, 91154 Roth, Geschäftsführer und 
Gründungskommanditist der Top 3 Biogas GmbH & Co. KG, 
ist gleichzeitig geschäftsführender Gesellschafter der mit dem 
Vertrieb betrauten UDI UmweltDirektInvest – Beratungsge-
sellschaft mbH, sowie der mit der Projektierung, Projektlei-
tung, Prospektaufstellung, kaufmännische Betreuung und Fi-
nanzierung bevollmächtigten UDI Bioenergie GmbH.

Dietmar Hoffmann, Pyrbaum, Geschäftsführer und Grün-
dungskommanditist der Top 3 Biogas GmbH & Co. KG, ist 
gleichzeitig Gesellschafter der mit der Projektierung, Projekt-
leitung, Prospektaufstellung, kaufmännische Betreuung und 
Finanzierung bevollmächtigten UDI Bioenergie GmbH.

Weitere Verflechtungen bestehen nicht.



62

Die Emittentin und ihr Kapital im Überblick

Firma der Emittentin Top 3 Biogas GmbH & Co. KG

Sitz der Emittentin Kellerweg 12, 91154 Roth

Geschäftsanschrift Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg

Datum der Gründung der Emittentin 10.08.2007

Für die Emmittentin maßgebliche
Rechtsordnung

Die Emittentin unterliegt der Rechtsordnung 
der Bundesrepublik Deutschland.

Rechtsform der Emittentin Die Emittentin ist eine Gesellschaft in der 
Rechtsform der GmbH & Co. KG.

Haftung Grundsätzlich haftet die Komplementärin einer KG unbeschränkt. Vorliegend ist die 
Komplementärin eine Kapitalgesellschaft und haftet daher nur beschränkt auf ihr Ge-
sellschaftsvermögen.

Angaben über die Struktur des persön-
lich haftenden Gesellschafters

Die UDI Sonne Wind und Biomasse GmbH ist eine 100-%-Tochter der UmweltDirekt-
Invest-Beratungsgesellschaft mbH (kurz UDI). Das Kapital und die Stimmrechte wer-
den zu 100 % von der UDI gehalten bzw. ausgeübt. Die UDI Sonne Wind und Bio-
masse GmbH gehört somit zum UDI Konzern. Geschäftsführer sind Georg Hetz, Roth 
und Dietmar Hoffmann, Pyrbaum, Geschäftsanschrift: Lina-Ammon-Str. 30, 90329 
Nürnberg. Die Gesellschaft ist unter der HRB 24053 in das Handelsregister des Amts-
gerichts Nürnberg eingetragen. Das Stammkapital der UDI Sonne Wind und Biomasse 
GmbH beträgt 25.000 Euro und wurde vollständig eingezahlt.

Gegenstand des Unternehmens Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb und Betrieb von drei Biogasprodukti-
onsstätten sowie die Produktion und der Verkauf von aus Biogas gewonnenem Strom 
und Wärme. Die Gesellschaft ist befugt, gleichartige oder ähnliche Unternehmen zu 
erwerben, sich an solchen zu beteiligen, deren Vertretung zu übernehmen, Zweig-
niederlassungen im In- und Ausland zu errichten, sowie alle Geschäfte zu betreiben, 
die geeignet sind, die Unternehmungen der Gesellschaft zu fördern. Die Gesellschaft 
kann die zur Erreichung ihres Zwecks erforderlichen oder zweckmäßigen Handlungen 
selbst vornehmen oder durch Dritte vornehmen lassen.

Zuständiges Registergericht Amtsgericht Nürnberg

Registernummer der Emittentin HRA 14816

Kurzbesschreibung des UDI-Konzerns 
und der Einordnung der Emittentin in die-
sen

Die Emittentin ist ein Konzernunternehmen im Sinne von §§ 15 AktG, 290 ff HGB. 
Siehe zur Beschreibung des Konzerns und zur Einordnung der Emittentin in diesen die 
Angaben auf Seite 60 ff 

Höhe des eingezahlten Eigenkapitals 
und des gezeichneten Kapitals

Zum Zeitpunkt der Prospektherausgabe entspricht das gezeichnete Kapital der Emit-
tentin dem Gründungskommanditkapital in Höhe von € 1.000, das vollständig ein-
gezahlt ist. Auf das gezeichnete Kapital der Emittentin waren somit zum Datum der 
Prospektaufstellung keine Kapitaleinlagen ausstehend.  Die Gesellschaft beabsichtigt 
durch Beitritt neuer Anleger das  Eigenkapital auf € 3.000.000 zu erhöhen.

Art der Anteile, in die das Kapital zerlegt ist Kommanditbeteiligung; Mindestbeteiligung € 5. 000, weitere Anteile zu je € 2.500.
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Die Gründungsgesellschafter der Emittentin

Hauptmerkmale der Anteile Mit dem Anteil verbundene Hauptrechte:
Informations- und Kontrollrechte (§ 166 HGB, § 15 Gesellschaftsvertrag)•	
Widerspruchsrecht (§ 164 S. 1 Hs. 2)•	
Recht auf Teilnahme an Gesellschafterversammlungen und Stimmrecht •	
entsprechend der gezeichneten Kapitaleinlage (je volle € 2.500,- eine Stimme)
Recht auf Ergebnisbeteiligung (§§ 167 f, 120 f HGB)•	
Ausschüttungsanspruch / Gewinnauszahlungsanspruch (§§ 14, 15 Gesellschafts-•	
vertrag)
Kündigungsrecht (§ 4 Abs. 3 Gesellschaftsvertrag) •	
Recht zur Übertragung des Gesellschaftsanteils (§ 17 Gesellschaftsvertrag) •	
Recht auf Abfindung bei Ausscheiden (§ 20 Gesellschaftsvertrag)•	
Abweichungen der Haftungssumme von dem Betrag der Beteiligung bestehen •	
nicht. 

Name, Anschrift und Sitz der Gründungsge-
sellschafter und Gesamtbetrag der von den 
Gründungsgesellschaftern insgesamt ge-
zeichneten und eingezahlten Einlagen.

Komplementär: 
UDI Sonne Wind und Biomasse GmbH
Sitz: Kellerweg 12, 91154 Roth
Geschäftsanschrift: Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg
Handelsregister AG  Nürnberg,  HRB 24053.
Sie hat keine Einlage in die Gesellschaft geleistet. Die Komplementärin haftet
vollständig und unmittelbar, jedoch maximal in Höhe ihres Betriebsvermögens.

Gründungskommanditisten: 
Georg Hetz, Roth
Geschäftsanschrift: Lina-Ammon-Straße 30, 90329 Nürnberg
mit einer gezeichneten und eingezahlten Kommanditeinlage von € 500,-

Dietmar Hoffmann, Pyrbaum
Geschäftsanschrift: Lina-Ammon-Straße 30, 90329 Nürnberg
mit einer gezeichneten und eingezahlten Kommanditeinlage von € 500,-

Die Gründungskommanditisten sind an Firmen beteiligt, die Leistungen für die
Emmitentin erbringen und dafür eine entsprechnede Vergütung erhalten.

Geldwerte Leistungen, die den Gründungs-
gesellschaftern außerhalb des Gesell-
schaftsvertrages zustehen

Die persönliche haftende Gesellschafterin erhält für die Übernahme der persönli-
chen Haftung einen ergebnisunabhängige Haftungstantieme von € 5.000 pro Jahr, 
beginnend mit der Inbetriebnahme der Anlage, § 8 Abs. 4 Gesellschaftsvertrag 
der Fondsgesellschaft. Ansonsten bestehen keine Gewinnbeteililgungen, Entnah-
merechte, sonstige Gesamtbezüge, insbesondere Gehälter, Gewinnbeteiligungen, 
Aufwandsentschädigungen, Versicherungsentgelte, Provisionen und Nebenleis-
tungen jeglicher Art, die den Gründungsgesellschaftern außerhalb und innerhalb 
des Gesellschaftsvertrages zustehen.

Unmittelbare und mittelbare Beteiligungen 
der Gründungsgesellschafter an Unterneh-
men, die mit dem Vertrieb der emittierten 
Vermögensanlage betraut sind.

Den Vertrieb der emittierten Vermögensanlage übernimmt die UmweltDirekt- 
Invest-Beratungsgeselllschaft mbH, Sitz: Kellerweg 12, 91154 Roth, HRB 16352 
(Amtsgericht Nürnberg), deren einziger Gesellschafter und Geschäftsführer der 
Gründungskommanditist Georg Hetz ist. 
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Angaben über die Vermögens-, Finanz-
und Er tragslage der Emit tentin
Die Emittentin Top 3 Biogas GmbH & Co. KG wurde am 
10.08.2007 als UDI Wind und Sonne Nr. 4 GmbH & Co. KG 
gegründet. Die Eintragung ins Handelsregister erfolgte am 
13.02.2008 unter der Nummer HRA 14816 beim Amtsgericht 
Nürnberg. Die Umbenennung der Gesellschaft in Top 3 Biogas 
GmbH & Co. KG erfolgte am 18.06.2008. Die Eröffnungsbi-
lanz erfolgte somit zum 13.02.2008. Seit Aufstellung der Eröff-
nungsbilanz sind keine bilanz- bzw. erfolgswirksamen Vorfälle 
angefallen, so dass auf die Darstellung einer Zwischenüber-
sicht verzichtet wurde. Da es sich um eine Neugründung han-
delt, weist die Eröffnungsbilanz zum 13.02.2008 lediglich die 
Einlage der Gründungskommanditisten auf.

Wesentliche Annahmen und
Wirkungszusammenhänge
Nachfolgend dargestellte Prognosen zur künftigen Vermö-
gens,- Finanz- und Ertragslage der Emittentin beruhen auf 
den Annahmen, die im Kapitel „Finanz- und Investitionspla-
nung“ auf S. 46 ff getroffen wurden sowie auf der Ergebnis- 
und Liquiditätsprognose für die Gesellschaft auf S. 48 ff. Die 
Prognose hinsichtlich der Vermögenslage wird im Rahmen 

der dargestellten Planbilanz für die Jahre 2008 bis 2012 dar-
gestellt. Aus der Ergebnis- und Liquiditätsprognose wird die 
Prognose der Finanzlage für den selben Zeitraum in Kurzform 
wiedergegeben, die prognostizierte Ertragslage geht aus der 
Prognose-Gewinn-und-Verlustrechnung hervor.

Über die für die Jahre 2008 und 2009 dargestellten Investiti-
onen hinaus sind im Planungszeitraum keine weiteren Inves-
titionen geplant. Die Prognoserechnung beruht auf der An-
nahme, dass die Gesamtinvestition zwischen Oktober 2008 
und April 2009 vollständig erfolgt. Entsprechend entwickelt 
sich das Anlagevermögen in der Bilanz, während gleichzeitig 
die entsprechenden Fremdkapital-Mittel aufgenommen und 
ebenfalls bilanziell ausgewiesen werden. Ferner wurde davon 
ausgegangen, dass die Anlage planmäßig zum 01.05.09 in 
Betrieb geht und bis Ende des 3. Quartals 2009 auf Volllast 
betrieben werden kann und der Gesellschaft ab dann entspre-
chende Mittel laufend zufließen. Die Liquiditätsprognose weist 
in den jeweiligen Jahren unabhängig vom handelsrechtlichen 
Erfolg den Zahlungsfluss der Gesellschaft sowie die jährlich 
gehaltene Liquidität aus.

ERÖFFNUNGSBILANZ

Top 3 Biogas GmbH & Co. KG
(ehemals Top 4 Biogas GmbH & Co. KG)

Roth

zum

13.02.2008 

AKTIVA	 PASSIVA

	 Euro

Kasse	 1.000

	 1.000

	 Euro

A. Eigenkapital	 1.000

	 1.000
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Planbilanz 2008 - 2012 (Prognose)

Jahr 2008 2009 2010 2011 2012

Aktiva

A. Anlagevermögen

   I. Immaterielle Vermögensgegenstände 0 0 0 0 0

   II. Sachanlagen

      1. Grundstücke 0 65.000 65.000 65.000 65.000

      2. Technische Anlagen 0 8.906.954 8.322.891 7.738.828 7.154.765

      3. Anlagen in Bau         5.902.751                       0                       0                       0                       0

5.902.751 8.971.954 8.387.891 7.803.828 7.219.765

   III. Finanzanlagen 0 0 0 0 0

B. Umlaufvermögen

   I. Vorräte 200.000 583.708 589.963 596.278 602.658

   II. Bank / Kasse             187.731                1.000                1.000                1.000                1.000

Bilanzsumme         6.290.482         9.556.662         8.978.854         8.401.106         7.823.423

Passiva

A. Eigenkapital

   I. Kapital persönlich haftender Gesellschafter 0 0 0 0 0

   II. Kapitalanteile Kommanditisten 3.001.000 2.881.000 2.701.000 2.461.000 2.201.000

   III. Bilanzergebnis -1.142 -466.680 -260.857 -58.464 139.749

B. Rückstellungen

   1. Steuerrückstellungen 0 0 0 17.724 33.380

   2. Sonstige Rückstellungen 0 2.896 6.096 9.648 13.600

0 2.896 6.096 27.372 46.980

C. Verbindlichkeiten

   1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten         3.290.624          7.139.446         6.532.615          5.971.198         5.435.694

Bilanzsumme         6.290.482         9.556.662         8.978.854         8.401.106         7.823.423

für die Top 3 Biogas GmbH & Co. KG in Euro
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Jahr 2008 2009 2010 2011 2012

1. Umsatzerlöse 0 999.335 2.711.216 2.711.636 2.712.670

2. Materialaufwand 0 366.742 751.701 759.219 766.810

3. Personalaufwand 0 66.600 126.000 128.520 131.090

4. Abschreibungen 0 438.047 584.063 584.063 584.063

5. sonstige betriebliche Aufwendungen 10.000 277.509 628.714 641.892 655.399

6. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 8.858 8.547 2.211 2.403 2.190

7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen                       0            324.522             417.127            380.229            345.905

8. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -1.142 -465.538 205.823 220.117 231.593

9. Steuern vom Einkommen u. Ertrag                       0                       0                       0               17.724              33.380

10. Jahresüberschuß -1.142 -465.538 205.823 202.393 198.213

11. Verlustvortrag aus Vorperiode                       0                 1.142            466.680            260.857              58.464

12. Bilanzergebnis -1.142 -466.680 -260.857 -58.464 139.749

Plan - Gewinn- und Verlustrechnung
2008 - 2012 (Prognose)

Liquiditätsprognose

Jahr 2008 2009 2010 2011 2012

Steuerliches Ergebnis -1.142 -465.538 205.823 220.117 231.593

Gewerbesteuer 0 0 0 0 -17.724

Anpassung Geldfluss bei Einsatzstoffen -200.000 -383.708 -6.254 -6.315 -6.379

Abschreibungen 0 438.047 584.063 584.063 584.063

Rückstellung für Rückbau (steuerlich) 2.896 3.200 3.552 3.952

Tilgung Darlehen -9.375 -37.500 -590.000 -590.000 -590.000

Einzahlung Eigenkapital 3.000.000

Einzahlung Fremdkapital 3.300.000 3.630.000

Auszahlungen für Investitionen        -5.902.750        -3.507.250                                                                     

Liquidität lfd. Jahr vor Ausschüttung 186.733 -323.053 196.832 211.417 205.505

Ausschüttung in € 0 -120.000 -180.000 -240.000 -240.000

Ausschüttung in % 0% -4% -6% -8% -8%

Kontokorrentlinie 700.000 700.000 700.000 700.000 700.000

Liquidität kumuliert 886.733 443.680 460.512 431.929 397.434

für die Top 3 Biogas GmbH & Co. KG in Euro

für die Top 3 Biogas GmbH & Co. KG in Euro
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Planzahlen 2008 - 2012 (Prognose)

Jahr 2008 2009 2010 2011 2012

Investitionen (€) -5.902.750 -3.507.250 0 0 0

Produktion (kWh) 0 5.466.988 13.667.472 13.667.472 13.667.472 

Umsatz (€) 0 999.335 2.711.216 2.711.636 2.712.670

Ergebnis (€) -1.142 -466.680 -260.857 -58.464 139.749

für die Top 3 Biogas GmbH & Co. KG in Euro
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Vertrag Vertragspartner Vertragsdatum Vertragsgegenstand Kündigungs- und 
Rücktrittsrechte

Bauverträge:
Kogel
Nemsdorf-
Göhrendorf
Wittenberge

COWATEC AG 23.06.2008

Projektentwicklung und 
schlüsselfertige Errichtung 
einer Biogasanlage mit 
externer Wärmenutzung 
als Generalunternehmer 

Endet mit Inbetriebnah-
me der Biogasanlage; 
nur aus wichtigem Grund 
kündbar oder falls Bau-
genehmigung nicht bis 
31.12.2008 erteilt wird

Inbetriebnahme-
verträge: 
Kogel
Nemsdorf-
Göhrendorf, 
Wittenberge

COWATEC An-
lagenbau GmbH 23.06.2008 regelt die Leistungen bei der 

Inbetriebnahme der Anlage

Der Vertrag endet mit der 
Abnahme, spätestens aber 
nach einem Zeitraum von 30 
Wochen ab Beginn Aufheiz-
phase und Bereitstellung 
einer voll funktionsfähigen/
einspeiseberechtigten BGA.

BOP-Vertrag 
Kogel
Nemsdorf-
Göhrendorf
Wittenberge

COWATEC An-
lagenbau GmbH 23.06.2008

Regelt die langfristige 
biologische Betreuung und 
Optimierung der Biogas-
anlage durch COWATEC

Ab Ende der Inbetriebnah-
mephase; Vertragsdauer: 
10 Jahre mit Verlänge-
rungsoption; nur aus 
wichtigem Grund kündbar

Vertriebsvereinba-
rung für die Eigen-
kapitaleinwerbung

UmweltDirekt-
Invest-Bera-
tungs GmbH

02.06.2008

Die UmweltDirektInvest- 
Beratungs GmbH wird das 
Eigenkapital des Top 3 Bio-
gasfonds exklusiv einwerben

Endet mit der Plazierung 
des Eigenkapitals; nur aus 
wichtigem Grund kündbar

Beratervertrag 
über die kaufmän-
nische Projektent-
wicklung und Pro-
spektaufstellung

UDI Bioener-
gie GmbH 10.03.2008

Die UDI Bioenergie GmbH 
wird als Berater bei der 
Konzeption, Planung, 
Projektentwicklung und 
kaufmännischen Betreu-
ung sowie bei der Pros-
pektaufstellung tätig.

Endet mit der Geneh-
migung des Prospekts 
durch die BaFin

Mittelverwen-
dungskont-
rollvertrag

Lorenz & 
Herzog GmbH, 
Wirtschaftsprü-
fungsgesell-
schaft, Roth

23.06.2008 Kontrolle der Verwen-
dung des Eigenkapitals

Endet mit Abschluss 
der Investitionsphase

Vertrag über die 
Anlegerbetreu-
ung und Fonds-
verwaltung

UmweltDirekt-
Invest Bera-
tungs GmbH

02.06.2008

Die UmweltDirektInvest 
Beratungs GmbH wird 
die Anlegerverwaltung 
und die Fondsverwal-
tung übernehmen

Endet mit dem Ende der 
Fondsgesellschaft, nur aus 
wichtigem Grund kündbar

Übersicht über die wichtigsten Ver träge
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Gutachter Titel Erstellungs-
datum

Inhalt Ergebnis

Institut für Ener-
getik und Umwelt 
gGmbH (IE)
Torgauer Str. 116
04347 Leipzig

Gutachterliche 
Stellungnahme 
zur Plausibi-
litätsprüfung 
der Planung 
von Cowatec 
Biogasanlagen

22.04.2008 Plausibilitätsprüfung der 
vom Hersteller festgeleg-
ten Leistungsparameter, 
insbesondere Gasertrag, 
erzeugte Strommenge, 
angenommene Zahl an 
Volllaststunden sowie die 
nutzbare Wärmemenge.

Die Leistungsparameter sind 
sehr realistisch und können 
unter optimalen Bedingun-
gen in der Praxis noch über-
troffen werden.

Gutachten

Außer dem genannten Gutachten wurden keine weiteren Bewertungsgutachten für das Anlageobjekt erstellt.

Angaben zum Mit telverwendungskontrolleur

Firma und Sitz des 
Mittelverwendungs-
kontrolleurs

Aufgaben und Rechts-
grundlage der Tätigkeit 
des Mittelverwen-
dungskontrolleurs

Die wesentlichen Rechte 
und Pflichten des Mittelver-
wendungskontrolleurs

Vergütung des Mittelver-
wendungskontrolleurs

Lorenz & Herzog GmbH
Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft
Zunftstraße 3
91154 Roth

Gemäß Mittelverwen-
dungskontrollvertrag, 
der im Prospekt auf S. 
88 und 89 abgebildet 
ist, achtet der Mittelver-
wendungskontrolleur 
auf die bestimmungs-
gemäße Verwendung 
der Anlegergelder und 
überprüft die ordnungs-
gemäße Einhaltung 
der Auszahlungsvor-
aussetzungen bei der 
Mittelverwendung.

Recht / Pflicht, eine von der •	
Geschäftsführung der Fondsge-
sellschaft schriftlich angeforderte 
Auszahlung auf Übereinstim-
mung mit den Freigabevoraus-
setzungen zu prüfen.
Recht, bei Nichtvorliegen der •	
Freigabevoraussetzungen eine 
Auszahlung abzulehnen
Recht zur Herbeiführung eines •	
Beschlusses der  Gesellschafter-
versammlung über eine abge-
lehnte Auszahlung
Recht zur Einforderung der zur •	
Prüfung erforderlichen Nachwei-
se und Unterlagen

Der Mittelverwendungs-
kontrolleur erhält für 
seine Tätigkeit im Rah-
men des Mittelverwen-
dungskontrollvertrags 
eine Gesamtvergütung 
in Höhe von 5.500 Euro. 
Darüber hinausgehen-
de Vergütungen sind 
nicht vorgesehen.

Umstände oder Beziehungen, die Interessenskonflikte des Mittelverwendungskontrolleurs begründen können, bestehen nicht.
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Firma Gesellschaftsform Funktion

Cowatec AG Aktiengesellschaft Generalunternehmer: Bau, 
Inbetriebnahme, Optimierung
und Wartung der Biogasanlagen

UDI Bioenergie GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung Projektierung, Projektleitung, Prospekt-
erstellung, kaufmännische Betreuung 
und Besorgung der Finanzierung

UDI UmweltDirektInvest-
Beratungs GmbH

Gesellschaft mit beschränkter Haftung Eingenkapitaleinwerbung,
Kommanditistenbetreuung

Agrarunion Kogel e.G. Eingetragene Genossenschaft Biomasselieferant und
Verpächter am Standort Kogel

Agrarunternehmen Barnstädt e.G. Eingetragene Genossenschaft Biomasselieferant, Fernwärme-
abnehmer und Verpächter am 
Standort Nemsdorf-Göhrendorf

C4 Nawaro GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung Fernwärmeabnehmer,
Technische Betriebsführung vor Ort

Voß & Osters Recycling GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung Biomasselieferant am
Standort Wittenberge

Müller und Ender GbR Gesellschaft des bürgerlichen Rechts Biomasselieferant am
Standort Wittenberge

Agrar Recycling Hagenow GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung Biomasselieferant am
Standort Wittenberge

Projekt- und Ver tragspar tner
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Sitz / Geschäftsanschrift Handelsregister Geschäftsführung / Vorstand

Schmidmühlener Str. 53 
93133 Burglengenfeld

AG Amberg 
HRB 4027

Michael Höfermann

Lina-Ammon-Straße 30 
90329 Nürnberg

AG Nürnberg
HRB 23304

Georg Hetz
Harald Felker

Lina-Ammon-Straße 30 
90329 Nürnberg

AG Nürnberg
HRB 16352

Georg Hetz

Am Eulenberg 1
17213 Fünfseen / Kogel

AG Neubrandenburg
GnR 105

Jürgen Bertram,
Hans-Joachim Schreiber,
Roland Krabbe

Dorfstr. 39
06268 Nemsdorf-Göhrendorf

AG Stendal
GnR 3018

Ralf Hägele
Dr. Jens Kluge 

Zum Schöpfwerk 9
19322 Wittenberge

AG Neuruppin
HRB 3915

Horst Jaruczewski

Gottschower Dorfstr. 51
19348 Plattenburg / Groß Gottschow

AG Neuruppin
HRB 4695

Christof Voß
Andreas Osters

Dorfstr. 30 a
19322 Bentwisch

Gerhard Müller

Eisenbahnerstr, 24
19230 Hagenow

AG Schwerin
HRB 3086

Herbert Techentin
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Rechtliche Grundlagen
Vorbemerkung
Das vorliegende Angebot richtet sich an Personen bzw. Gesell-
schaften, die ihren Sitz in der Bundesrepublik Deutschland ha-
ben. Ein gleichzeitiges Angebot in anderen Staaten erfolgt nicht.

1. Die Rechte des Anlegers
Der Anleger beteiligt sich als Kommanditist an der Top 3 Bio-
gas GmbH & Co. KG. Als Kommanditisten stehen dem Anle-
ger eine ganze Reihe von Rechten zu, die es ihm ermöglichen, 
sich über die Tätigkeit seiner Gesellschaft zu informieren, de-
ren Geschäftsführung zu kontrollieren sowie an wichtigen Ent-
scheidungen im Rahmen der Gesellschafterversammlungen 
mitzuwirken. Diese Rechte haben ihre Grundlage vor allem im 
Handelsgesetzbuch (HGB) und im Gesellschaftsvertrag (GV). 
Dies sind:

Informations- und Kontrollrechte •	
(§ 166 HGB, § 15 Gesellschaftsvertrag)
Widerspruchsrecht (§ 164 S. 1 Hs. 2 HGB)•	
Recht auf Teilnahme an Gesellschafterversammlungen •	
und Stimmrecht entsprechend der gezeichneten Kapi-
taleinlage (je volle € 2.500,- eine Stimme)
Recht auf Ergebnisbeteiligung (§§ 167 f., 120 f. HGB)•	
Ausschüttungsanspruch / Gewinnauszahlungsanspruch •	
(§§ 14, 15 Gesellschaftsvertrag)
Kündigungsrecht (§ 4 Abs. 3 Gesellschaftsvertrag) •	
Recht zur Übertragung des Gesellschaftsanteils •	
(§ 17 Gesellschaftsvertrag) 
Recht auf Abfindung bei Ausscheiden •	
(§ 20 Gesellschaftsvertrag) 

2. Gesellschaftsvertrag: Rechtsform, Gegenstand 
und Satzung der Beteiligungsgesellschaft
Der Anleger beteiligt sich als Kommanditist an der Top 3 Bio-
gas GmbH & Co. KG mit Sitz in Roth, Kellerweg 12.

Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb und Betrieb 
von drei Biogasproduktionsstätten sowie die Produktion und 
der Verkauf von aus Biogas gewonnenem Strom und Wärme. 
Die Gesellschaft ist befugt, gleichartige oder ähnliche Unter-
nehmen zu erwerben, sich an solchen zu beteiligen, deren 
Vertretung zu übernehmen, Zweigniederlassungen im In- und 
Ausland zu errichten, sowie alle Geschäfte zu betreiben, die 
geeignet sind, die Unternehmungen der Gesellschaft zu för-
dern. Die Gesellschaft kann die zur Erreichung ihres Zwecks 
erforderlichen oder zweckmäßigen Handlungen selbst vor-
nehmen oder durch Dritte vornehmen lassen. Der Gesell-
schaftsvertrag der Beteiligungsgesellschaft ist ab Seite 81 
abgedruckt.

3. Gesellschafter zum Zeitpunkt der
Prospektherausgabe und deren Einlagen
Persönlich haftende Gesellschafterin ist die UDI Sonne, Wind 
und Biomasse GmbH. Sie ist zu einer Kapitaleinlage in die 
Top 3 Biogas GmbH & Co. KG nicht verpflichtet. Leistet sie 
eine Einlage, ist sie am Vermögen sowie am Ergebnis der 
Beteiligungsgesellschaft anteilig beteiligt. Die persönlich haf-
tende Gesellschafterin erhält für die Übernahme der persön-
lichen Haftung eine ergebnisunabhängige Haftungstantieme 
von € 5.000,- pro Jahr, beginnend mit der Inbetriebnahme der 
Anlage.
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Gründungskommanditisten sind Georg Hetz, Roth, und Diet-
mar Hoffmann, Pyrbaum, mit Kommanditeinlagen von jeweils 
€ 500,-. Die Einlagen sind voll erbracht. Ausstehende Einla-
gen auf das bisher gezeichnete Kapital bestehen nicht.

4. Aufnahme weiterer Gesellschafter -
der Beitritt des Anlegers
Das Kommanditkapital der Gesellschaft soll auf € 3.000.000,- 
durch Aufnahme weiterer Gesellschafter als Direktkomandi-
tisten erhöht werden.

Die Anzahl der angebotenen Vermögensanlagen beträgt 600.

Die weiteren Gesellschafter übernehmen die in das Handels-
register einzutragende Einlage nach Maßgabe des Zeich-
nungsscheins (Beitrittserklärung). Die Kommanditeinlage der 
beitretenden Kommanditisten muss mindestens € 5.000,- be-
tragen und durch 2.500 ohne Rest teilbar sein. Der Mindest-
erwerbspreis für die Vermögensanlage beträgt also  € 5.000.

Die beitretenden Kommanditisten zeichnen grundsätzlich eine 
Einlage, die aus einer Kapitaleinlage und einem Agio (Aufgeld) 
in Höhe von 5 % der Kapitaleinlage besteht.

a) Empfangsberechtigte für den Zeichnungsschein
Der unterschriebene Zeichnungsschein ist an die von der 
persönlich haftenden Gesellschafterin zum Empfang bevoll-
mächtigten

UDI UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschft mbH 
Lina-Ammon-Str. 30
90329 Nürnberg 

zu senden. Sie ist diejenige Stelle, die Willenserklärungen des 
Publikums auf Erwerb von Beteiligungen entgegennimmt.  

b) Zeichnungsfrist
Das öffentliche Angebot der Kommanditanteile beginnt einen 
Werktag nach Veröffentlichung des Verkaufsprospektes und 
endet mit der Vollplatzierung. Es besteht die Möglichkeit, die 
Zeichnung vorzeitig zu schließen oder Zeichnungen, Anteile 
oder Beteiligungen zu kürzen. 

c) Zahlung des Zeichnungs- oder Erwerbspreises
Die Kapitaleinlage inklusive Agio wird zwei Wochen nach An-
nahme der Beitrittserklärung fällig. Einzahlungen erfolgen durch 
Banküberweisung auf folgendes Bankkonto der Gesellschaft: 

	 Bank:	 Bremer Landesbank
	 Kontonummer:	 303 11 22 005
	 BLZ:	 290 500 00

Verspätet geleistete Einlagen sind mit 12 % p. a. zu verzinsen, 
wobei eine gesonderte Mahnung entbehrlich ist. Daneben ist 
die Gesellschaft berechtigt, weitergehenden Schadensersatz 
geltend zu machen. Die persönlich haftende Gesellschafte-
rin ist berechtigt, einen Kommanditisten aus der Gesellschaft 
auszuschließen, wenn dieser trotz Mahnung unter Setzung 
einer Nachfrist von 30 Tagen seine Kommanditeinlage nicht 

oder nicht vollständig leistet oder seine Mitwirkungspflichten, 
insbesondere hinsichtlich seiner Eintragung in das Handels-
register, nicht erfüllt.

Da die Beteiligung jedes weiteren Kommanditisten im Au-
ßenverhältnis erst mit seiner Eintragung im Handelsregister 
wirksam wird, ist es erforderlich, dass der Anleger der von 
der persönlich haftenden Gesellschafterin zum Empfang be-
vollmächtigten UDI Beratungs GmbH eine Registervollmacht 
in notariell beglaubigter Form erteilt. Das entsprechende For-
mular wird dem beitretenden Kommanditisten mit der Bestäti-
gung der Annahme seiner Zeichnung zugesandt.

d) Zahlstelle
Darunter versteht man diejenige Stelle, die bestimmungsge-
mäß Zahlungen an den Anleger ausführt. Hier wird auch der 
Verkaufsprospekt für den Anleger zur kostenlosen Ausgabe 
bereitgehalten. Zahlstelle ist hier die von der persönlich haf-
tende Gesellschafterin bevollmächtigte

	 UDI UmweltDirektInvest-Beratungs GmbH
	 Lina-Ammon-Str. 30 , 90329 Nürnberg 

e) Weitere Kosten
Der Anleger hat ein Agio in Höhe von 5 % zu leisten. Zudem 
trägt er die Notargebühr für die Unterschriftsbeglaubigung auf 
der Vollmacht zur Eintragung ins Handelsregister. Sie beträgt 
z. B. bei einer Zeichnungssumme von € 20.000,- ca. € 25,-. 
Eventuelle Gebühren, die durch die Überweisung des Anla-
gebetrages bei der Bank des Zeichners entstehen, übernimmt 
der Anleger.

Die Fondsgesellschaft Top 3 Biogas GmbH & Co. KG trägt 
anschließend die Kosten der Eintragung des Kommanditisten 
ins Handelsregister sowie der Verwaltung des Fonds. 

Darüber hinaus entstehen keine weiteren mit dem Erwerb, der 
Verwaltung und der Veräußerung der Vermögensanlage ver-
bundenen Kosten.

5. Geschäftsführung
Die Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft ist 
der UDI Sonne Wind und Biomasse GmbH als persönlich 
haftender Gesellschafterin übertragen. Daneben sind die 
Kommanditisten Georg Hetz und Dietmar Hoffmann einzeln 
geschäftsführungsbefugt. Die Geschäftsführung ist berech-
tigt, im Rahmen des prospektierten Investitions- und Finan-
zierungsplans sämtliche für Projektierung, Bau und Betrieb 
des Investitionsvorhabens der Gesellschaft sowie dessen Fi-
nanzierung erforderlichen Verträge abzuschließen und durch-
zuführen. Sie ist berechtigt, die Geschäfte der Gesellschaft 
ganz oder teilweise von Dritten besorgen zu lassen und die 
dazu erforderlichen Vollmachten zu erteilen.

Zu Rechtshandlungen und Maßnahmen (außerhalb des In-
vestitions- und Finanzierungsplans) die nach Art, Umfang 
oder Risiko über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der 
Gesellschaft in erheblichem Maße hinausgehen und für die 
Gesellschaft von besonderer Bedeutung sind, bedarf die Ge-
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schäftsführung der vorherigen Zustimmung der Gesellschaf-
terversammlung bzw. des Anlegerbeirats, sofern ein solcher 
bestellt wurde.

6. Gesellschafterversammlung
Die Gesellschafter fassen ihre Beschlüsse in den ersten drei 
Jahren in der Gesellschafterversammlung. Danach ist vorge-
sehen, Beschlüsse im schriftlichen Umlaufverfahren zu tref-
fen. 

a) Abstimmung in der Gesellschafterversammlung
Die Geschäftsführung lädt mit einer Frist von vier Wochen 
schriftlich und unter Angabe der Tagesordnung zu den Gesell-
schafterversammlungen ein. Eine Gesellschafterversamm-
lung ist beschlussfähig, wenn alle Gesellschafter ordnungsge-
mäß geladen wurden und die anwesenden oder vertretenen 
Gesellschafter zusammen über mindestens 50 % der vorhan-
denen Stimmen verfügen. 

Der wesentliche Verlauf der Gesellschafterversammlung und 
die gefassten Gesellschafterbeschlüsse sind in einem von der 
Geschäftsführung zu unterzeichnenden Protokoll festzuhalten 
und den Kommanditisten zu übersenden. Einsprüche gegen 
das Protokoll sind innerhalb von vier Wochen nach Absen-
dung schriftlich mit Begründung gegenüber der Geschäftsfüh-
rung geltend zu machen. Über die Einsprüche entscheidet die 
nächste Gesellschafterversammlung.

Eine außerordentliche Gesellschafterversammlung ist einzu-
berufen, wenn dies nach Auffassung der persönlich haften-
den Gesellschafterin im Interesse der Gesellschaft liegt oder 
Kommanditisten, die mindestens 20 % des Kommanditkapitals 
halten, schriftlich unter Angabe der Tagesordnung die Einbe-
rufung einer außerordentlichen Gesellschafterversammlung 
verlangen. Kommt die persönlich haftende Gesellschafterin 
dieser Aufforderung nicht innerhalb von 4 Wochen nach, so 
sind die Kommanditisten, welche die Einberufung ordnungs-
gemäß verlangt haben, berechtigt, die Gesellschafterver-
sammlung selbst einzuberufen.

Jeder Kommanditist kann sich in der Gesellschafterversamm-
lung durch einen Mitgesellschafter, seinen Ehegatten, die 
persönlich haftende Gesellschafterin, eine zur Berufsver-
schwiegenheit verpflichtete Person oder durch die UDI Um-
weltDirektInvest Beratungs Gesellschaft mbH auf Grund einer 
schriftlichen Vollmacht vertreten lassen.

b) Abstimmung im schriftlichen Umlaufverfahren
Bei der schriftlichen Beschlussfassung sind die Kommanditis-
ten mittels einfachen Briefes unter Mitteilung des Beschluss-
gegenstandes zur Stimmabgabe aufzufordern. Die schriftli-
chen Stimmabgaben müssen innerhalb von vier Wochen ab 
Postabgabedatum der Aufforderung bei der Komplementä-
rin eingehen. Eine nicht fristgerechte Stimmabgabe gilt als 
Stimmenthaltung. Über die Art der Beschlussfassung ent-
scheidet die Gesellschafterversammlung. 

c) Gesellschafterbeschlüsse
Die Gesellschafter beschließen über alle Angelegenheiten 

der Gesellschaft, insbesondere über die Feststellung des 
Jahresabschlusses, die Entlastung der Geschäftsführung, 
die Verwendung des Jahresergebnisses und der Entnahmen 
(Ausschüttungen), den Ausschluss eines Gesellschafters, die 
Änderungen des Gesellschaftsvertrages und über die Auflö-
sung der Gesellschaft. 

Die Gesellschafter haben je € 2.500,- ihrer Kommanditeinlage 
eine Stimme. Die persönlich haftende Gesellschafterin hat, 
unabhängig von einer etwaigen Einlage, 300 Stimmen. 
Die Gesellschafterversammlung fasst ihre Beschlüsse grund-
sätzlich mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, 
soweit nicht zwingende gesetzliche Regelungen oder der Ge-
sellschaftsvertrag ausdrücklich andere Mehrheitserfordernis-
se vorsehen. Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene 
Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

7. Kontrollrechte / Jahresabschluss
Die Geschäftsführung hat innerhalb von sechs Monaten nach 
Ende des Geschäftsjahres die Jahresbilanz mit der Gewinn- 
und Verlustrechnung nach den gesetzlichen Vorschriften auf-
zustellen. Den Kommanditisten stehen Kontroll- und Wider-
spruchsrechte nach §§ 164, 166 HGB zu. Die Kontrollrechte 
werden insbesondere durch Einsichtnahme in die Jahresab-
schlüsse wahrgenommen. Im Übrigen können Kommanditis-
ten ihr Kontrollrecht mit angemessener Frist der Vorankündi-
gung am Sitz der Gesellschaft persönlich ausüben oder auf 
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ihre Kosten durch einen zur Verschwiegenheit verpflichteten 
Rechtsanwalt, Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer geltend 
machen, wenn dieser durch beglaubigte Vollmacht dazu er-
mächtigt wurde. 

8. Anlegerbeirat
Die Gesellschaft kann die Bildung eines Anlegerbeirats be-
schließen. Der Beirat hat für die Geschäftsführung beratende 
Funktion.

9. Haftung 
Bis zur Eintragung in das Handelsregister wird der Anleger als 
atypischer stiller Gesellschafter behandelt und haftet in Höhe 
seiner Einlage. 

Nach Eintragung ins Handelsregister beschränkt sich seine Haf-
tung ebenfalls auf die eingetragene Hafteinlage. Eine weiterge-
hende Haftung ist ausgeschlossen, soweit die Einlage geleistet 
ist. Wenn die Kapitalanteile durch Entnahmen (Ausschüttungen) 
unter den Wert der ursprünglichen Einlage gemindert werden, 
lebt die Haftung nach § 172 Abs.4 HGB bis maximal zur Höhe 
der eingetragenen Einlage wieder auf. Das Gleiche gilt, soweit 
Entnahmen erfolgen, während der Kapitalanteil des Komman-
ditisten zuvor durch steuerliche Verluste unter den Betrag der 
Kommanditeinlage gemindert ist. Darüber hinaus sind die Kom-
manditisten nicht verpflichtet, weitere Leistungen zu erbringen, 
insbesondere weitere Zahlungen zu leisten.

10. Vermögens- und Ergebnisbeteiligung
Die Gesellschafter sind im Verhältnis ihrer festen Kapitalkon-
ten zum 31.12. des betreffenden Geschäftsjahres am Ver-
mögen und am Ergebnis der Gesellschaft beteiligt. Bis zum 
31.12.2008 gilt folgende Sonderregelung: Unabhängig vom 
Zeitpunkt seines Beitritts wird dem einzelnen Kommanditisten, 
soweit rechtlich zulässig, im Geschäftsjahr 2008 das Ergebnis 
der Gesellschaft so zugerechnet, dass alle Kommanditisten 
zum 31.12.2008 gleichmäßig und entsprechend dem Verhält-
nis ihrer Beteiligung (gemäß den festen Kapitalkonten zum ge-
samten Kommanditkapital) am Gesamtergebnis beteiligt sind. 
Für das Geschäftsjahr 2009 erfolgt die Ergebnisverteilung ge-
gebenenfalls analog der vorstehenden Regelung. Durch diese 
Sonderregelung soll sichergestellt werden, dass alle Komman-
ditisten entsprechend ihrer Beteiligung an der Gesellschaft an 
den Verlusten der Investitionsphase gleichmäßig teilnehmen.

11. Ausschüttungen / Entnahmen
Nach Begleichung der laufenden Aufwendungen und Rück-
stellung einer Liquiditätsreserve kann die Gesellschaft nach 
Feststellung des Jahresabschlusses einen verbleibenden frei-
en Liquiditätsüberschuss an die Kommanditisten ausschütten. 
Dies gilt in dem Umfang, wie vertragliche Verpflichtungen ge-
genüber Dritten, vertragsgleiche Rechte und/oder das Gebot 
der kaufmännischen Vorsicht dem nicht entgegenstehen.

12. Anteilsabtretung und -verpfändung / Fungibilität
Jeder Kommanditist kann seine Beteiligung mit Zustimmung der 
persönlich haftenden Gesellschafterin - die nur aus wichtigem 
Grund versagt werden darf – abtreten. Dies gilt immer mit Wir-
kung vom Beginn eines nachfolgenden Geschäftsjahres und 
wenn sich der abgetretene Betrag durch 2.500 teilen lässt.

Jeder Kommanditist kann ferner diese Rechte sowie einzelne 
(ihm im Verhältnis zur Gesellschaft unmittelbar zustehende) 
Ansprüche aus dem Gesellschaftsverhältnis zur Absicherung 
eines Kredits, den er ganz oder teilweise zur Finanzierung sei-
ner Kommanditeinlage aufnimmt, abtreten oder verpfänden. 
Jede sonstige Verfügung über diese Rechte, insbesondere 
jede sonstige Belastung und die Begründung von Unterbetei-
ligungen sowie Einräumung von Treuhandverhältnissen, be-
dürfen der vorherigen Zustimmung der persönlich haftenden 
Gesellschafterin.

13. Ausscheiden aus der
Gesellschaft / Abfindungsguthaben
Ein Kommanditist scheidet aus der Gesellschaft aus, wenn:

er die Kommanditbeteiligung wirksam kündigt,a.	
in seine Kommanditbeteiligung die Zwangsvollstreckung b.	
betrieben wird und diese nicht innerhalb von drei Monaten 
oder spätestens bis zur Verwertung aufgehoben wird,
über das Vermögen des Kommanditisten das Insolvenz-c.	
verfahren eröffnet oder das Insolvenzverfahren mangels 
Masse abgelehnt wurde,
er nach den Regelungen des Gesellschaftsvertrages (§ 19 d.	
Abs. 2 und 3) aus der Gesellschaft ausgeschlossen wird.

Soweit kein Fall der oben genannten Ziffern b), c) oder d) ge-
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geben ist (hier gelten  § 20 Abs. 2 und 3 des Gesellschafts-
vertrages), erhält der ausscheidende Gesellschafter eine 
Abfindung, die sich nach dem wirklichen Wert seiner Gesell-
schaftsbeteiligung richtet. Dieser Wert wird anhand einer nach 
handelsrechtlichen Grundsätzen zu erstellenden Ausein- 
andersetzungsbilanz ermittelt, welche die vorhandenen stillen 
Reserven sowie notwendige Rückstellungen und Risiken be-
rücksichtigt. Weitere Details zum Abfindungsguthaben sind in 
§ 20 des Gesellschaftsvertrages enthalten.

14. Dauer der Gesellschaft
Gemäß Gesellschaftsvertrag ist die Beteiligung an der Gesell-
schaft unbefristet und kann erstmals zum 31.12.2025 gekün-
digt werden. Die Gesellschaft endet erst mit dem Beschluss 
der Gesellschafterversammlung die Gesellschaft aufzulösen. 
Dieser Beschluss bedarf einer Dreiviertelmehrheit.

15. Verkauf oder Weiterbetrieb der Biogasanlagen
Geplant ist, alle drei Biogasanlagen mindestens bis zum 31.12. 
2029 zu betreiben. Eine Möglichkeit ist danach grundsätzlich 
der Verkauf der Anlagen zu einem guten Preis. Dieser Kauf-
preis ist in den Planrechnungen noch nicht berücksichtigt. Der 
Erlös käme den Anlegern also zusätzlich zu Gute.

An den Standorten Nemsdorf-Göhrendorf und Kogel wurde 
mit den Landwirten als Rohstofflieferanten vertraglich ein Vor-
kaufsrecht zu einem einvernehmlich zu bestimmenden Preis 
vereinbart. Sollten die Landwirte hingegen von diesem Vor-
kaufsrecht keinen Gebrauch machen, so verlängert sich der 
Pachtvertrag um weitere zwei Jahre. Die Biogasanlagen wür-
den dann also weiterbetrieben. Eine Alternative zum Weiter-
betrieb wäre der Verkauf der Anlagen an einen Dritten. 

Am Standort Wittenberge ist die Gesellschaft Eigentümerin 
des Grundstückes. Ein unbefristeter Weiterbetrieb wäre hier 
ohne weiteres möglich.

Ob sich die Gesellschaft für einen Verkauf oder einen Weiter-
betrieb der Biogasanlagen entscheidet, wird maßgeblich von 
der wirtschaftlichen Situation im Jahre 2029 abhängen. 

16. Erbfall
Für den Fall des Ablebens eines Kommanditisten wird die Ge-
sellschaft mit seinen Erben bzw. Vermächtnisnehmern fortge-
führt. Die Rechtsnachfolger des verstorbenen Kommanditisten 
haben sich durch Vorlage eines Erbscheins zu legitimieren. 
Sofern im Erbfall eine Kommanditbeteiligung auf mehrere Per-
sonen übergeht, sind die Rechtsnachfolger verpflichtet, einen 
gemeinsamen Bevollmächtigten für die Ausübung ihrer Rech-
te aus der Beteiligung zu bestellen und sich durch ihn vertre-
ten zu lassen. In diesem Fall ruhen bis dahin alle Rechte (z. B. 
Stimmrechte) mit Ausnahme des Rechtes auf Ergebnisbeteili-
gung. Sämtliche Zahlungen aus der Gesellschaft sind an den 
gemeinsamen Bevollmächtigten vorzunehmen. 

17. Angaben über die von der gesetzlichen
Regelung abweichenden Bestimmungen
des Gesellschaftsvertrages
Die Gesellschaft unterliegt deutschem Recht. Bei der Emitten-
tin handelt es sich um eine Kommanditgesellschaft im Sinne 
der §§ 161 ff HGB, deren gesellschaftsrechtliche Regelungen 
zulässigerweise von den gesetzlichen Regelungen der Per-
sonenhandelsgesellschaften abweichen. Einzige persönlich 
haftende Gesellschafterin ist die UDI Sonne Wind und Bio-
masse GmbH. Da diese als Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung zwar unbegrenzt haftet, ihre Haftung jedoch auf das 
Gesellschaftsvermögen beschränkt ist, wird von dem Leitbild 
der Haftung einer natürlichen Person mit deren gesamten 
Vermögen abgewichen. 

Weitere Abweichungen sind: Die Gesellschafter sind von dem 
Wettbewerbsverbot des § 112 HGB befreit. Die persönlich 
haftende Gesellschafterin ist, wenn sie keine Kapitaleinlage 
leistet, nicht am Vermögen und am Ergebnis der Gesellschaft 
beteiligt. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist zudem 
von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. Sie bedarf 
zu den im Gesellschaftsvertrag festgelegten Maßnahmen und 
Rechtsgeschäften im Innenverhältnis der Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung (§ 8 Gesellschaftsvertrag).
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Vorbemerkungen
Folgende Erläuterungen beziehen sich ausschließlich auf 
natürliche, in der Bundesrepublik Deutschland unbeschränkt 
steuerpflichtige Personen. Sofern die Beteiligung zum Be-
triebsvermögen des Anlegers gehört, hat dies Auswirkungen 
auf die steuerliche Behandlung. Es wird daher empfohlen, 
sich mit seinem Steuerberater zu besprechen.

Steuerliche Grundlagen für die
Beteiligungsgesellschaft

Besteuerungsverfahren
Die Beteiligungsgesellschaft unterliegt als gewerblich tätige Per-
sonengesellschaft der Gewerbesteuer, ist jedoch selbst nicht 
einkommensteuerpflichtig. Stattdessen werden auf Ebene der 
Gesellschaft ein handelsrechtlicher Jahresabschluß sowie eine 
darauf basierende steuerliche Gewinnermittlung vorgenommen. 
Hieraus wird eine Erklärung zur einheitlichen und gesonderten 
Feststellung der Einkünfte der Beteiligungsgesellschaft erstellt, 
durch welche die durch die Beteiligungsgesellschaft erzielten 
Gewinne und Verluste insgesamt festgestellt und den einzelnen 
Kommanditisten anteilig zugerechnet werden.

Gewerbesteuer
Die Beteiligungsgesellschaft unterliegt als Gewerbebetrieb 
den Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes (GewStG). 
Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags wird der einkommen-
steuerrechtliche Gewinn bzw. Verlust aus Gewerbebetrieb 
um bestimmte Beträge vermehrt (Hinzurechnung gemäß § 8 

GewStG) bzw. vermindert (§ 9 GewStG). Die gewerbesteu-
erlichen Verluste können nach derzeitiger Rechtslage unbe-
grenzt vorgetragen werden, während ein Verlustrücktrag nicht 
vorgesehen ist. Der Verlustvortrag erfolgt im Rahmen der Ma-
ximalbeträge des § 10a GewStG.

Grunderwerbsteuer
Neben dem Kauf des für den Betrieb von einer der drei Bio-
gasanlagen vorgesehenen Grundstückes, bei dem die Grund-
erwerbsteuer in Höhe von 3,5 % auf die Bemessungsgrund-
lage anfällt, unterliegen gemäß § 1 Abs. 2a GrEStG auch 
andere Vorgänge der Grunderwerbsteuer. Diese betreffen ei-
gentlich die Übertragung von Anteilen an Grund besitzenden 
Gesellschaften, bedeuten jedoch im wirtschaftlichen Sinne 
den Rechtsträgerwechsel am Grundbesitz.

So wird der Kauf von Anteilen an einer Grund besitzenden 
Personengesellschaft einem Grundstückskauf gleichgesetzt. 
Wenn sich die Zusammensetzung der Gesellschafter inner-
halb von 5 Jahren wesentlich verändert, geht man von einer 
Übereignung des Grundbesitzes aus. Eine wesentliche Ver-
änderung ist dabei anzunehmen, wenn mindestens 95 % der 
Gesellschaftsanteile innerhalb von fünf Jahren auf neue Ge-
sellschafter übertragen werden.

Im Rahmen der Platzierung des Kommanditkapitals der 
Fondsgesellschaft kommt es zu einem Wechsel von mehr als 
95 % der Anteile an der Fondsgesellschaft. Die Platzierung 
des Kommanditkapitals ist damit ein grunderwerbsteuerlich 
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relevanter Vorgang. Deshalb wurde im Rahmen der Progno-
serechnung eine voraussichtliche Grunderwerbsteuerbelas-
tung in Höhe von 3,5 % der auf das Grundstück entfallenen 
Kosten berücksichtigt. Bemessungsgrundlage ist der tatsäch-
liche Wert des Grundstücks zum Zeitpunkt des Erwerbs.

Umsatzsteuer
Da die Gesellschaft eine selbständige und nachhaltige Tätig-
keit zur Erzielung von Einnahmen ausübt, ist sie ein Unterneh-
men im Sinne des Umsatzsteuergesetzes (UStG). Die Erlöse 
aus der Strom- und ggf. Wärmelieferung sind umsatzsteuer-
bare Umsätze nach § 1 Abs. 1 UStG. Die Voraussetzungen 
für die Berechtigung zum Vorsteuerabzug sind für die Gesell-
schaft erfüllt.

Rückstellungen für den Anlagenrückbau
Falls die Anlagen nach Ablauf das Prognosezeitraums nicht 
verkauft werden, hat die Gesellschaft die Verpflichtung, die 
Biogasanlage bei endgültiger Stilllegung wieder zu entfernen. 
Zur Sicherung der Ansprüche der Genehmigungsbehörde auf 
den Rückbau der Biogasanlagen mit allen baulichen Anlagen 
und auf Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes 
wird die Gesellschaft laufende Rückstellungen für diese Ver-
pflichtung bilden.

Steuerliche Grundlagen für den Kommanditisten

Besteuerungsverfahren
Nach Feststellung des Jahresabschlusses der Beteiligungs-
gesellschaft durch die Gesellschafterversammlung wird die-
ser an das Betriebsstättenfinanzamt weitergeleitet. Die Ein-
künfte werden hier gesondert und einheitlich festgestellt. Die 
Kommanditisten geben davon unabhängig ihre persönliche 
Steuererklärung bei dem für sie zuständigen Wohnsitzfinanz-
amt ab. Vom Betriebsstättenfinanzamt erhalten die Wohn-
sitzfinanzämter über eine Kontrollmitteilung die notwendigen 
Daten zur Feststellung der gewerblichen Einkünfte aus der 
Fondsgesellschaft.

Mitunternehmerschaft
Gemäß den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages sind 
die Kommanditisten an positiven wie negativen steuerlichen 
Ergebnissen der Gesellschaft beteiligt. Das jeweilige Betei-
ligungsverhältnis eines Kommanditisten errechnet sich aus 
dem Verhältnis seines festen Kapitalkontos zum gesamten 
Kommanditkapital. Durch die im Gesellschaftsvertrag veran-
kerten Stimm,- Kontroll- und Widerspruchsrechte, die den Be-
stimmungen der §§ 164 und 166 des Handelsgesetzbuches 
entsprechen, sind die Kommanditisten Mitunternehmer der 
Gesellschaft.

Einkunftsart
Die Gesellschaft wird drei Biogasanlagen betreiben. Sie er-
zielt damit Erlöse aus Strom- und ggf. Wärmelieferungen und 
wird dadurch gewerblich tätig. Die Kommanditisten werden 
hierbei als Mitunternehmer behandelt. Daher werden die Ein-
künfte der Gesellschaft jeweils einzeln bei den Kommanditis-
ten versteuert.

Gewinnerzielungsabsicht
Die Anerkennung der steuerlichen Ergebnisse durch die Fi-
nanzverwaltung setzt eine Gewinnerzielungsabsicht sowohl 
auf Ebene der Gesellschaft als auch auf Ebene des einzelnen 
Kommanditisten voraus. Nach dem Urteil des Bundesfinanz-
hofes vom 12. Dezember 1995 ist eine Gewinnerzielungsab-
sicht definiert als das Streben nach Betriebsvermögensmeh-
rung in Form eines Totalgewinnes. Ein Totalgewinn liegt vor, 
wenn das steuerliche Ergebnis der Totalperiode positiv ist. 

Gewinnerzielungsabsicht
der Beteiligungsgesellschaft
Gemäß den Prognosen und unter den Voraussetzungen eines 
planmäßigen laufenden Betriebes wird die Beteiligungsgesell-
schaft einen steuerlichen Totalgewinn erzielen. Somit ist die 
Beteiligungsgesellschaft im Sinne der Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofes keine Verlustzuweisungsgesellschaft. 

Gewinnerzielungsabsicht des Kommanditisten
Da auf Ebene der Gesellschaft eine Gewinnerzielungsabsicht 
vorliegt, sollte auch auf Ebene des einzelnen Kommanditis-
ten von einer solchen Absicht ausgegangen werden. Für die 
Anerkennung der steuerlichen Verluste beim Kommanditisten 
sind die individuellen Sonderbetriebsausgaben und -einnah-
men zu berücksichtigen. So entstehen Sonderbetriebsaus-
gaben z. B. wenn der Kommanditist seine Kommanditeinlage 
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fremdfinanziert. Durch Geltendmachung der Zinsaufwendun-
gen für eine derartige Fremdfinanzierung oder etwaige ande-
re Sonderbetriebsausgaben könnte der zu erwartende steu-
erliche Totalgewinn beim Kommanditisten zu einem späteren 
Zeitpunkt entstehen oder vollständig aufgezehrt werden. Dies 
könnte dazu führen, dass die Finanzverwaltung die Gewinn-
erzielungsabsicht dieses Kommanditisten in Frage stellt und 
die steuerlichen Verluste nicht anerkennt. 

Sollte ein Kommanditist seine Anteile entgeltlich veräußern, 
ohne dass ein steuerlicher Totalgewinn erzielt wird, was ins-
besondere bei einer Veräußerung nach wenigen Jahren der 
Fall sein könnte, so lässt dies seitens der Finanzverwaltung 
die Vermutung zu, dass die Veräußerung von vornherein 
geplant oder beabsichtigt war. Damit könnte die Finanzver-
waltung die Gewinnerzielungsabsicht beim Kommanditisten 
verneinen und die steuerlichen Verluste wegen sogenannter 
„Liebhaberei“ nicht anerkennen. Veräußert ein Kommandi-
tist seine Anteile jedoch vollständig unentgeltlich (z. B. durch 
Schenkung) so kann davon ausgegangen werden, dass die 
Anerkennung der Gewinnerzielungsabsicht durch die Finanz-
verwaltung sowohl beim Kommanditisten als auch bei dessen 
Rechtsnachfolger nicht gefährdet ist. 

Insbesondere für den Fall jeglicher Fremdfinanzierung der 
Kommanditeinlage oder Veräußerungsabsicht der Beteiligung 

wird jedem Gesellschafter dringend empfohlen, das Bestehen 
seiner persönlichen Gewinnerzielungsabsicht sowie das Vor-
liegen und den Zeitpunkt des Eintrittes seines Totalgewinnes 
von seinem steuerlichen Berater ermitteln zu lassen.

Veräußerung des Kommanditanteils
Für den Fall der Veräußerung des Kommanditanteils, der Li-
quidation oder des Ausscheidens eines Gesellschafters kann 
bei dem einzelnen Kommanditisten ein Veräußerungs- bzw. 
Aufgabegewinn entstehen, welcher der Versteuerung un-
terliegt. Der Veräußerungsgewinn ergibt sich dabei aus der 
Differenz von Veräußerungserlös zum Kapitalkonto der Kom-
manditisten unter Abzug etwaiger Veräußerungskosten. Hat 
der Kommanditist im Zeitpunkt der Veräußerung ein negati-
ves Kapitalkonto und wird er von einer Ausgleichsverpflich-
tung freigestellt, gilt dieser negative Betrag als zusätzlicher 
Veräußerungserlös und erhöht somit den Veräußerungs- bzw. 
Aufgabegewinn. Gemäß § 34 EStG kann die Versteuerung 
nach der sogenannten Fünftelregelung oder mit 56 % des 
durchschnittlichen Steuersatzes (mindestens aber mit dem 
Eingangssteuersatz) des betreffenden Kommanditisten in Be-
tracht kommen. Die Inanspruchnahme des ermäßigten Steu-
ersatzes (= 56 % des durchschnittlichen Steuersatzes) wird 
neben anderen Voraussetzungen auf Antrag einmal im Leben 
und nur dann gewährt, wenn der Betroffene das 55. Lebens-
jahr vollendet hat oder dauernd berufsunfähig ist. 

Verteilung von Gewinn und Verlust
Die Kommanditisten sind zum Ende des jeweiligen Geschäfts-
jahres im Verhältnis ihrer festen Kapitalkonten am Vermögen, 
am Gewinn und am Verlust der Gesellschaft beteiligt. Die Er-
gebniszuteilung des Geschäftsjahres 2008 soll in der Weise 
erfolgen, dass alle Kommanditisten, die bis zum 31.12.2008 
beigetreten und ihrer Einzahlungsaufforderung nachgekom-
men sind, gleichmäßig und entsprechend ihren oben genann-
ten Beteiligungsquoten berücksichtigt werden (§ 14 Abs. 2 
Gesellschaftsvertrag).

Abschreibungen
Die wesentlichen Wirtschaftsgüter der Beteiligungsgesellschaft 
sind die Biogasanlagen, die Blockheizkraftwerke und die wei-
teren Baulichkeiten. Laut den allgemeinen AfA-Tabellen der 
Landwirtschaft und Tierzucht sind Biogasanlagen als bewegli-
che Wirtschaftsgüter erfasst. Gemäß § 7 Abs. 1 EStG müssen 
bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens in gleich-
bleibenden Jahresbeträgen (linear) über den Zeitraum ihrer be-
triebsgewöhnlichen Nutzungsdauer abgeschrieben werden. 

Beschränkung der Verlustverrechnung
aus Steuerstundungsmodellen § 15 b EStG
Mit Wirkung zum 11. November 2005 trat ein Gesetz zur Be-
schränkung der Verlustvorrechnung im Zusammenhang mit 
Steuerstundungsmodellen in Kraft. Aufgrund des § 15 b EStG 
können Verluste aus einem Steuerstundungsmodell weder mit 
Einkünften aus Gewerbebetrieb noch mit Einkünften aus an-
deren Einkunftsarten ausgeglichen werden; sie dürfen auch 
nicht nach § 10 d EStG abgezogen werden. Die Verluste kön-
nen jedoch mit Gewinnen aus derselben Einkunftsquelle vor- 
oder zurückgetragen werden. Ein Steuerstundungsmodell in 
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diesem Sinne liegt vor, wenn aufgrund einer modellhaften 
Gestaltung steuerliche Vorteile in Form negativer Einkünfte 
erzielt werden. Dies gilt jedoch nur, wenn das Verhältnis der 
Summe der prognostizierten Verluste in der Verlustphase zur 
Höhe des gezeichneten und nach dem Konzept auch aufzu-
bringenden Kapitals 10 % übersteigt. Auf Basis der Progno-
serechnung wird das Verhältnis der Summe der Verluste in 
der Verlustphase die 10 %-Grenze übersteigen. Eine Verrech-
nung der Verluste aus dieser Beteiligung mit anderen Einkünf-
ten ist damit nicht möglich.

Verluste bei beschränkter Haftung
nach § 15 a EStG / Entnahmen
Zu Informationszwecken sollen an dieser Stelle trotz der An-
wendung des § 15 b EStG noch einmal die Regelungen des 
§ 15 a EStG dargestellt werden. Die Haftung der Gesellschaf-
ter gegenüber Gläubigern der Gesellschaft ist ab Eintragung 
in das Handelsregister auf die nominale Höhe der Einlage 
beschränkt. Die geplanten Ausschüttungen entsprechen 
nicht den jeweiligen steuerlichen Ergebnissen der einzelnen 
Jahre, sie stellen grundsätzlich Entnahmen dar. Soweit durch 
Ausschüttung das Kapitalkonto des Gesellschafters unter 
die Haftsumme gemindert wird, lebt insoweit die persönliche 
Haftung des einzelnen Gesellschafters gemäß § 172 Abs. 4 
HGB auf. Dabei ist die so entstehende persönliche Haftung 
in ihrem Aufleben auf die Höhe der gezeichneten Komman-
diteinlage begrenzt. Nach § 15 a Abs. 1 EStG kann der einem 
Kommanditisten zuzurechnende Verlust nicht mit seinen posi-
tiven Einkünften ausgeglichen werden (abzugsfähige Verlust), 
soweit ein negatives Kapitalkonto entsteht oder sich erhöht. 
Es darf insoweit nicht nach § 10 d EStG abgezogen werden. 
Diese übersteigenden Verluste sind dann nur mit Gewinnen, 
die dem Kommanditisten später aus seiner Beteiligung zuflie-
ßen, zu verrechnen (verrechenbare Verluste).

Beschränkung der Verlustvor- und Verlustrück-
träge, Mindestbesteuerung nach § 10 d EStG
Gemäß § 10 d EStG können Steuerpflichtige, wenn nach Sal-
dierung sämtlicher Einkünfte ein Saldo von negativen Einkünf-
ten verbleibt, diese bis zu € 511.500 (bei zusammen veranlag-
ten Ehegatten bis zu € 1.023.000) in das vorangegangene Jahr 
zurücktragen. Für negative Einkünfte, die weder mit anderen 
positiven Einkünften verrechnet noch zurückgetragen werden 
können, besteht das Recht eines zeitlich unbeschränkten 
Vortrags. Verlustvorträge sind bis zu € 1.000.000 (bei Zu-
sammenveranlagung bei Ehegatten bis zu € 2.000.000) pro 
Jahr ohne Einschränkung mit anderen positiven Einkünften 
verrechenbar. Darüber hinausgehende Verlustvorträge kön-
nen maximal bis zu 60 % der dann verbleibenden positiven 
Einkünfte verrechnet werden. Es ist davon auszugehen, dass 
es sich im vorliegenden Fall um ein Steuerstundungsmodell 
gemäß § 15 b EStG handelt. Ein Verlustvortrag nach § 10 d 
EStG ist daher voraussichtlich nicht möglich. Die Emittentin 
empfiehlt jedem Gesellschafter, wegen steuerlicher Auswir-
kungen seinen steuerlichen Berater zu konsultieren.

Pauschale Gewerbesteueranrechnung nach § 35 EStG
§ 35 EStG enthält eine Regelung, nach der die gewerbe-
steuerliche Belastung durch eine Steuerermäßigung bei der 

Einkommensteuer beseitigt werden soll. Handelt es sich um 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb, wie dies bei der Beteiligung 
als Kommanditist an dieser Gesellschaft der Fall ist, ermäßigt 
sich die tarifliche Einkommensteuer. 

Gemäß der verabschiedeten Unternehmenssteuerreform 
2008 vermindert sich die tarifliche Einkommensteuer ab dem 
Wirtschaftsjahr 2008 um das 3,8-fache des festgesetzten an-
teiligen Gewerbesteuermessbetrages. Der jeweils zugrunde 
liegende Anteil eines Kommanditisten am Gewerbesteuer-
messbetrag richtet sich nach dem Anteil des Kommanditis-
ten am Gewinn der Gesellschaft. Maßgebend dafür ist der 
allgemein gültige Gewinnverteilungsschlüssel, der im Gesell-
schaftsvertrag geregelt ist (§ 14 Gesellschaftsvertrag). Erfor-
derlich ist, dass auf der Ebene des Kommanditisten auf die 
gewerblichen Einkünfte überhaupt Einkommensteuer entfällt. 
Zu einer vollständigen Entlastung von der anteiligen Gewer-
besteuer kommt es nur unter bestimmten Konstellationen aus 
Hebesatz und persönlichem Einkommensteuersatz. Auch 
wirken sich andere einkommensteuerliche Vergünstigungen 
wie zum Beispiel der horizontale Verlustausgleich, Sonder-
betriebsausgaben und andere Steuerermäßigungen, die § 35 
EStG im Range vorgehen, mindernd auf das Anrechnungspo-
tenzial aus. Da Anrechnungsüberhänge nicht erstattungsfähig 
sind und es unter gewissen Voraussetzungen zum vollstän-
digen Wegfall der Gewerbesteueranrechnung kommen kann, 
sollte jeder Anleger mit seinem steuerlichen Berater klären, 
ob eine Gewerbesteueranrechnung nach § 35 EStG zum Tra-
gen kommt.

Sonderbetriebsausgaben
Sonderbetriebsausgaben (z. B. Schuldzinsen zur Anteilsfi-
nanzierung) der Kommanditisten können nur im Rahmen der 
Steuererklärung der Gesellschaft geltend gemacht werden. 
Daher haben die Kommanditisten gemäß den Bestimmungen 
des Gesellschaftsvertrages (§ 12 Abs. 3 Gesellschaftsvertrag) 
die Möglichkeit, eine Aufstellung über die ihnen entstandenen 
Kosten für das vorangegangene Jahr unter Beifügung der 
Orginalbelege bis zum 15. März des Folgejahres der Gesell-
schaft zuzuleiten. Nach diesem Termin können die Sonder-
betriebsausgaben nur noch im Rahmen der Einspruchsfris-
ten bzw. über Änderungsanträge bei Steuerbescheiden unter 
dem Vorbehalt der Nachprüfung nach § 164 Abgabenordnung 
berücksichtigt werden. 

Zinsabschlagssteuer
Erzielt die Gesellschaft Zinserträge (z. B. Verzinsung von Li-
quiditätsreserven), so werden diese mit 30 % Zinsabschlag be-
steuert. Auf diesen Betrag ist noch der Solidaritätszuschlag von 
derzeit 5,5 % aufzurechnen. Damit werden 31,65 % der Zins-
erträge vorab an das Finanzamt abgeführt. Dieser Betrag fließt 
der Gesellschaft nicht zu. Die abgeführte Zinsabschlagsteuer 
und der dazugehörige Solidaritätszuschlag werden beim einzel-
nen Kommanditisten auf die spätere persönliche Einkommen-
steuerschuld bzw. den geschuldeten Solidaritätszuschlag über 
die einheitliche und gesonderte Feststellung angerechnet.

Reichensteuer
Im Rahmen der Unternehmenssteuerreform 2008 wurde be-
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schlossen, dass Steuerpflichtige, deren zu versteuerndes 
Einkommen mindestens € 250.000 für Ledige und € 500.000 
für Verheiratete beträgt, einen um drei Prozent erhöhten Spit-
zensteuersatz von 45 % zahlen müssen. Der erhöhte Einkom-
mensteuersatz gilt für jeden über die Einkommensgrenzen 
von € 250.000 bzw. € 500.000 hinaus verdienten Euro. 

Erbschaft- und Schenkungsteuer
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) veröffentlichte am 
31. Januar 2007 seinen Beschluß vom 7. November 2006. 
Das Urteil beschäftigt sich mit der Frage, ob die Bewertungen 
und Strukturen des derzeitigen Erbschaft- und Schenkung-
steuerrechts mit dem Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 
1 GG vereinbar sind. Wie Experten bereits vermutet hatten, 
verwirft das BVerfG die derzeitigen Bewertungsansätze des 
Erbschaftsteuerrechts und fordert den Gesetzgeber auf, bis 
spätestens 31. Dezember 2008 eine grundgesetzkonforme 
Neuregelung zu schaffen. In der Summe bedeuten die Vor-
gaben des BVerfG eine umfassende Neuregelung. Mit dem 
grundsätzlichen Ansatz der gemeinen Werte geht eine erheb-
liche Erhöhung der erbschaftsteuerlichen Bemessungsgrund-
lagen einher. Folglich müsste der Gesetzgeber im Rahmen 
der Freibetragsregelungen und der Steuersätze diese Mehr-
belastungen kompensieren. Es ist aber nicht ausgeschlossen, 
dass die Mehrbelastungen so verteilt werden, dass aus Sicht 
des Gesetzgebers begünstigtes Vermögen geschont und nicht 
begünstigtes künftig einer höheren Belastung unterliegt. Die-
se Regelung zur Begünstigung von Vermögen sieht der Ge-
setzgeber derzeit in der anstehenden Erbschaftsteuerreform 
ohnehin vor. Da die Veränderungen bei der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer derzeit noch nicht abschließend feststehen, 

wird jedem Anleger empfohlen, sich zu den Sachverhalten bei 
Fachleuten der steuerberatenden Berufe beraten zu lassen.

Steuerliche Vorbehalte
Die Darstellung der steuerlichen Grundlagen beruht auf der 
aktuellen Rechtslage unter Berücksichtigung der derzeit gel-
tenden Steuergesetze einschließlich der Unternehmensteuer-
reform 2008 sowie der Auffassung der Finanzverwaltung und 
der Rechtsprechung zum Zeitpunkt der Prospektherausgabe. 

Zukünftige Änderungen der Gesetze, ihrer Auslegung durch 
Gerichte und Finanzverwaltung sowie Änderungen der Ver-
waltungsauffassungen können abweichende Auswirkungen 
auf die dargestellten steuerlichen Grundlagen entfalten. 

Die vorstehenden Ausführungen enthalten die wesentlichen 
Grundlagen der steuerlichen Konzeption der Vermögensan-
lage. Sie erfolgen nach bestem Wissen und Gewissen und 
erheben nicht den Anspruch auf Vollständigkeit. Im Übrigen 
verweisen wir auf die entsprechende Rubrik bei der Darstel-
lung der „Risiken“ auf Seite 10 ff. Eine Haftung für die von 
der Gesellschaft und den Anlegern erstrebte steuerliche Be-
handlung kann daher nicht übernommen werden. Letztlich 
sollten aber nicht die steuerlichen Folgen für das angestrebte 
Investment ausschlaggebend sein, sondern die langfristigen 
wirtschaftlichen Erfolgsaussichten des Anlagekonzepts.

Empfehlung
Wir empfehlen jedem Interessenten, sich über unsere Infor-
mationen hinaus zu steuerlichen Fragen der Beteiligung bei 
Fachleuten der steuerberatenden Berufe zu informieren. 
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§ 2 Abs. 1 S. 5 VermVerkProspV Der Verkaufsprospekt ist weder ganz noch teilweise in einer anderen in Finanzkrei-
sen gebräuchlichen Sprache abgefasst.

§ 2 Abs. 5 VermVerkProspV Vorgeschriebene Angaben sind dem nach § 10 Abs. 1 in den Verkaufsprospekt 
aufgenommenem Jahresabschluss nicht unmittelbar zu entnehmen.

§ 3 HS. 1 VermVerkProspV Die Top 3 Biogas GmbH & Co. KG übernimmt die Verantwortung für diesen Pros-
pekt. Natürliche Personen, die diese Verantwortung übernehmen, existieren nicht. 

§ 4 S. 1 Nr. 2 VermVerkProspV Der Anbieter übernimmt für den Anleger in keiner Weise die Zahlung von Steuern
(Vgl. Steuerliche Grundlagen Seite 73)

§ 4 S. 1 Nr. 8 VermVerkProspV Das Angebot erfolgt nicht in unterschiedlichen Staaten mit bestimmten Teilbeträgen. 

§ 4 S. 1 Nr. 12 VermVerkProspV Provisionen, insbesondere Vermittlungsprovisionen oder vergleichbare Vergütun-
gen, werden nicht geleistet.

§ 4 S. 2 Var. 2 VermVerkProspV Bei den angebotenen Anteilen handelt es sich nicht um ein Treuhandvermögen im 
Sinne des § 8 f Abs. 1 S. 1 Verkaufsprospektgesetz

§ 5 Nr. 2 VermVerkProspV Die Emittentin ist nicht nur für eine bestimmte Zeit gegründet worden, § 4 Abs. 2 
Gesellschaftsvertrag. 

§ 5 Nr. 3 VermVerkProspV Es existieren nachfolgende von den gesetzlichen Bestimmungen abweichende Re-
gelungen des Gesellschaftsvertrages der Top 3 Biogas GmbH & Co. KG:

§ 5 GV: regelt die Beteiligung der Gesellschafter abweichend von § 706 BGB1.	
§ 8 Abs. 1 GV: weicht von den gesetzlichen Regelungen der Vertetungsbefug-2.	
nis in §§ 114, 164 HGB ab.
§ 8 Abs. 2 GV: Die Geschäftsführung ist abweichend von § 116 Abs. 2 HGB 3.	
berechtigt, auch Geschäfte, die über den gewöhnlichen Bereich des Handels-
gewerbes der Gesellschaft hinausgehen, abzuschließen, wenn diese im Inves-
titions- und Finanzierungsplan vorgesehen sind. 
Der Umfang des Stimmrechts in der Gesellschafterversammlung ( 9 Abs. 3 4.	
GV ) ist abweichend von § 119 Abs. 2 HGB vom finanziellen Umfang der Betei-
ligung abhängig.
Vom Einstimmigkeitserfordernis in der Gesellschafterversammlung (§ 119 Abs. 1 5.	
HGB ) weicht § 9 Abs. 4 GV ab, indem es Abstimmungen mit Mehrheit zulässt. 
Die Regelungen über die Abhaltung von Gesellschaftsversammlungen in § 11 6.	
GV weichen von der gesetzlichen Regelung nach § 119 HGB ab.
Die Regelungen über die Verbuchung von Gewinnen und Verlusten über mehrere 7.	
Kapitalkonten in § 13 GV und die Regelungen in §§ 14, 15 GV regeln die Gewinn- 
und Verlustverteilung sowie die Entnahmerechte der Gesellschafter abweichend 
von der gesetzlichen Regelung nach §§ 120, 121, 122, 168, 169 HGB.
Bezüglich der Liquidation der Gesellschaft trifft § 21 GV abweichende Regelun-8.	
gen zu § 131 HGB. 
§ 18 GV weicht von den gesetzlichen Todesfallregelungen in §§ 131 Abs. 3, 139 9.	
HGB ab.
§ 4 Abs. 3 GV weicht von der gesetzlichen Regelung eines jederzeitigen Kün-10.	
digungsrechts ab.
§ 17 GV weicht von den gesetzlichen Regelung über die Verfügung über Betei-11.	
ligungsrechte in § 717 BGB ab. 
§ 19 GV weicht von den gesetzlichen Regelungen über das Ausscheiden von 12.	
Gesellschaftern in besonderen Fällen nach § 140 HGB ab.
§ 20 GV weicht von den gesetzlichen Regelungen über die Abfindung bei Aus-13.	
scheiden eines Gesellschafters in § 738 BGB ab.
§ 22 Abs. 1 GV weicht von den Haftungsregelungen in §§ 713, 664 ff BGB ab.14.	
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§ 5 Nr. 3 VermVerkProspV
Fortsetzung

Es existieren nachfolgende von den gesetzlichen Bestimmungen abweichende Re-
gelungen des Gesellschaftsvertrages der Komplementärin 
UDI Wind Sonne Biomasse GmbH:

§ 7 ( Verfügung über Geschäftsanteile ): Die Beschränkungen und das Vorkaufs-1.	
recht weichen zulässigerweise von § 15 Abs. 1 GmbHG ab.§ 8 Abs. 1 GV: weicht 
von den gesetzlichen Regelungen der Vertetungsbefugnis in §§ 114, 164 HGB ab.
§ 8 ( Einziehung von Geschäftsanteilen ): Die Regelungen über die Einziehung 2.	
von Geschäftsanteilen weicht zulässigerweise von § 15 Abs. 1 GmbHG ab ( vgl. 
§ 34 Abs. 1 GmbHG ).“

§ 6 S. 1 Nr. 2 VermVerkProspV In Bezug auf die Emittentin wurden bisher weder Wertpapiere noch Vermögensan-
lagen im Sinne des § 8 f Abs. 1 VerkProspG ausgegeben. 

§ 6 Satz 2 VermVerkProspV Die Emittentin ist weder eine Aktiengesellschaft noch eine Kommanditgesellschaft 
auf Aktien.

§ 6 Satz 3 VermVerkProspV Da die Emittentin keine Aktiengesellschaft oder eine KG auf Aktien ist, sind die Be-
dingen oder das Verfahren für Umtausch oder Bezug nicht zu nennen.

§ 7 Abs. 1 Satz 2 VermVerkPro-
spV

Verminderte Prospektanforderungen nach  § 7 Abs. 1 S. 2 VermVerkProspV komment 
hier nicht in Betracht, weil die Emittentinvor weniger als fünf Jahren gegründet wurde.

§ 7 Abs. 1 Nr. 2 VermVerkProspV Die Emittentin wurde vor weniger als fünf Jahren gegründet.

§ 7 Abs. 2 Nr. 2 VermVerkProspV Unmittelbare oder mittelbare Beteiligungen der Gründungsgesellschafter an Unter-
nehmen, die der Emittentin Fremdkapital zur Verfügung stellen bestehen nicht.

§ 7 Abs. 2 Nr. 3 VermVerkProspV Unmittelbare oder mittelbare Beteiligungen der Gründungsgesellschafter an Un-
ternehmen, die im Zusammenhang mit der Herstellung des Anlageobjekts nich nur 
geringfügige Leistungen erbringen, bestehen nicht.

§ 8 Abs. 1 Nr. 2 VermVerkProspV Es besteht keine Abhängigkeit der Emittentin von Patenten, Lizenzen, Verträgen 
oder neuen Herstellungsverfahren, die von wesentlicher Bedeutung für die Ge-
schäftstätigkeit oder Ertragslage sind.

§ 8 Abs. 1 Nr. 3 VermVerkProspV Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung bestehen keine Gerichts- oder Schiedsver-
fahren, die einen wesentlichen Einfluss auf die wirtschaftliche Lage der Emittentin 
haben können.

§ 8 Abs. 1 Nr. 4 VermVerkProspV Wichtige laufende Investitionen außer der Finanzanlage bestehen nicht.

§ 8 Abs. 2 VermVerkProspV Zum Zeitpunkt der Prospektaufstellung ist die Tätigkeit der Emittentin nicht durch 
außergewöhnliche Ereignisse beeinflusst.

§ 9 Abs. 1 VermVerkProspV Die Nettoeinnahmen werden zu keinen sonstigen Zwecken im Sinne des § 9 Abs. 
1 VermVerkProspV genutzt. Sie werden ausschließlich für die Realisierung der An-
lageziele genutzt.

§ 9 Abs. 2 Nr. 2 VermVerkProspV Personen, die für den Inhalt des Verkaufsprospekts die Verantwortung überneh-
men (§ 3 VermVerkProspV), den Gründungsgesellschaftern des Emittenten (§ 7 
VermVerkProspV) und den Mitgliedern der Geschäftsführung des Emittenten sowie 
dem Mittelverwendungskontrolleur (§ 12 VermVerkProspV) stand oder steht keiner-
lei Eigentum am Anlageobjekt oder wesentlichen Teilen desselben zu. Denselben 
Personen steht auch aus anderen Gründen keine dingliche Berechtigung am An-
lageobjekt zu.

§ 9 Abs. 2 Nr. 3 VermVerkProspV Es besteht keine erhebliche dingliche Belastung des Anlageobjekts. 
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§ 9 Abs. 2 Nr. 4 VermVerkProspV Rechtliche Beschränkungen der Verwendungsmöglichkeiten des Anlageobjekts, 
insbesondere im Hinblick auf das Anlageziel, bestehen nicht.

§ 9 Abs. 2 Nr. 4 VermVerkProspV Tatsächliche Beschränkungen der Verwendungsmöglichkeiten des Anlageobjekts, 
insbesondere im Hinblick auf das Anlageziel, bestehen nicht.

§ 9 Abs. 2 Nr. 8 Verm-erkProspV Die nach §§ 3, 7 oder 12 VermVerkProspV zu nennenden Personen erbringen kei-
nerlei Leistungen oder Lieferungen nicht nur geringfügiger Art.

§ 10 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 VermVerk-
ProspV

Da die Emittentin nicht zur Aufstellung eines geprüften Jahresabschlusses und La-
geberichts verpflichtet ist und zudem vor weniger als 18 Monaten gegründet wurde, 
richten sich die Prospektanforderungen nach § 15 VermVerkProspV.

§ 10 Abs. 1 S. 1 Nr. 2a und 2b
VermVerkProsp

Da die Emittentin nicht zur Aufstellung eines geprüften Jahresabschlusses und La-
geberichts verpflichtet ist und zudem vor weniger als 18 Monaten gegründet wurde, 
richten sich die Prospektanforderungen nach § 15 VermVerkProspV.

§ 10 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 
VermVerkProsp

Eine zwischenzeitlich veröffentlichte Zwischenübersicht wurde nicht erstellt.

§ 10 Abs. 2 S. 1 Hs. 1
VermVerkProspV

Die Emittentin ist zur Aufstellung eines Konzernabschlusses nicht verpflichtet. 

§ 10 Abs. 3 VermVerkProspV Da die Emittentin nicht zur Aufstellung eines geprüften Jahresabschlusses und La-
geberichts verpflichtet ist und zudem vor weniger als 18 Monaten gegründet wurde, 
richten sich die Prospektanforderungen nach § 15 VermVerkProspV.

§ 12 Abs. 1 Nr. 1 VermVerkProspV Die Emittentin besitzt keinen Vorstand, kein Aufsichtsgremium und keinen Beirat.

§ 12 Abs. 1 Nr. 2 VermVerkProspV Den Mitgliedern der Geschäftsführung der Emittentin oder sonstigen Personen 
wurden insgesamt für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr keine Gesamtbe-
züge, insbesondere Gehälter, Gewinnbeteiligungen, Aufwandsentschädigungen, 
Versicherungsentgelte, Provisionen und Nebenleistungen jeder Art gewährt.

§ 12 Abs. 2 Nr. 2 VermVerkProspV Mitglieder der Geschäftsführung sind nicht für das Unternehmen tätig, das der 
Emittentin Fremdkapital zur Verfügung stellt.

§ 12 Abs. 2 Nr 3 VermVerkProspV Mitglieder der Geschäftsführung sind nicht für Unternehmen tätig, die im Zusam-
menhang mit der Herstellung des Anlageobjekts nicht nur geringfügige Lieferungen 
oder Leistungen erbringen.

§ 12 Abs. 4 i. V. m. § 12 Abs. 1 und 
Abs. 2 VermVerkProspV

Personen, die nicht in den Kreis der nach dieser Verordnung angabepflichtigen 
Personen gehören, die aber die Herausgabe oder den Inhalt des Prospektes oder 
die Angaben oder den Inhalt des Angebots der Vermögensanlage wesentlich be-
einflusst haben, existieren nicht,

§ 13 HS. 1 VermVerkProspV Da die Emittentin nicht zur Aufstellung eines geprüften Jahresabschlusses und La-
geberichts verpflichtet ist und zudem vor weniger als 18 Monaten gegründet wurde, 
richten sich die Prospektanforderungen nach § 15 VermVerkProspV.

§ 14 VermVerkProspV Für die angebotene Vermögensanlage hat keine juristische Person oder Ge- 
sellschaft eine Gewährleistung für ihre Verzinsung oder ihre Rückzahlung über-
nommen.



Gesellschaf tsver trag

85

Gesellschaf tsver trag
§ 1 Firma und Sitz
(1) Die Firma der Kommanditgesellschaft (KG) 
lautet  „Top 3 Biogas GmbH & Co. KG“. 

(2) Sitz der Gesellschaft ist Kellerweg 12, 91154 
Roth.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens
(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Er-
werb und Betrieb von drei Biogasproduktions-
stätten sowie die Produktion und der Verkauf von 
aus Biogas gewonnenem Strom und Wärme. 

(2) Die Gesellschaft ist befugt, gleichartige oder 
ähnliche Unternehmen zu erwerben, sich an sol-
chen zu beteiligen, deren Vertretung zu überneh-
men, Zweigniederlassungen im In- und Ausland 
zu errichten, sowie alle Geschäfte zu betreiben, 
die geeignet sind, die Unternehmungen der Ge-
sellschaft zu fördern. Die Gesellschaft kann die 
zur Erreichung ihres Zwecks erforderlichen oder 
zweckmäßigen Handlungen selbst vornehmen 
oder durch Dritte vornehmen lassen.

§ 3 Geschäftsjahr
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 4 Beginn, Dauer, Kündigung
(1) Die Gesellschaft beginnt am 10.08.2007 
(2) Ihre Dauer ist nicht begrenzt.
(3) Die Gesellschafter können ihr Gesellschafts-
verhältnis mit einer Frist von sechs Monaten zum 
Ende eines Geschäftsjahres, erstmals jedoch 
zum 31.12.2025 sowie zum Ende jedes nachfol-
genden Geschäftsjahres, durch ein an die per-
sönlich haftende Gesellschafterin gerichtetes 
Einschreiben kündigen. Für die Rechtzeitigkeit 
der Kündigung kommt es auf den Zugang bei der 
persönlich haftenden Gesellschafterin an. Die 
Kündigung eines Gesellschafters hat nicht die 
Auflösung der Gesellschaft zur Folge, sondern 
führt lediglich mit Wirksamwerden der Kündigung 
zum Ausscheiden des kündigenden Gesellschaf-
ters aus der Gesellschaft.

§ 5 Kommanditkapital,
Gesellschafter, Kapitalanteile
(1) Persönlich haftende Gesellschafterin ist die 
UDI Sonne Wind und Biomasse GmbH.
(2) Sie ist nicht verpflichtet, aber berechtigt, eine 
Kapitaleinlage zu leisten. Leistet sie keine Ka-
pitaleinlage, ist sie nicht am Vermögen und am 
Ergebnis der Gesellschaft beteiligt.

(3) Gründungskommanditisten sind Georg Hetz, 
Roth, und Dietmar Hoffmann, Pyrbaum-Seligen-
porten, mit Kommanditeinlagen von jeweils € 
500,-.

(4) Das Kommanditkapital der Gesellschaft soll 
auf € 3.000.000,- durch Aufnahme weiterer 
Gesellschafter erhöht werden. Die persönlich 
haftende Gesellschafterin ist zur Annahme der 
Beitrittserklärungen namens aller Gesellschafter 
unter Befreiung von den Beschränkungen des 
§181 BGB bevollmächtigt. Die Kommanditeinla-
ge der beitretenden Kommanditisten beträgt min-
destens € 5.000,- und muss durch 2.500 ohne 
Rest teilbar sein. Das Kommanditkapital haben 
die Kommanditisten grundsätzlich in voller Höhe 
einzuzahlen.

(5) Die beitretenden Kommanditisten zeichnen 
grundsätzlich eine Einlage, die aus einer Kapi-
taleinlage und einem Agio (Aufgeld) in Höhe von 
5 % der Kapitaleinlage besteht. 

(6) Die Kapitaleinlage inklusive Agio wird zwei 
Wochen nach Annahme der Beitrittserklärung 
fällig. Einzahlungen erfolgen durch Banküber-
weisung auf das  Bankkonto der Gesellschaft.

(7) Verspätet geleistete Einlagen sind mit 12 % p. 
a. zu verzinsen, einer Mahnung bedarf es dafür 
nicht. Die Geltendmachung weiterer Schadens-
ersatzansprüche durch die Gesellschaft bleibt 
davon unberührt.

(8) Im Außenverhältnis wird die Beteiligung ei-
nes weiteren Kommanditisten erst mit seiner 
Eintragung ins Handelsregister wirksam. Bis 
dahin wird seine Beteiligung als atypisch stille 
Gesellschaftsbeteiligung in Höhe seiner Einlage 

behandelt, die sich nach den Vorschriften dieses 
Gesellschaftsvertrages richtet. Der Kommandi-
tist haftet den Gläubigern der Gesellschaft bis 
zur Eintragung in das Handelsregister in Höhe 
seiner Einlage.

(9) Die Kommanditisten sind verpflichtet, der 
persönlich haftenden Gesellschafterin in notari-
ell beglaubigter Form eine Registervollmacht zu 
erteilen. Das entsprechende Formular wird dem 
beitretenden Kommanditisten mit der Annahme-
bestätigung zugesandt.

(10) Sobald die Kommanditeinlage voll geleistet 
ist, sind die Gesellschafter nicht zum Nachschuss 
verpflichtet. Eine Nachschussverpflichtung über 
die gesetzlichen Bestimmungen hinaus kann 
ohne Zustimmung aller Gesellschafter auch nicht 
durch einen den Gesellschaftsvertrag ändernden 
Beschluss begründet werden.

(11) Die Gesellschafter unterliegen keinem Wett-
bewerbsverbot.

§ 6 Zeichnungsfrist
Das öffentliche Angebot der Kommanditanteile 
beginnt in Anlehnung an § 9 Abs. 1 Wertpapier-
Verkaufsprospektgesetz einen Werktag nach 
Veröffentlichung des Verkaufsprospektes und 
endet mit der Vollplatzierung. Es besteht die 
Möglichkeit, die Zeichnung vorzeitig zu schließen 
oder Zeichnungen, Anteile oder Beteiligungen zu 
kürzen. 

§ 7 Investitions- und Finanzierungsplan /
Mittelverwendungskontrolle
(1) Die Investitionen der Gesellschaft richten sich 
nach dem Investitions- und Finanzierungsplan.

(2) Während der Investitionsphase wird ein un-
abhängiger Mittelverwendungskontrolleur die 
zweckgerechte Verwendung der Kommanditein-
lagen sicherstellen.

§ 8 Geschäftsführung und Vertretung
(1) Zur Geschäftsführung und Vertretung der 
Gesellschaft ist die persönlich haftende Gesell-
schafterin berechtigt und verpflichtet. Daneben 
sind die Kommanditisten Herr Georg Hetz und 
Herr Dietmar Hoffmann einzeln geschäftsfüh-
rungsbefugt. Die Geschäftsführer bzw. deren Or-
gane sind für alle Rechtsgeschäfte zwischen ihr 
und der Gesellschaft sowie den Kommanditisten 
von den Beschränkungen des §181 BGB befreit.

(2) Die Geschäftsführung ist berechtigt, im Rah-
men des prospektierten Investitions- und Finan-
zierungsplans sämtliche für die Projektierung, 
den Bau und den Betrieb des Investitionsvor-
habens der Gesellschaft und dessen Finanzie-
rung erforderlichen Verträge abzuschließen und 
durchzuführen. Sie ist berechtigt, die Geschäfte 
der Gesellschaft ganz oder teilweise von Dritten 
besorgen zu lassen und die dazu erforderlichen 
Vollmachten zu erteilen.

(3) Die Geschäftsführung bedarf zu Rechtshand-
lungen und Maßnahmen außerhalb des Inves-
titions- und Finanzierungsplans, die nach Art, 
Umfang oder Risiko über den gewöhnlichen Ge-
schäftsbetrieb der Gesellschaft in erheblichem 
Maße hinausgehen und für die Gesellschaft von 
besonderer Bedeutung sind, der vorherigen Zu-
stimmung der Gesellschafterversammlung. Das 
gilt insbesondere für: 

Veräußerung oder Verpachtung des Unter-a)	
nehmens der Gesellschaft oder wesentlicher 
Teile davon;
wesentliche Änderung der gemäß Abs. 2 ge-b)	
schlossenen Verträge;
jede Änderung des prospektierten Investiti-c)	
onsplans der Gesellschaft um mehr als 10 % 
des Investitionsvolumens im Einzelfall;
die Aufnahme von Krediten, die im prospek-d)	
tierten Finanzierungsplan der Gesellschaft 
nicht vorgesehen sind und im Einzelfall mehr 
als € 200.000,- betragen.

(4) Die persönlich haftende Gesellschafterin er-
hält für die Übernahme der persönlichen Haftung 
eine ergebnisunabhängige Haftungstantieme 
von € 5.000,- pro Jahr, beginnend mit der Inbe-
triebnahme der Anlage. Zusätzlich werden der 

persönlich haftenden Gesellschafterin ihre Auf-
wendungen erstattet. 

§ 9 Gesellschafterbeschlüsse
(1) Die Gesellschafter fassen ihre Beschlüsse in 
den ersten drei Jahren in der Gesellschafterver-
sammlung, danach ist ein schriftliches Umlauf-
verfahren vorgesehen. Die Gesellschafter fassen 
ihre Beschlüsse weiter in der Gesellschafterver-
sammlung, wenn dies nach Auffassung der per-
sönlich haftenden Gesellschafterin im Interesse 
der Gesellschaft liegt oder Kommanditisten, die 
mindestens 20 % des Kommanditkapitals halten, 
dies schriftlich unter Angabe der Tagesordnung 
verlangen. Die Regelungen des § 9 gelten so-
wohl für das schriftliche Umlaufverfahren (§ 10) 
als auch für die Gesellschafterversammlung (§ 
11).

(2) Die Gesellschafter beschließen nach Maßga-
be dieses Vertrages über alle Angelegenheiten 
der Gesellschaft. Sie beschließen insbesondere 
über:

a)	 die Feststellung des Jahresabschlusses;
b)	 die Entlastung der persönlich haftenden Ge-

sellschafterin;
c)	 Maßnahmen der Geschäftsführung gemäß § 

8 Abs. 3;
d)	 die Verwendung des Jahresergebnisses und 

Entnahmen/Liquiditätsausschüttungen;
e)	 den Ausschluss eines Gesellschafters ge-

mäß
	 § 19 Abs. 3;
f)	 die Änderungen des Gesellschaftsvertrages;
g)	 die Auflösung der Gesellschaft.

(3) Die Gesellschafter haben je € 2.500,- ihrer 
Kommanditeinlage eine Stimme. Die persönlich 
haftende Gesellschafterin hat - ohne Leistung 
einer Kapitaleinlage - 300 Stimmen. Darüber hi-
naus richtet sich die Anzahl ihrer Stimmen nach 
Satz 1. Kommanditisten, die ihr Gesellschafts-
verhältnis gekündigt haben, besitzen kein Stimm-
recht mehr.

(4) Die Gesellschafterversammlung fasst ihre 
Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgege-
benen Stimmen, sofern dem nicht zwingende 
gesetzliche Regelungen entgegenstehen oder 
dieser Gesellschaftsvertrag andere Mehrheits-
erfordernisse vorsieht. Änderungen des Ge-
sellschaftsvertrages bedürfen einer Dreiviertel-
mehrheit. Stimmenthaltungen gelten als nicht 
abgegebene Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
gilt ein Antrag als abgelehnt.

(5) Fehlerhafte Beschlüsse der Gesellschafter 
können nur innerhalb eines Monats nach der Be-
schlussfassung durch Klage gegen alle Gesell-
schafter angefochten werden.

§ 10 Schriftliches Umlaufverfahren
(1) Die Beschlüsse im schriftlichen Umlaufver-
fahren sind von der persönlich haftenden Gesell-
schafterin herbeizuführen. Jeder Gesellschafter 
ist berechtigt, bis zum 28. Februar einen Antrag 
auf Beschlussfassung über einen bestimmten 
Beschlussgegenstand schriftlich bei der per-
sönlich haftenden Gesellschafterin zu stellen. 
Die persönlich haftende Gesellschafterin ist 
verpflichtet, diesen Beschlussgegenstand als 
Abstimmungspunkt in die Aufforderung zur Be-
schlussfassung aufzunehmen.
(2) Die persönlich haftende Gesellschafterin 
bestimmt den Abgabetermin, der mit Ausnahme 
von § 10 Abs. 6 mindestens vier Wochen nach 
Absendung der Beschlussfassungsunterlagen 
an die Gesellschafter liegen muss. 

(3) Für die Beschlussfassung im schriftlichen 
Umlaufverfahren sind die Kommanditisten 
schriftlich mittels einfachen Briefes, per Telefax 
oder E-Mail unter Mitteilung sämtlicher Abstim-
mungspunkte, der Mitteilung des Verfahrens, der 
Mitteilung des letzten Abstimmungstages und 
der Zahl der Stimmen des Gesellschafters zur 
Stimmabgabe aufzufordern.

(4) Die Versendung der Beschlussfassungsun-
terlagen ist ordnungsgemäß erfolgt, wenn sie an 
die der Gesellschaft zuletzt genannte Adresse, 
Faxnummer oder E-Mail-Adresse des Gesell-
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schafters gerichtet wurde. Ist der Aufenthalt ei-
nes Gesellschafters unbekannt oder können ihm 
aus anderen Gründen die Beschlussfassungs-
unterlagen nicht zugestellt werden, so ruht sein 
Stimmrecht bis zur Beseitigung dieses Zustan-
des. 

(5) Die persönlich haftende Gesellschafterin ist 
zur Annahme der Stimmabgaben berechtigt. 

(6) Die Stimmabgabe hat innerhalb kürzerer Zeit 
zu erfolgen, wenn dies nach Auffassung der per-
sönlich haftenden Gesellschafterin im Interesse 
der Gesellschaft liegt. In diesem Fall hat die Auf-
forderung zur Stimmabgabe mittels eingeschrie-
benem Brief zu erfolgen. Die Frist zur Stimmab-
gabe muss in diesem Fall mindestens 17 Tage 
ab Postabgabedatum betragen. Eine nicht frist-
gerechte Stimmabgabe gilt als Stimmenthaltung. 
Eine Stimmenthaltung gilt als nicht abgegebene 
Stimme. 

(7) Die Beschlüsse im Umlaufverfahren sind mit 
Eingang der erforderlichen Mehrheit gemäß § 9 
Abs. 4 bei der persönlich haftenden Gesellschaf-
terin mit Ablauf des letzten Abstimmungstages 
wirksam gefasst. Für die Wahrung der Frist ist 
der Zugang maßgebend. 

(8) Die Ergebnisse einer schriftlichen Abstim-
mung werden von der persönlich haftenden Ge-
sellschafterin festgestellt, schriftlich festgehalten 
und den Kommanditisten durch Übersendung ei-
ner einfachen Ablichtung der schriftlichen Fest-
stellung mitgeteilt.

(9) Ein Beschluss im Umlaufverfahren bedarf 
neben der erforderlichen Mehrheit einer Stimm-
abgabe von Gesellschaftern, die zusammen min-
destens 50 % des Kommanditkapitals halten. Die 
Ergebnisse einer schriftlichen Abstimmung wer-
den von der persönlich haftenden Gesellschaf-
terin festgestellt, schriftlich festgehalten und den 
Kommanditisten durch Übersendung einer Ab-
lichtung der schriftlichen Feststellung mitgeteilt. 

(10) Ab dem dritten Jahr soll einmal im Jahr bis 
spätestens zum 30.September eine schriftliche 
Beschlussfassung erfolgen, die insbesondere 
die Genehmigung des geprüften Jahresab-
schlusses, die Entlastung der persönlich haften-
den Gesellschafterin und die Ausschüttungen 
gemäß § 14 und § 15 zum Gegenstand hat. Der 
Aufforderung zur Stimmabgabe muss in diesem 
Fall der Jahresabschluss und der Geschäftsbe-
richt der Gesellschaft beigefügt sein.

§ 11 Gesellschafterversammlung
(1) Gesellschafterversammlungen werden von 
der persönlich haftenden Gesellschafterin mit 
einer Frist von mindestens vier Wochen unter 
Angabe der Tagesordnung schriftlich einberufen. 
Die Einladung hat an die der Gesellschaft zuletzt 
bekannt gegebene Anschrift des Gesellschafters 
mittels einfachen Briefes zu erfolgen, der mit Auf-
gabe zur Post als zugegangen gilt. 

(2) Eine Gesellschafterversammlung ist be-
schlussfähig, wenn alle Gesellschafter ordnungs-
gemäß geladen wurden und die anwesenden 
oder vertretenen Gesellschafter zusammen über 
mindestens 50 % der vorhandenen Stimmen ver-
fügen. Ist eine Gesellschafterversammlung nicht 
beschlussfähig, so ist gemäß Absatz 1 unver-
züglich eine weitere Gesellschafterversammlung 
mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen, die 
ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden 
oder vertretenen Stimmen beschlussfähig ist. 
Hierauf ist in der Einladung zu der Gesellschaf-
terversammlung hinzuweisen.

(3) Die Gesellschafterversammlung wird von 
der persönlich haftenden Gesellschafterin oder 
durch einen von dieser benannten Vertreter ge-
leitet.

(4) Eine ordentliche Gesellschafterversammlung, 
in der insbesondere über die Genehmigung des 
Jahresabschlusses, die Entlastung der persön-
lich haftenden Gesellschafterin und über Aus-
schüttungen gemäß § 14 und § 15 zu beschließen 
ist, soll einmal im Jahr bis zum 30. September 
stattfinden. Davor ist den Kommanditisten der 

Jahresabschluss und der Geschäftsbericht der 
Gesellschaft zuzusenden.

(5) Eine außerordentliche Gesellschafterver-
sammlung ist einzuberufen, wenn dies nach 
Auffassung der persönlich haftenden Gesell-
schafterin im Interesse der Gesellschaft liegt 
oder Kommanditisten, die mindestens 20 % des 
Kommanditkapitals halten, schriftlich unter An-
gabe der Tagesordnung die Einberufung einer 
außerordentlichen Gesellschafterversammlung 
verlangen. Kommt die persönlich haftende Ge-
sellschafterin dieser Aufforderung nicht innerhalb 
von 4 Wochen nach, so sind die Kommanditisten, 
die deren Einberufung ordnungsgemäß verlangt 
haben, berechtigt, diese selbst einzuberufen.

(6) Jeder Kommanditist kann sich in der Ge-
sellschafterversammlung durch einen Mitge-
sellschafter, seinen Ehegatten, die persönlich 
haftende Gesellschafterin, eine zur Berufsver-
schwiegenheit verpflichtete Person oder durch 
die UDI UmweltDirektInvest Beratungsgesell-
schaft mbH auf Grund einer schriftlichen Voll-
macht vertreten lassen.

(7) Der wesentliche Verlauf der Gesellschafter-
versammlung nebst den gefassten Gesellschaf-
terbeschlüssen sind in einem von der persönlich 
haftenden Gesellschafterin zu unterzeichnenden 
Protokoll festzuhalten und den Kommanditisten 
zu übersenden. Hinsichtlich der Übersendung 
gilt Abs.1 Satz 2 sinngemäß. Einsprüche gegen 
das Protokoll sind innerhalb von vier Wochen 
nach Absendung schriftlich mit Begründung ge-
genüber der persönlich haftenden Gesellschaf-
terin geltend zu machen. Über die Einsprüche 
entscheidet die nächste Gesellschafterver-
sammlung. 

§ 12 Jahresabschluss, Berichte
(1) Die persönlich haftende Gesellschafterin hat 
innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des 
Geschäftsjahres den Jahresabschluss mit Bilanz 
sowie Gewinn- und Verlustrechnung nach den 
gesetzlichen Vorschriften aufzustellen. Sonder-
vergütungen im Sinne von §15 Abs.1 Nr.2 EStG, 
insbesondere die Vergütungen der persönlich 
haftenden Gesellschafterin und Zinsgutschrif-
ten, sind als Aufwand der Gesellschaft zu be-
handeln. 

(2) Die persönlich haftende Gesellschafterin wird 
den Kommanditisten alljährlich einen Geschäfts-
bericht erstatten und sie über außergewöhnliche 
Geschäftsvorfälle unverzüglich unterrichten.

(3) Sonderbetriebsausgaben der Gesellschafter 
(z. B. Zinsen auf die Finanzierung der Komman-
diteinlage) sind der persönlich haftenden Ge-
sellschafterin bis zum 15. März des Folgejahres 
nachzuweisen. Später nachgewiesene Sonder-
betriebsausgaben können nur berücksichtigt 
werden, wenn dies verfahrensrechtlich noch 
möglich ist und nur gegen Erstattung der entste-
henden Aufwendungen.

§ 13 Gesellschafterkonten
(1) Für die Gesellschafter werden folgende Kon-
ten geführt:

a)	 Gesellschafterkonten (Kapitalkonten I),
b)	 Verlustvortragskonten (Kapitalkonten II),
c)	 Agiokonten (Kapitalkonten III),
d)	 Verrechnungskonten.

(2) Auf den Gesellschafterkonten, die Festkonten 
sind, sind die Kommanditeinlagen 
(einschließlich Kapitalerhöhungen) der Gesell-
schafter zu buchen.

(3) Auf den Verlustvortragskonten, die Unterkon-
ten der Gesellschafterkonten sind, werden die 
Verlustanteile verbucht, welche die Gesellschaf-
ter tragen müssen. Gewinnanteile sind den Ver-
lustvortragskonten so lange gutzuschreiben, bis 
diese ausgeglichen sind.

(4) Auf den Agiokonten, die Unterkonten der Ge-
sellschafterkonten sind, werden die Agiozahlun-
gen verbucht.

(5) Auf den Verrechnungskonten werden alle 

Gutschriften und Belastungen verbucht, die nach 
den vorstehenden Bestimmungen nicht auf ei-
nem der anderen Konten zu verbuchen sind. Die 
Verrechnungskonten sind weder im Soll noch im 
Haben zu verzinsen.

§ 14 Ergebnis- und Vermögensbeteiligung
(1) Am Vermögen sowie am Gewinn und Verlust 
sind die Gesellschafter grundsätzlich in dem zum 
31. Dezember des betreffenden Geschäftsjahres 
gegebenen Verhältnis ihrer festen Gesellschaf-
terkonten beteiligt.

(2) Für das Geschäftsjahr 2008 wird das Ergeb-
nis auf die Kommanditisten - unabhängig vom 
Zeitpunkt des Beitritts oder der Erhöhung der 
Einlagen - so verteilt, dass die Verlustvortrags-
konten zum 31. Dezember im selben Verhältnis 
zueinander stehen wie die festen Gesellschaf-
terkonten. Die Verteilung erfolgt dabei in der 
Weise, dass das Ergebnis der Gesellschaft vom 
Zeitpunkt des Beitritts eines Kommanditisten 
oder der Erhöhung der Einlage an zunächst dem 
beitretenden oder die Einlage erhöhenden Ge-
sellschafter bis zu der Höhe allein zugewiesen 
wird, in der vorher beigetretene Kommanditisten 
entsprechend ihrer festen Gesellschafterkonten 
am Ergebnis beteiligt waren. Das nach Abzug 
dieser Vorabverteilung verbleibende Ergebnis 
wird auf alle Kommanditisten im Verhältnis ih-
rer festen Gesellschafterkonten verteilt. Für das 
Geschäftsjahr 2009 erfolgt die Ergebnisvertei-
lung gegebenenfalls analog den vorstehenden 
Regelungen. Durch diese Sonderregelung soll 
sichergestellt werden, dass alle Kommanditisten 
entsprechend ihrer Beteiligung an der Gesell-
schaft an den Verlusten der Investitionsphase 
gleichmäßig teilnehmen.

(3) Einem Kommanditisten werden Verlustanteile 
auch dann zugerechnet, wenn diese die Kom-
manditeinlage übersteigen. Zum Ausgleich eines 
Verlustvortragskontos sind die Kommanditisten 
weder gegenüber der Gesellschaft noch unterei-
nander verpflichtet.

§ 15 Verwendung von
Liquiditätsüberschüssen, Ausschüttungen
(1) Aus dem Liquiditätsüberschuss der Gesell-
schaft ist nach Ermessen der persönlich haften-
den Gesellschafterin zur Sicherstellung einer 
ordnungsgemäßen Geschäftsführung, insbeson-
dere zur Sicherstellung der Zins- und Tilgungs-
leistungen, eine angemessene Liquiditätsreserve 
zu halten; dies mindestens in der Höhe, die in der 
Liquiditätsprognose des Beteiligungsprospektes 
angegeben ist und mindestens in der von den fi-
nanzierenden Kreditinstituten geforderten Höhe.

(2) Der nach Bildung der Liquiditätsreserve ge-
mäß Abs.1 verbleibende Liquiditätsüberschuss 
ist nach Feststellung des Jahresabschlusses an 
die Kommanditisten im Verhältnis ihrer festen 
Gesellschafterkonten auszuschütten.

(3) Soweit die Ausschüttungen nach den han-
delsrechtlichen Vorschriften als Rückzahlung der 
Kommanditeinlagen anzusehen sind, entsteht bis 
zur Höhe der jeweils übernommenen Hafteinlage 
eine persönliche Haftung der Kommanditisten 
für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft (§172 
Abs.4 HGB).

§ 16 Kontrollrechte der Kommanditisten
(1) Die Kommanditisten sind berechtigt, selbst 
oder auf ihre Kosten durch eine zur Berufsver-
schwiegenheit verpflichteten Person die Bücher 
und Papiere der Gesellschaft am Sitz der Ge-
sellschaft nach Ankündigung mit angemessener 
Frist einsehen zu lassen.

(2) Die Informationsrechte aus § 166 HGB blei-
ben unberührt. 

§ 17 Verfügungen über Beteiligungsrechte
(1) Jeder Kommanditist kann seine Beteiligung 
mit Zustimmung der persönlich haftenden Ge-
sellschafterin - die nur aus wichtigem Grund 
versagt werden darf - abtreten, jedoch nur mit 
Wirkung zum Beginn eines nachfolgenden Ge-
schäftsjahres und nur wenn sich der abgetrete-
ne Betrag der Kommanditbeiteiligung ohne Rest 
durch 2.500 teilen lässt.
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(2) Jeder Kommanditist kann ferner diese Rech-
te sowie einzelne (ihm im Verhältnis zur Gesell-
schaft unmittelbar zustehende) Ansprüche aus 
dem Gesellschaftsverhältnis zur Absicherung ei-
nes Kredits, den er ganz oder teilweise zur Finan-
zierung seiner Kommanditeinlage aufnimmt, ab-
treten oder verpfänden. Jede sonstige Verfügung 
über diese Rechte, insbesondere jede sonstige 
Belastung und die Begründung von Unterbeteili-
gungen sowie Einräumung von Treuhandverhält-
nissen, bedürfen der vorherigen Zustimmung der 
persönlich haftenden Gesellschafterin, die darü-
ber nach billigem Ermessen zu entscheiden hat.

§ 18 Ableben eines Kommanditisten
(1) Verstirbt ein Kommanditist, so geht seine 
Kommanditbeteiligung auf seine Erben über. 
Abtretungen von Erben an Vermächtnisnehmer 
bedürfen weder der Zustimmung der persönlich 
haftenden Gesellschafterin noch der anderen 
Kommanditisten. Die Ausübung der Rechte aus 
der Kommanditbeteiligung eines verstorbenen 
Kommanditisten durch einen Testamentsvollstre-
cker ist zulässig. Die Rechtsnachfolger des ver-
storbenen Kommanditisten haben sich gegen-
über der persönlich haftenden Gesellschafterin 
durch Vorlage eines Erbscheins zu legitimieren.

(2) Geht eine Kommanditbeteiligung auf mehrere 
Personen über, so sind diese verpflichtet, einen 
gemeinsamen Bevollmächtigten für die Ausübung 
ihrer Rechte aus der Beteiligung zu bestellen. Bis 
zur Bestellung des Bevollmächtigten ruhen mit 
Ausnahme der Ergebnisbeteiligung alle Rechte 
aus der Beteiligung. Sämtliche Zahlungen aus 
der Gesellschaft sind nur an den gemeinsamen 
Bevollmächtigten vorzunehmen.

§ 19 Ausscheiden von Gesellschaftern
(1) Ein Kommanditist scheidet aus der Gesell-
schaft aus, wenn

a)	 er die Kommanditbeteiligung wirksam kün-
digt;

b)	 in die Kommanditbeteiligung oder einzelne 
Ansprüche aus dem Gesellschaftsverhält-
nis auf Grund eines nicht nur vorläufig voll-
streckbaren Titels die Zwangsvollstreckung 
betrieben wird und diese nicht innerhalb von 
drei Monaten, spätestens bis zur Verwertung, 
aufgehoben wird;

c)	 über das Vermögen des Kommanditisten das 
Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens mangels Mas-
se abgelehnt wird;

d)	 der Kommanditist gemäß Abs.2 oder Abs.3 
aus der Gesellschaft ausgeschlossen wird;

(2) Die persönlich haftende Gesellschafterin ist 
berechtigt, einen Kommanditisten aus der Ge-
sellschaft auszuschließen, wenn dieser trotz 
Mahnung unter Setzung einer Nachfrist von 30 
Tagen seine Kommanditeinlage nicht oder nicht 
vollständig leistet oder seine Mitwirkungspflich-
ten, insbesondere hinsichtlich seiner Eintragung 
in das Handelsregister, nicht erfüllt.

(3) Ein Kommanditist kann durch Beschluss der 
Gesellschafterversammlung aus der Gesell-
schaft ausgeschlossen werden, wenn er seine 
Verpflichtungen aus dem Gesellschaftsverhält-
nis verletzt und den anderen Gesellschaftern die 
Fortsetzung des Gesellschaftsverhältnisses mit 
diesem Kommanditisten unzumutbar geworden 
ist. Bei der Beschlussfassung über den Aus-
schluss hat der betroffene Kommanditist kein 
Stimmrecht. Er ist jedoch anzuhören, wenn er 
an der Gesellschafterversammlung, in der über 
seinen Ausschluss Beschluss gefasst werden 
soll, teilnimmt.

(4) Scheidet ein Kommanditist aus der Gesell-
schaft aus, so wird die Gesellschaft von den 
verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt. Der 
Gesellschaftsanteil des ausgeschiedenen Kom-
manditisten wächst den Gesellschaftsanteilen 
der verbleibenden Kommanditisten im Verhältnis 
ihrer festen Gesellschafterkonten zu, sofern nicht 
etwas anderes vereinbart ist. Der ausscheidende 
Kommanditist ist gemäß den Bestimmungen des 
§ 20 abzufinden.

§ 20 Abfindung
(1) Soweit keine andere Regelung getroffen ist, 
erhält der ausscheidende Gesellschafter eine 
Abfindung, die sich nach dem wirklichen Wert 
seiner Gesellschaftsbeteiligung richtet. Dieser 
Wert wird anhand einer nach handelsrechtlichen 
Grundsätzen zu erstellenden Auseinanderset-
zungsbilanz, welche die vorhandenen stillen 
Reserven sowie notwendige Rückstellungen 
und Risiken berücksichtigt, ermittelt. Scheidet 
ein Gesellschafter zum Schluss eines Kalender-
jahres aus, ist der Jahresabschluss zum 31.12. 
der Auseinandersetzungsbilanz zugrunde zu 
legen; andernfalls ist der Jahresabschluss zum 
31.12. des Jahres, welches dem Zeitpunkt des 
Ausscheidens voranging, Grundlage für die 
Auseinandersetzungsbilanz. Der ausscheidende 
Kommanditist erhält als Abfindung mindestens 
einen Betrag in Höhe der Salden seiner Gesell-
schafterkonten (§ 13 ). Bilanzberichtigungen auf 
Grund steuerlicher Außenprüfungen haben auf 
die Abfindung keinen Einfluss.

(2) Scheidet ein Kommanditist gemäß § 19 Abs. 
2 aus der Gesellschaft aus, so ist er an dem Er-
gebnis, das die Gesellschaft während der Inves-
titionsphase erzielt, nicht beteiligt. Er hat an die 
Gesellschaft zur Deckung der mit seinem Beitritt 
zur Gesellschaft verbundenen Kosten einen Be-
trag in Höhe von 10 % des Nominalbetrages sei-
ner gezeichneten Einlage zu zahlen. Hat dieser 
Kommanditist einen Teil seiner Einlage geleistet, 
so erhält er spätestens binnen sechs Monaten 
nach seinem Ausscheiden diesen Teil seiner Ein-
lage, gekürzt um den Kostenbeitrag gemäß Satz 
1 zurück.

(3) Scheidet ein Kommanditist gemäß §19 Abs.1 
lit. b), c) oder d) aus, so erhält er eine Abfindung, 
die sich nach den Salden seiner Gesellschafter-
konten richtet. Auf die abweichende Regelung 
des Abs. 2 wird verwiesen. 

(4) Scheidet ein Kommanditist nicht mit Ablauf 
eines Geschäftsjahres aus der Gesellschaft aus, 
nimmt er am Ergebnis des dann laufenden Ge-
schäftsjahres und am Ergebnis der bei seinem 
Ausscheiden noch schwebenden Geschäfte 
nicht mehr teil.

(5) Die Ermittlung des Abfindungsguthabens des 
ausscheidenden Kommanditisten ist auf dessen 
Kosten vom Steuerberater der Gesellschaft vor-
zunehmen.

(6) Im Streitfall erfolgt die Ermittlung des Abfin-
dungsguthabens für sämtliche Beteiligten ver-
bindlich durch einen von der örtlich zuständigen 
Industrie- und Handelskammer zu benennenden 
Wirtschaftsprüfer, sofern sich die Beteiligten nicht 
auf eine andere sachverständige Person einigen. 
Die Kosten der Ermittlung des Abfindungsgutha-
bens durch den Sachverständigen sind dann von 
der Gesellschaft und dem ausscheidenden Kom-
manditisten in entsprechender Anwendung der 
Bestimmungen der §§ 91 ff. ZPO zu tragen.

(7) Das Abfindungsguthaben gemäß Abs. 1 oder 
3 ist in sechs gleichen Halbjahresraten zu bezah-
len, deren erste ein Jahr nach dem Ausscheiden 
fällig wird. Das Abfindungsguthaben ist mit 2 % 
p. a. über dem Zinssatz des Bürgerlichen Ge-
setzbuches (§247 BGB) zu verzinsen. Die Zinsen 
sind jeweils mit der nächsten Abfindungsrate 
fällig. Die Gesellschaft ist berechtigt, das Ab-
findungsguthaben vorzeitig auszuzahlen. Eine 
Sicherheitsleistung für das Abfindungsguthaben 
oder eine Haftungsbefreiung gegenüber den Ge-
sellschaftsgläubigern kann der ausscheidende 
Gesellschafter nicht verlangen. Die Gesellschaft 
hat den ausscheidenden Kommanditisten jedoch 
von der Inanspruchnahme für Gesellschafts-
schulden frei zu halten.

(8) Die Änderung der in Absatz 1 bis 6 getroffe-
nen Abfindungsregeln bedarf eines Gesellschaf-
terbeschlusses mit einer Mehrheit von mindes-
tens 90 % der vorhandenen Stimmen.

§ 21 Auflösung der Gesellschaft
(1) Die Gesellschaft tritt unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen sowie dann in Liquidation, 
wenn die Gesellschafter die Auflösung mit einer 

Mehrheit von mindestens 75 % der vorhandenen 
Stimmen beschließen.

(2) Bei Auflösung der Gesellschaft erfolgt die Li-
quidation durch die persönlich haftende Gesell-
schafterin. Der Umfang ihrer Geschäftsführungs- 
und Vertretungsmacht wird durch die Auflösung 
der Gesellschaft nicht verändert.

(3) Die persönlich haftende Gesellschafterin hat 
das Vermögen der Gesellschaft bestmöglich zu 
veräußern und den nach Berichtigung aller Ver-
bindlichkeiten der Gesellschaft verbleibenden 
Liquidationsüberschuss an die Gesellschafter 
im Verhältnis der festen Gesellschafterkonten 
auszuzahlen.

§ 22 Haftung und Verjährung
(1) Die Gesellschafter untereinander sowie die 
Gesellschafter im Verhältnis zur Gesellschaft 
haften nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 
Schadensersatzansprüche der Gesellschafter 
untereinander verjähren innerhalb von drei Jah-
ren nach Bekanntwerden des haftungsbegrün-
denden Sachverhalts, soweit nicht das Gesetz 
oder andere Bestimmungen eine kürzere Verjäh-
rungsfrist vorsehen.

(2) Die Ansprüche sind binnen einer Frist von 
sechs Monaten nach Kenntniserlangung von 
dem Schaden gegenüber dem Verpflichteten per 
eingeschriebenem Brief geltend zu machen.

§ 23 Beirat
Die Gesellschaft kann auf der Gesellschafter-
versammlung die Bildung eines Beirats beschlie-
ßen. Dieser Beirat hat für die Geschäftsführung 
beratende Funktion.

§ 24 Schriftform
(1) Sämtliche rechtsgeschäftlichen Erklärungen, 
die das Gesellschaftsverhältnis berühren, be-
dürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, die 
mündlich nicht abbedungen werden kann.

(2) Dies gilt nicht für Erklärungen durch Gesell-
schafterbeschlüsse, die mit dem Tag der Be-
schlussfassung oder - bei Beschlussfassung im 
schriftlichen Umlaufverfahren - mit dem Tag des 
Ablaufs der Beschlussfassung wirksam werden, 
unabhängig davon, wann das Beschlussfas-
sungsergebnis schriftlich mitgeteilt wird.

§ 25 Erfüllungsort und Gerichtsstand
Erfüllungsort und Gerichtsstand für alle An-
sprüche, Verpflichtungen und Streitigkeiten aus 
diesem Gesellschaftsvertrag ist der Sitz der Ge-
sellschaft.

§ 26 Kosten des Vertrages
und seiner Durchführung
Die Kosten dieses Vertrages und seiner Durch-
führung trägt die Gesellschaft.

§ 27 Salvatorische Klausel
(1) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages 
unwirksam sein oder werden, so wird die Gül-
tigkeit des Vertrages im Übrigen hierdurch nicht 
berührt. Vielmehr gilt in diesem Falle eine solche 
Bestimmung als vereinbart, durch die der mit der 
unwirksamen Bestimmung beabsichtigte wirt-
schaftliche Zweck rechtswirksam weitestgehend 
erreicht wird. 

(2) Entsprechendes gilt, wenn bei Durchführung 
dieses Vertrages eine regelungsbedürftige Lü-
cke offenbar wird. Beruht die Unwirksamkeit 
einer Bestimmung auf einem darin festgelegten 
Maß der Leistung oder Zeit, so gilt das rechtlich 
zulässige Maß als vereinbart, das dem Ziel des 
Bestands- und Liquiditätsschutzes der Gesell-
schaft am nächsten kommt.

Roth, den 24.06.2008

Georg Hetz	 Dietmar Hoffmann
(Gründungskommanditist)	 (Gründungskommanditist)

Komplementärin – UDI Sonne Wind und Biomasse GmbH
(vertreten durch die Geschäftsführer Georg Hetz und 
Dietmar Hoffmann)
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Mit telverwendungskontrollver trag
Zwischen 

Top 3 Biogas GmbH & Co. KG
Kellerweg 12
91154 Roth
- im folgenden Auftraggeberin - 

und 

Lorenz & Herzog GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Zunftstraße 3
91154 Roth
- im folgenden Auftragnehmerin - 

Vorbemerkung

§ 1 Auftrag
(1) Die Auftraggeberin beauftragt die Auftragnehmerin 
mit der kontrollierenden Mitwirkung bei der Verwendung 
ihres Kommanditkapitals gemäß den nachfolgenden 
Bestimmungen 
( „Mittelverwendungskontrolle“ )

(2) Die Auftraggeberin wird für die von den Kommandi-
tisten zu erbringenden Pflichteinlagen ein Konto ( nach-
folgende „Einlagekonto“) einrichten, über das – als so 
genanntes UND – Konto – die Geschäftsführung der 
Auftraggeberin nur gemeinsam mit der Auftragneh-
merin verfügen kann. Die Auftraggeberin hat in dem 
Vermögensanlagen – Verkaufsprospekt, in ihrem Ge-
sellschaftsvertrag sowie in der Beitrittsvereinbarung mit 
den Kommanditisten sicherzustellen, dass Einzahlun-
gen der gezeichneten Pflichteinlagen ausschließlich auf 
dieses Einlagenkonto zu erfolgen haben.

§ 2 Freigabevoraussetzungen
(1) Die Auftragnehmerin ist berechtigt und verpflich-
tet einer von der Geschäftführung der Auftraggeberin 
schriftlich angeforderten Auszahlung von auf dem Ein-
lagenkonto befindlichen Mitteln durch Mitwirkung an 
entsprechenden Verfügungen zuzustimmen („Freiga-
be“), wenn eine der folgenden Fälle vorliegt:

Zahlungen zur Durchführung von Investitionen in a)	
Übereinstimmung mit dem Investitionsplan der Auf-
traggeberin, 
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Auszahlungen von vertraglich vereinbarten Vergütun-b)	
gen nach dem Gesellschafts- oder diesem Mittelver-
wendungskontrollvertrag
Erstattung von nachgewiesenen Auslagen der Ge-c)	
schäftführung der Auftraggeberin
Rückzahlung von eingezahltem Kapital bzw. Auszah-d)	
lung von Abfindungsguthaben an Kommanditisten 
bzw. Treugeber, die aus der Gesellschaft ausscheiden 
oder nach den Regelungen des Gesellschaftsvertra-
ges aus der Gesellschaft ausgeschlossen werden,
Begleichung fälliger gesetzlicher Verbindlichkeiten e)	
der Auftraggeberin,
Auszahlungen, die durch einen Gesellschafterbe-f)	
schluss der Auftraggeberin ausdrücklich genehmigt 
wurden,
Verzinsliche Zwischenanlage der auf dem Einlagen-g)	
konto befindlichen Mittel, insbesondere als Festgeld-
anlage.

(2) Stimmt die Auftragnehmerin einer von der Ge-
schäftsführung der Auftraggeberin schriftlich angefor-
derten Auszahlung von auf dem Einlagenkonto befind-
lichen Mitteln endgültig nicht zu, insbesondere wenn 
ihrer Ansicht nach die Auszahlungsvoraussetzungen 
nicht vorliegen oder keine ausreichenden Nachweise 
hierfür erbracht sind, so kann die Auftraggeberin einen 
Gesellschafterbeschluss über die angeforderte Aus-
zahlung herbeiführen. 
Stimmen die Gesellschafter der Auszahlung zu, ist die 
Auftragnehmerin nach § 2 Abs. 1 lit. f zur Freigabe ver-
pflichtet. 

(3) Die Auftragnehmerin übernimmt ausschließlich die 
in diesem Vertrag beschriebene Kontrolle der von dem 
Einlagenkonto der Auftraggeberin zu bewirkenden Zah-
lungen. Eine darüber hinausgehende Überwachung 
der Auftraggeberin, deren Geschäftsführung oder des 
Kommanditisten ist nicht Gegenstand dieses Vertrages. 
Insbesondere ist mit diesem Vertrag keine Überprüfung 
über die Angemessenheit oder Werthaltigkeit von Ge-
genleistungen für die zu Auszahlung freizugebenden 
Mittel verbunden.

(4) Die Auftragnehmerin ist von den Beschränkungen 
des § 181 BGB befreit. 

§ 3 Zusammenarbeit zwischen Auftraggeberin und 
Auftragnehmerin / Vertraulichkeit
(1) Die Auftraggeberin wird der Auftragnehmerin alle zur 
Durchführung der übernommenen Aufgaben erforder-
lichen Unterlagen zur Verfügung stellen, erforderliche 
Auskünfte erteilen und jede erbetene und sachdienliche 
Unterstützung in geeigneter Form gewähren.

(2) Die Auftraggeberin wird der Auftragnehmerin Aus-
zahlungsanforderungen und entsprechende Nachweise 
stets so rechtzeitig vorlegen, dass der Auftragnehmerin 
ein angemessener Zeitraum zur Prüfung der Freigabe-
voraussetzungen verbleibt.

(3) Die Auftragnehmerin erhält Duplikate von allen Kon-
toauszügen des Einlagenkontos.

(4) Die Auftragnehmerin wird durch diesen Vertrag nicht 
gehindert, vergleichbare Leistungen auch für andere 
Auftraggeber zu erbringen, sofern diese nicht den glei-
chen oder einen ähnlichen Geschäftsgegenstand in 
derselben Branche verfolgen. 

§ 4 Vergütung
Die Auftragnehmerin erhält eine Vergütung in Höhe von 
€ 5.500,00.

§ 5 Haftung der Auftragnehmerin
Die Auftragnehmerin handelt ausschließlich für schuld-
hafte (§ 276 BGB) Pflichtverletzung im Rahmen des 
vorliegenden Vertragsverhältnisses und der danach ge-
schuldeten Leistung. Die Haftung ist auf 1 Million Euro 
begrenzt.

§ 6 Dauer des Vertrages
Der Vertrag endet mit der Inbetriebnahme der letzten 
der 3 Biogasanlagen.

§ 7 Schlussbestimmungen
(1) Für diesen Vertrag ist ausschließlich deutsches 
Recht maßgeblich.
(2) Erfüllungsort und Gerichtsstand für sämtliche Strei-
tigkeiten aus diesem Vertrag ist Nürnberg, soweit dies 
zulässig vereinbart werden kann.
(3) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages 
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt 
auch für diese Schriftformklausel.
(4) Sollte sich eine Bestimmung dieses Vertrages als 
nicht rechtswirksam erweisen, so wird die Wirksamkeit 
der übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Die 
Vertragsschließenden verpflichten sich, etwaige un-
wirksame Bestimmungen dieses Vertrages durch ande-
re Bestimmungen zu ersetzen, die den beabsichtigten 
Zweck der unwirksamen Bestimmung auf rechtlich zu-
lässige Weise bestmöglich erreichen. Entsprechendes 
gilt, wenn sich bei Durchführung des Vertrages eine er-
gänzungsbedürftige Lücke ergeben sollte.

Roth, 23.06.2008

_______________	 _______________
Auftraggeberin		  Auftragnehmerin
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Hinweise zu Fernabsatzver trägen
Aufgrund des Gesetzes zur Änderung der Vorschriften über 
Fernabsatzverträge bei Finanzdienstleistungen sind wir ver-
pflichtet, Ihnen als Verbraucher folgende Informationen zur 
Verfügung zu stellen:

Grundlage Ihrer Beteiligung an der Top 3 Biogas GmbH & Co. 
KG ist der Beteiligungsprospekt mit Stand vom 24.06.2008.

I. Information zu den Beteiligten

1. Anbieterin des Beteiligungsangebots / Emittentin
Emittentin ist die Top 3 Biogas GmbH & Co. KG mit Sitz in 
91154 Roth, Kellerweg 12 eingetragen in das Handelsregister 
des AG Nürnberg unter HRA 14816. Persönlich haftenden Ge-
sellschafterin ( Komplementärin ) ist die UDI Sonne Wind und 
Biomasse GmbH mit Sitz in 91154 Roth, Kellerweg 12, vertre-
ten durch die Geschäftsführer Georg Hetz, Roth und Dietmar 
Hoffmann, Pyrbaum, eingetragen in das Handelsregister des 
Amtsgerichts Nürnberg HRB 24053. Gründungskommanditis-
ten sind Georg Hetz, Roth und Dietmar Hoffmann, Pyrbaum, 
Geschäftsanschrift: Kellerweg 12, 91154 Roth.

2. Vermittler der Kapitalanlage
Vermittler der Kapitalanlage ist die UDI UmweltDirektInvest- 
Beratungsgesellschaft mbH, Lina-Ammon-Str. 30, 90329 
Nürnberg, vertreten durch den Geschäftsführer Georg Hetz, 
eingetragen im Handelsregister des AG Nürnberg unter HRB 
16352. Die unter 1. angegebenen Personen unterliegen nicht 
der Aufsicht einer speziellen Aufsichtsbehörde. Hinsichtlich 
des Vermittlers beachten Sie bitte dessen Informationen. 

II. Informationen zur Beteiligung

1. Gegenstand der Gesellschaft
Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb und Betrieb 
von drei Biogasproduktionsstätten sowie die Produktion und 
der Verkauf von aus Biogas gewonnenem Strom und Wärme.
Die Gesellschaft ist befugt, gleichartige oder ähnliche Unter-
nehmen zu erwerben, sich an solchen zu beteiligen, deren 
Vertretung zu übernehmen, Zweigniederlassungen im In- und 
Ausland zu errichten sowie alle Geschäfte zu betreiben, die 
geeignet sind, die Unternehmung der Gesellschaft zu fördern. 
Die Gesellschaft kann die zur Erreichung ihres Zwecks erfor-
derlichen oder zweckmäßigen Handlungen selbst vornehmen 
oder durch Dritte vornehmen zu lassen.

2. Wesentliche Merkmale der angebotenen Dienstleistung
Der Beitretende beteiligt sich als Kommanditist an der Top 3 
Biogas GmbH & Co. KG. Er ist entsprechend seiner Betei-
ligung am wirtschaftlichen Erfolg der Gesellschaft beteiligt. 
Die wesentlichen Merkmale der Beteiligung einschließlich der 
Chancen und Risiken ergeben sich aus dem Verkaufspros-
pekt mit Stand vom 24.06.2008, der dem Anlieger vorliegt. 
Um der Fondsgesellschaft beizutreten, hat der Anleger eine 
vollständig ausgefüllte Beitrittserklärung einzureichen und 
den Anlagebetrag zuzüglich Agio auf das Konto der Gesell-
schaft einzuzahlen. Der Beitritt zur Gesellschaft wird mit An-
nahme der Beitrittserklärung durch die persönlich haftende 
Gesellschafterin und der rechtzeitigen Zahlung der Einlage 
wirksam.
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3. Laufzeit / Kündigung
Die Beteiligung an der Fondsgesellschaft kann mit einer Frist 
von sechs Monaten zum Ende eines Geschäftsjahres, erst-
mals jedoch zum 31.12.2025 sowie zum Ende jedes nachfol-
genden Geschäftsjahres schriftlich gekündigt werden. Das 
Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt. 
Die Kündigung ist per Einschreiben an die von der persönlich 
haftenden Gesellschafterin zum Empfang von Willenserklä-
rungen bevollmächtigte UDI UmweltDirektInvest-Beratungs-
gesellschaft mbH, Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg zu 
richten.

4. Höhe und Kosten der Beteiligung
Die Kapitaleinlage muss mindestens € 5.000 betragen, durch 
2.500 ohne Rest teilbar sein und ist in bar zu leisten. Es ist ein 
Agio in Höhe von 5 % der Einlage zu zahlen.

Die Kapitaleinlage inklusive Agio ist zwei Wochen nach An-
nahme der Beitrittserklärung fällig. Einzahlungen erfolgen 
durch Banküberweisung auf das Bankkonto der Gesellschaft. 
Als Verwendungszweck ist anzugeben die Höhe der Beteili-
gung plus Agio, Name, Vorname. Weiterhin hat der Anleger 
die eigenen Kosten für die Handelsregistervollmacht zu tra-
gen. Darüber hinaus entstehen für den Anleger keine weiteren 
Kosten. Im Falle einer späteren Übertragung seines Anteils 
hat der Verkäufer die hierdurch entstehenden Kosten, ein-
schließlich der Kosten der Anmeldung zum Handelsregister 
und der Kosten der notariellen Beglaubigung zu tragen. 

5. Leistungsvorbehalte 
Nach Annahme des in der Beitrittserklärung abgegebenen 
Angebots durch die Komplementärin der Beteiligungsgesell-
schaft bestehen keine Leistungsvorbehalte.

6. Weitere Vertragsbedingungen
Die konkreten Vertragsbestimmungen ergeben sich aus dem 
im Verkaufsprospekt abgedruckten Gesellschaftsvertrag der 
Beteiligungsgesellschaft. Im Verkaufsprospekt finden sich 
auch weitere Informationen.

7. Risiken
Eine Beteiligung an der Beteiligungsgesellschaft ist, wie im 
Verkaufsprospekt dargestellt, wegen ihrer spezifischen Merk-
male (unternehmerische Beteiligung) mit spezifischen Risiken 
behaftet; in der Vergangenheit erwirtschaftete Erträge sind 
keine Indikatoren für künftige Erträge. Zu den steuerlichen 
Auswirkungen der Beteiligung für den Anleger wird auf die 
Erläuterungen im Verkaufsprospekt, insbesondere im Kapitel 
„Steuerliche Grundlagen“, verwiesen.

8. Anwendbares Recht / Sprache
Das Angebot richtet sich ausschließlich an im Inland ansässi-
ge unbeschränkt steuerpflichtige Personen aus der Bundes-
republik Deutschland. Für die Verträge der Fondsgesellschaft 
und die Beziehung zwischen der Fondsgesellschaft, gegebe-
nenfalls dem Vermittler und dem Beitretenden, gilt das Recht 
der Bundesrepublik Deutschland. Der Verkaufsprospekt, die 
Beitrittserklärung, die Widerufsbelehrung sowie dieses Infor-
mationsblatt sind in deutscher Sprache abgefaßt.

III. Informationen über Besonderheiten des Fern-
absatzvertrages - Widerrufsbelehrung

Widerufsrecht
Sie können ihre Vertragserklärung innerhalb von 2 Wochen 
ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, 
E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt frühestens mit dem Er-
halt dieser Belehrung. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt 
die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.

Der Widerruf ist zu richten an:
Top 3 Biogas GmbH & Co. KG
Kellerweg 12
91154 Roth

Widerrufsfolgen
Im Falle des wirksamen Widerrufs sind die beiderseits gewähr-
ten Leistungen zurückzugewähren und gegebenenfalls gezo-
gene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben. Können Sie 
uns die empfangene Leistung ganz oder teilweise nicht zurück-
gewähren, müssen Sie uns insoweit gegebenenfalls Werter-
satz leisten. Die kann dazu führen, dass Sie den vertraglichen 
Zahlungsverpflichtungen für den Zeitraum bis zum Widerruf 
gleichwohl erfüllen müssen. Verpflichtungen zur Erstattung 
müssen Sie innerhalb einer Frist von 30 Tagen erfüllen.

Besondere Hiweise
Das Widerrufsrecht erlischt vorzeitig, wenn der Vertrag voll-
ständig erfüllt ist und Sie dem ausdrücklich zugestimmt ha-
ben.

Außergerichtliche Beschwerde
und Rechtsbehelfsverfahren
Bei Streitigkeiten aus der Anwendung der Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuches betreffend Fernabsatzverträ-
ge über Finanzdienstleistungen können die Beteiligten, un-
beschadet ihres Rechts, die Gerichte anzurufen, auch eine 
Schlichtungsstelle anrufen, die bei der Deutschen Bundes-
bank eingerichtet ist. Ein Merkblatt sowie die Schlichtungs-
verfahrensverordnung ist erhältlich bei:

	 Deutsche Bundesbank Schlichtungsstelle
	 Postfach 11 12 32
	 60047 Frankfurt / Main

Der Beschwerdeführer hat zu versichern, dass er in dieser 
Streitigkeit noch kein Gericht, keine Streitschlichtungsstelle 
und keine Gütestelle angerufen und auch keinen außerge-
richtlichen Vergleich abgeschlossen hat. 

IV. Einlagensicherung, Sprache,
Gültigkeit der Informationen
Ein Garantiefonds oder andere Entschädigunsregelungen 
bestehen nicht. Die Vertragsbedingungen sowie dieses In-
formationen stehen nur in deutscher Sprache zur Verfügung. 
Wir verpflichten uns, die Kommunikation während der Laufzeit 
des Vertragsverhältnisses in Deutsch zu führen. Die zur Ver-
fügung gestellten Informationen gelten bis zur Mitteilung von 
Änderungen. Preisanpassungen sind nicht vorgesehen. 
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Wenn Sie das vorliegende Angebot annehmen und der Gesell-
schaft beitreten wollen, beachten Sie bitte folgende Punkte:

Beteiligungshöhe
Die Mindesthöhe der Zeichnungssumme beträgt € 5.000,-. 
Ein höherer Betrag muss durch 2.500 teilbar sein.

Beitrittserklärung mit Widerrufsbelehrung
Bitte füllen Sie die Beitrittserklärung vollständig aus und 
unterzeichnen Sie diese sowie die Widerrufsbelehrung. 
Senden Sie die Beitrittserklärung an die

UDI UmweltDirektInvest-
Beratungsgesellschaft mbH
Lina-Ammon-Strasse 30
90329 Nürnberg 

Annahmeerklärung
Nach Eingang Ihrer Unterlagen erhalten Sie die Annahme-
bestätigung Ihres Beitritts sowie eine Registervollmacht per 
Post zugeschickt. Die Registervollmacht ist für die Eintragung 
Ihrer Beteiligung im Handelsregister erforderlich.

Praktische Hinweise zum Beitrit t
Einzahlungen
Die Kommanditeinlage ist zusammen mit 5 % Agio innerhalb 
von 14 Tagen nach Vertragsannahme auf folgendes Konto zu 
überweisen:

Kontoinhaber:	 Top 3 Biogas GmbH & Co. KG
Kontonummer:	 303 11 22 005
BLZ:	 290 500 00
Bank:	 Bremer Landesbank

Handelsregistereintragung
Ihre Beteiligung wird nach Annahme der Beitrittserklärung und 
nach Vorliegen der notariell beglaubigten Registervollmacht 
ins Handelsregister eingetragen.

Sie haben noch Fragen?
Rufen Sie uns an.
Unsere Experten sind Montag bis Freitag
von 9:00 bis 20:00 Uhr gerne für Sie da.

Telefon:	 0911 - 92 90 550
	 0800 - 834 1234 (gebührenfrei)

Telefax:	 0911 - 92 90 555
E-Mail:	 info@udi.de
Internet:	 www.udi.de
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Beitrittserklärung zur Top 3 Biogas GmbH & Co. KG

Bitte Zeichnungsschein abtrennen, ausfüllen und absenden an: UDI UmweltDirektInvest-Beratungsgesellschaft mbH, Lina-Ammon-Str. 30, 90329 Nürnberg

Persönliche Angaben

Herr	 Frau	 Titel	 Geburtsdatum

Vorname	 ggf. Geburtsname

Name	 Beruf / ausgeübte Tätigkeit

Straße / Hausnummer

PLZ	 Wohnort	 Steuernummer

Telefon 		  PLZ und Ort Ihres Wohnsitzfinanzamtes

Steuerliche Angaben:

Die vorstehende Zeichnung wird hiermit angenommen.

Top 3 Biogas GmbH & Co. KGOrt / Datum

Meine Bankverbindung für die Überweisung der Ausschüttungen lautet:

Kontonummer BLZ Bank

Ich bestätige, einen Prospekt mit Gesellschaftsver-
trag erhalten zu haben und erkenne den Inhalt für 
mich verbindlich an.

Ich bevollmächtige Top 3 Biogas GmbH & Co. KG 
für mich den Beitritt zur Kommanditgesellschaft zu 
vollziehen. Ich verpflichte mich, auf meine Kosten 
eine notariell beglaubigte Registervollmacht für die 
Durchführung aller erforderlichen Handelsregister-
eintragungen zu erteilen.

Diese Beitrittserklärung wird im Innenverhältnis 
mit der schriftlichen Annahme wirksam. Der Beitritt 
erlangt im Außenverhältnis erst Wirkung mit Eintra-
gung in das Handelsregister.

Bis zur Eintragung bin ich als atypischer stiller Ge-
sellschafter in Höhe meiner Einlage beteiligt.

Über dieses Konto kann die Top 3 Biogas GmbH & 
Co. KG nur gemeinsam mit dem Mittelverwendungs-
kontrolleur verfügen.

Mit der Speicherung meiner persönlichen Daten 
zum Zwecke der Verwaltung meiner Beteiligung bin 
ich einverstanden. Mündliche Nebenabreden wur-
den nicht getroffen.

Unterschrift

Ich verpflichte mich, die von mir zu leistende Kom-
manditeinlage zuzüglich 5 % Agio auf folgendes 
Sonderkonto zu überweisen:

Bank:	 Bremer Landesbank
Kontonummer:	 303 11 22 005
BLZ:	 290 500 00
Kontoinhaberin:	 Top 3 Biogas GmbH & Co. KG.

Datum

Widerrufsrecht:
Sie können Ihre Vertragersklärung innerhalb von 
zwei Wochen ohne Angabe von Gründen in Schrift-
form (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist 
beginnt frühestens mit Erhalt dieser Belehrung. Zur 
Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechzeitige 
Absendung des Widerrufs.

Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs sind die beiderseits 
empfangenen Leistungen zurückzugewähren und ggf. 
gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben. 

Unterschrift

Der Widerruf ist zu richten an:
Top 3 Biogas GmbH & Co. KG
Kellerweg 12, 91154 Roth.

Ort/Datum

Hiermit erkläre ich meinen Beitritt zur Top 3 Biogas GmbH & Co. KG als Kommanditist/-in

mit einer Kommanditeinlage von:
(Mindesteinlage € 5.000,- ; höhere Beträge müssen durch 2.500 teilbar sein)

+ =,-
Beteiligungssumme in €

,-
5 % Agio in €

,-
Überweisungssumme gesamt in €

in Worten

Euro
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Gestaltung und Umsetzung:
Agentur 2H GmbH ● Telefon: 0911 - 80 17 580 ● Internet: www.agentur-2h.de
Bildmaterial: Cowatec AG, panthermedia.de und fotolia.com



Beratung
Montag bis Freitag 9.00 - 20.00 Uhr
gebührenfrei unter: 0800 - 834 12 34
oder
Telefon:	0911 - 92 90 550
Telefax:	0911 - 92 90 555

E-Mail:	 udi@udi.de
Internet:	www.udi.de
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